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Daniel Peters (Fraktionsvorsitzender CDU) am Rednerpult während der Aktuellen Stunde.� Foto: Danny Gohlke

Debatte um Zukunft der Kitas 
Aktuelle Stunde auf Antrag der CDU-Fraktion zum Volksbegehren „Zukunftsplan Kita“

Der demographische Wandel und die 
damit sinkenden Geburtenzahlen be-
schäftigen die Politik seit Jahrzehn-
ten. Statistiken zufolge hat sich dieser 
Trend in den vergangenen Jahren 
sogar noch beschleunigt. Angesichts 
dieser Entwicklung debattierte der 
Landtag die Zukunft von Kinderta-
gesstätten und Betreuungspersonal. 

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Daniel 
Peters hat die Arbeit der Initiative für 
das Volksbegehren „Zukunftsplan Kita“ 
gewürdigt. Mehr als 32.000 Menschen 
hätten bis zu dieser Landtagssitzung 
das Volksbegehren unterschrieben. 
„Und ich prognostiziere: Sie werden 
die 100.000 Unterschriften erreichen.“ 
Wenn nichts passiere, werde hoch-
qualifiziertes Personal entlassen, Kitas 
geschlossen oder Eltern ins Ungewisse 
geschickt. Sinkende Kinderzahlen seien 
jedoch eine große Chance für bessere 
Betreuung und mehr individuelle För-
derung. Peters forderte bessere Fach-
kraft-Kind-Relationen sowie einen ver-
bindlichen Stufenplan für mehr Qualität 
in Krippe, Kita und Hort.

Gute Kitas, gute Bildung und Betreuung 
der Kleinsten von Anfang an sind nach 
Worten des SPD-Fraktionsvorsitzenden 
Julian Barlen mit die wichtigsten ge-
sellschaftlichen Ziele in MV. „Es geht bei 
der Kita um nichts Geringeres als das 

Vertrauen der Eltern, die morgens ihre 
Kinder in gute Hände geben.“ Am Ende 
funktioniere in der Praxis aber immer 
nur das, was realistisch finanziert ist. 
Wichtig seien nun Gespräche im Bünd-
nis mit dem klaren Ziel, mehr Qualität, 
sichere Perspektiven für die Beschäftig-
ten, solide finanziert und ohne Eltern-
beiträge. 

Enrico Schult (AfD) kritisierte, dass die 
Landesregierung seiner Ansicht nach 
in den vergangenen zwei Jahren den 
Betreuungsschlüssel in Kitas nicht ver-
bessert habe. Deshalb unterstütze die 
AfD dieses Volksbegehren. Angesichts 
des Geburtenrückgangs in MV könnten 
viele Erzieher arbeitslos werden. „Das 
wollen wir nicht.“ Gutes, pädagogisch 
ausgebildetes Personal würde weiter 
benötigt. „Wir können doch nicht riskie-
ren, dass die Erzieher in andere Bundes-
länder wechseln.“

Die Fraktionsvorsitzende der Linken, 
Jeannine Rösler, bestätigte, dass es 
Einrichtungen gibt, die nicht ausge-
lastet sind. Gleichzeitig stünden Kom-
munen und Träger unter finanziellem 
Druck. Es brauche einen Weg, der we-
der Alarmismus noch unrealistische 
Versprechen produziert, sondern Pla-
nungssicherheit und Fachkräftesiche-
rung. Die Linke setze dabei auf konkrete 
schrittweise Verbesserungen.

Jutta Wegner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) beklagte, dass es wegen des 
schlechten Betreuungsschlüssels im 
Kita-Alltag zu wenig Zeit, Nähe und Bin-
dung für Kinder mit Bedürfnissen gebe. 
„Frühkindliche Bildung ist kein Nice-to-
have. Sie ist das Fundament für gelin-
gende Bildung und eine gute Entwick-
lung.“ Deshalb unterstütze ihre Fraktion 
das Volksbegehren.

David Wulff (Gruppe der FDP) sah in 
dem Volksbegehren die historische 
Chance, das gut ausgebildete Perso-
nal halten und die Qualität in den Kitas 
verbessern zu können. Denn es gebe 
immer wieder teils gravierende Miss-
stände. Eine Chance würde verspielt, 
wenn die aktuelle Debatte falsch ge-
führt werde. 

Ministerpräsidentin Manuela Schwesig 
(SPD) verwies auf das Forum Gute Kita 
2030. Damit solle eine Beschäftigungs-
sicherheit für die Erzieherinnen und Er-
zieher ausgesprochen und eine neue 
kommunale Kita-Bedarfsplanung auf 
Basis eines Perspektivplans mit abge-
senktem Betreuungsschlüssel erarbei-
tet werden. Die gut ausgebildeten Er-
zieherinnen und Erzieher sollten im 
Land gehalten werden. Schwesig er-
klärte, in den nächsten Wochen dazu 
einen konkreten Vorschlag vorlegen zu 
wollen.

HINTERGRUND               Umfassende Hintergrundinformationen  
finden Sie auf der nächsten Seite
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Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid sind Ele-
mente der direkten Demokratie. Die Volksinitiative führt zur 
Behandlung des Anliegens der Initiatoren im Plenum sowie 
in einem Fachausschuss. Es erfordert 15.000 Unterschriften 
und kommt in jeder Legislaturperiode etwa einmal vor. Dem-
gegenüber setzt ein Volksbegehren 100.000 Unterschriften 
voraus. Einem Volksbegehren muss ein ausgearbeiteter, mit 
Gründen versehener Gesetzentwurf zugrunde liegen, über 
den im Rahmen eines Volksentscheids entschieden wird, 
sofern nicht zuvor der Landtag den Gesetzentwurf inner-
halb von sechs Monaten im Wesentlichen unverändert an-
nimmt [Art. 60 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern (Verf M-V)]. Nach Artikel 60 Absatz 2 Satz 1 Verf 
M-V können Haushaltsgesetze, Abgabengesetze und Besol-
dungsgesetze nicht Gegenstand eines Volksbegehrens sein.

Im November 2023 wurde die Volksinitiative „Betreuungs-
schlüssel für Kindertageseinrichtungen in M-V senken“ mit 
16.000 Unterschriften an den Bildungsausschuss überwiesen 
mit dem Ziel, dass eine Fachkraft durchschnittlich vier Kin-
der bis zum vollendeten dritten Lebensjahr, zehn Kinder ab 
vollendetem dritten Lebensjahr bis zum Eintritt in die Schu-
le oder 17 Kinder im Hort fördern soll. Der Landtag hat diese 
Volksinitiative abgelehnt, weil die geforderte Absenkung der 
Fachkraft-Kind-Relation kurz- und mittelfristig aufgrund der 
erheblichen finanziellen und personellen Mehrbedarfe nicht 
umsetzbar sei. Neben jährlichen Mehrkosten von über 260 
Millionen Euro bestünde ein personeller Mehrbedarf von über 
5.000 vollzeitbeschäftigten Fachkräften. Im Rahmen des ange-
nommenen Entschließungsantrages wurde das Anliegen der 
Initiatoren grundsätzlich begrüßt, den Betreuungsschlüssel 
für Kindertageseinrichtungen zu senken. Aus diesem Grund 
wurde die Landesregierung gebeten, einen langfristigen Per-
spektivplan zu entwickeln sowie zu prüfen, inwiefern weitere 
Qualitätssteigerungen in der aktuellen Legislaturperiode ein-
geleitet werden können. Der Bitte des Landtages, über die 
Ergebnisse dieser Prüfung unterrichtet zu werden, ist die Lan-
desregierung bislang nicht nachgekommen.

Am 21. April 2026 haben die Initiatoren des Volksbegehrens 
„Zukunftsplan Kita“, die Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft Mecklenburg-Vorpommern (GEW M-V) und der Kita-
Landeselternrat Mecklenburg-Vorpommern, nach §11 Ab-
satz 3 Volksabstimmungsgesetz gegenüber der Präsidentin 
des Landtages den Beginn einer freien Unterschriftensamm-
lung angezeigt. 

Inhalt des Volksbegehrens „Zukunftsplan Kita“ ist die Ände-
rung des Kindertagesförderungsgesetzes, mit dem der Per-
sonalschlüssel für die Gruppen gesetzlich verbindlich fest-
geschrieben und stufenweise verbessert werden soll. Zudem 
hat der Gesetzentwurf des Volksbegehrens das Ziel einer 
stufenweisen Verbesserung des Fachkraft-Kind-Verhältnisses 
bis spätestens zum 1. Januar 2034, sodass dann in jeder Ein-
richtung zwei Fachkräfte durchschnittlich sechs Kinder bis 
zum vollendeten dritten Lebensjahr, 14 Kinder ab vollende-
tem dritten Lebensjahr bis zum Eintritt in die Schule oder 22 
Kinder im Grundschulalter

fördern. Die Initiatoren streben einen Volksentscheid am 
20.09.2026 an. Aktueller Stand: 138341 Unterschriften (Stand 
21.5.2026 - https://www.gew-mv.de/zukunftsplan-kita)

Der Gesetzentwurf löst einen erheblichen finanziellen Mehr-
bedarf aus. Zu den durch den Gesetzentwurf entstehenden 
Mehrkosten haben die Initiatoren des Volksbegehrens keine 
Angaben gemacht. Die Landesregierung schätzt die Kosten 
der vorgelegten Maßnahmen auf jährlich zusätzlich ca. 450 
Millionen Euro, sodass man ein Gesamtvolumen von 1,5 
Milliarden für die Kindertagesförderung pro Jahr erreiche 
(https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/bm/Aktu-
ell/?id=218612&processor=processor.sa.pressemitteilung). 

Am 22. April 2026 hat der Ältestenrat des Landtages Beneh-
men darüber hergestellt, ein Rechtsgutachten in Auftrag zu 
geben. Professor Dr. Wolfgang Zeh sollte zum einen klären, 
ob es sich bei der geplanten Änderung des Kindertagesför-
derungsgesetzes um ein Gesetz handele, das den Haushalt 
wesentlich beeinflusst und somit nicht Gegenstand eines 
Volksbegehrens im Sinne des Artikels 60 Absatz 2 Satz 1 Verf 
M-V sein könne. Zum anderen sollte er der Frage nachgehen, 
ob bereits nach der Anzeige des Beginns der Unterschrif-
tensammlung bei der Präsidentin des Landtages und damit 
noch vor dem Einreichen des Antrages auf Zulassung eines 
Volksbegehrens beim Landtag die Anrufung des Landesver-
fassungsgerichts zur Frage der Zulässigkeit des Volksbegeh-
rens gemäß Artikel 60 Absatz 2 Satz 2 Verf M-V möglich wäre.

Professor Dr. Zeh kommt dabei zu dem Ergebnis, dass das 
Volksbegehren aufgrund seiner erheblichen finanziellen Aus-
wirkungen auf den Landeshaushalt einem Haushaltsgesetz 
gleichzustellen sei und damit nicht Gegenstand eines Volks-
begehrens sein könne.

November 2023 – 
 Volksinitiative

13.03.2024 –
Ablehnung durch  

den Landtag

21.04.2026 –  
Start Unterschriftensammlung

13.05.2026 –  
64.010 Unterschriften

20.09.2026 –  
Ziel: Volksentscheid

ZEITSTRAHL ZUM  
„ZUKUNFTSPLAN KITA“ 

https://www.gew-mv.de/zukunftsplan-kita
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/bm/Aktuell/?id=218612&processor=processor.sa.pressemitteilung
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/bm/Aktuell/?id=218612&processor=processor.sa.pressemitteilung
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	σ Daniel Peters, CDU

Foto: Danny Gohlke

[…] Denn Fakt ist, wenn sich so viele Erzieherinnen und Er-
zieher, Eltern, Großeltern, Familien, Gewerkschaften auf den 
Weg machen, diese Unterschriften zu sammeln, dann hat 
das einen guten Grund. Und der Grund ist, wenn jetzt nichts 
passiert, dann werden hoch qualifizierte Erzieherinnen und 
Erzieher entlassen, Kitas geschlossen, Eltern ins Ungewisse 
geschickt und Kinder aus ihrem gewohnten sozialen Umfeld 
gerissen. 

[…] Doch was nützt diese beitragsfreie Kita, wenn das Kita-
system ins Wanken geraten könnte, meine Damen und Her-
ren? Wir haben viele Erzieher, die eine intensive Ausbildung 
hinter sich gebracht haben, im Vertrauen darauf, dass sie ge-
braucht werden, dass sie mit diesem Beruf – für die allermeis-
ten würde ich sogar sagen, es ist eine Berufung und nicht nur 
ein Beruf –, dass sie in diesem Land auch eine Perspektive be-
kommen. Und ich will an dieser Stelle mich für diese Arbeit, 
diese ganz wichtige Arbeit auch, entsprechend bedanken. 
Aber Arbeitskreise, endlose Gesprächsrunden und die be-
kannte Taktik der Zermürbung werden ihnen nichts nützen, 
wenn nicht jetzt tatsächlich etwas passiert, wenn nicht in 
dieser Legislaturperiode angepackt wird und eine Lösung 
herbeigeführt wird.

[…] Und wer die Dramatik nicht erkennen will, der braucht 
sich ja nur mit der GEW auseinanderzusetzen oder mal die 
Stellungnahmen der GEW zu lesen: 3.000 Menschen, sagt 
die GEW … Ich glaube, die GEW steht nicht im Verdacht, 
der CDU-Fraktion in einer besonderen Nähe gegenüberzu-
stehen. Wir arbeiten sehr gut miteinander zusammen, aber 
ich glaube, dass die GEW irgendeine Kampagne der CDU-
Fraktion unterstützt, das wird es wohl auch in Zukunft nicht 
geben. Aber das, was sie hier niedergeschrieben haben, ist, 
3.000 Erzieherinnen und Erzieher könnten, wenn nichts pas-
siert, ihren Job verlieren. 

Und besonders hart trifft es ja dann diejenigen, die die so-
genannte ENZ-Ausbildung absolviert haben, also diese Aus-
bildung der Erzieher/-innen für 0- bis 10-Jährige. Die würde 
es besonders hart treffen, denn diese Ausbildung hat eine 
Anerkennung nur in Mecklenburg-Vorpommern.

[…] „Wer gerne mit Kindern arbeiten möchte, hat in Meck-
lenburg-Vorpommern gute Berufschancen. Überall im Land 
werden gut ausgebildete Fachkräfte benötigt, um den Perso-
nalbedarf in der Kindertagesförderung zu decken. Das Land 
hat deshalb zum Schuljahr 2017/2018 die Ausbildung ‚Staat-
lich anerkannte Erzieherin für 0 bis 10-Jährige‘ oder ‚Staatlich 
anerkannter Erzieher für 0- bis 10-Jährige‘ (kurz ENZ) aufge-
legt.“

So, was erklären wir denjenigen Menschen dann jetzt? Das 
ist doch die große Frage. Und deswegen schlagen wir Ihnen 
morgen und heute auch schon im Vorgriff vor, ein klares Kon-
zept miteinander auf den Weg zu bringen, um das drohende 
Kitasterben und die Arbeitslosigkeit von Erzieherinnen und 
Erziehern zu verhindern. Wir wollen die Verbesserung der 
Fachkraft-Kind-Relation auf 1 : 5 absenken in der Krippe und 
im Hort von 1 : 20 als ersten Schritt. 

[…] Und deswegen sage ich ganz klar: Diese Situation, die 
zurückgehenden Kinderzahlen sind ja eine Herausforderung 
für Politik und Gesellschaft, sie sind aber auch eine wahnsin-
nig große Chance. Sie sind eine Chance, über einen besseren 
Betreuungsschlüssel zu einer anderen Qualität zu kommen, 
zu einer individuelleren Betreuung. 

Und wir alle wissen, dass diese individuelle Betreuung er-
forderlich ist. Wir haben es mit heterogeneren Gruppen zu 
tun, mit einer anderen Herausforderung als noch vor vielen, 
vielen Jahren. Ich will als ein Beispiel das Thema der Sprache 
herausstellen. Wir diskutieren ja alle miteinander, ob es nicht 
wichtig und richtig ist, verbindliche Sprachstandsfeststel-
lungen einzuführen. Wir fordern das zwischen dem vierten 
und fünften Lebensjahr. Und auch dazu wird Personal be-
nötigt. Insgesamt für die individuellere Betreuung braucht 
es Personal. Also ist auch in der Situation eine große Chance 
enthalten, sich hier eben dann mit einer Situation auseinan-
derzusetzen, die da heißt, wir brauchen dieses Personal, wir 
brauchen es für die individuellere Förderung. 

Und ich sage auch, allein beim Thema Sprache wissen wir, 
wer nicht mit oder wer mit großen Defiziten in der deut-
schen Sprache den schulischen Alltag beginnt in der 1. 
Klasse, der hat es dann schwerer im Leben, im weiteren 
Bildungsweg. Das ist alles mittlerweile wissenschaftlich 
fundiert nachgewiesen. Deswegen müssen wir genau an 
der Stelle ansetzen. Und wir sagen auch ganz deutlich, erst 
die deutsche Sprache, dann die 1. Klasse. Denn nur so kön-
nen wir individuelle Förderungen für Kinder auch entspre-
chend garantieren.

CD
U
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	σ Julian Barlen, SPD

„Beim Stichwort „Kita“ […] geht 
es […] um viel mehr als Schlüssel, 
Quoten und Geldbeträge.“

Foto: Danny Gohlke

[…] Es ist gut so, dass wir heute in der Aktuellen Stunde über 
die Kita in Mecklenburg-Vorpommern sprechen, weil gute 
Kitas, gute Bildung und Betreuung der Kleinsten von Anfang 
an, das sind mit die wichtigsten gesellschaftlichen Ziele, die 
wir gemeinsam in Mecklenburg-Vorpommern verfolgen[…].

Beim Stichwort „Kita“ […] geht es […] um viel mehr als Schlüssel, 
Quoten und Geldbeträge. Es geht um die Chancen von Kindern 
auf ein gutes Aufwachsen […]. Es geht bei der Kita um […] das Ver-
trauen der Eltern, die morgens ihre Kinder in gute Hände geben, 
die dadurch Familie und Berufsleben vereinbaren können […].

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD und Die Linke)

[…] neben den Chancen für die Kinder […] geht es bei der 
Kita eben auch um Tausende engagierte Menschen, Frauen 
und Männer, die mit großem Herzen, aber die mit noch mehr 
pädagogischem Fachverstand als Erzieherinnen, Erzieher, als 
Beschäftigte in den Kitas […] wirklich jeden Tag Großartiges 
leisten. Sie alle machen […] Mecklenburg-Vorpommern […] 
zu dem Kitaland in ganz Deutschland mit der höchsten Quo-
te an Fachpersonal, mit dem höchsten Betreuungsumfang 
für die Kinder und dementsprechend auch für die Familien.

[…] in Mecklenburg-Vorpommern bekommen Eltern eben 
nicht gesagt, dass es keinen Platz für ihr Kind gibt […]. In 
Mecklenburg-Vorpommern bekommen die Eltern eben 
nicht gesagt, dass sie […] einen Platz haben, aber bitte das 
Kind gleich am Mittag wieder abholen sollen. […]

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD und Die Linke)

[…] Die Sorgen, die aktuell zum Ausdruck kommen […] 
rund um die sinkenden Kinderzahlen, rund um die Risiken, 
die dafür, auch für die Struktur und auch für das Personal, 
bestehen, […] das sind auch unsere Sorgen. Wir nehmen 
diese Sorgen ernst, wir nehmen sie sehr ernst. […] wir ver-
folgen angesichts dieser Entwicklung dieselben Absichten 
und wollen dasselbe erreichen: erstens Sicherheit für die Be-
schäftigten und zweitens […] weitere Schritte für kleinere 
Gruppen, für gute Arbeitsbedingungen und eben eine ver-

besserte Betreuungssituation in den Kitas […]. Darüber gibt 
es keinen Streit.

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD und Die Linke)

 […] die gute Nachricht in dieser Situation ist […] dass wir 
es in Mecklenburg-Vorpommern […] mit politischem Mut, 
[…] mit Entschlossenheit […] aber eben auch mit dem Au-
genmaß für das mit vereinten Kräften wirklich Leistbare […] 
immer wieder geschafft haben, genau diese Wege zu Verän-
derungen und zu Verbesserungen auszuloten, 

[…] Wir [starten] […] weder aus der Perspektive der Kinder 
noch aus der Perspektive der Erzieherinnen und Erzieher 
noch aus der Perspektive der Eltern bei null. […] Wir haben 
gemeinsam in den letzten Jahren viel bewegt, als Land mit 
den Kommunen gemeinsam, mit den Gewerkschaften, mit 
den Trägern und auch mit den Eltern. […] Die Gruppengröße 
hat sich Schritt für Schritt verbessert. […] Von 1:18 […] sind 
wir schrittweise bei 1:14 gelandet. 

[…] Die beitragsfreie Kita […] ist vollständig umgesetzt worden, 
eine wirklich große Entlastung von über 18.000 Euro im Betreu-
ungszeitraum für Familien pro Kind. […] Die Vor- und Nachbe-
reitungszeiten […] hat sich schrittweise ausgeweitet. Es gibt 
ein neues Finanzierungssystem der Kita insgesamt zwischen 
Land und Kommunen, das dazu geführt hat, dass endlich die 
Bezahlung der Erzieherinnen und Erzieher steigen konnte. 

[…] Zusammen werden inzwischen über 1 Milliarde Euro jähr-
lich investiert in das System der Bildung und Betreuung. […] 
das ist […] konkrete, ausfinanzierte, dauerhaft gewährleistete 
Kraftanstrengung zum Wohle der Kinder, der Eltern und der Er-
zieherinnen und Erzieher in Mecklenburg-Vorpommern […].

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und Die Linke)

[…] Darum geht es jetzt gerade im Kitabündnis, wo die Kom-
munen, wo die Träger, wo die Eltern, wo die Gewerkschaften, 
wo das Land zusammensitzen, daran arbeiten, einen belast-
baren […] finanziellen Fahrplan zu verabreden […]. Dieser 
Fahrplan, der zielt doch genau darauf ab, Beschäftigung zu 
sichern und weitere Schritte auch für die Qualität zu machen, 
im Sinne von Gruppen zu verkleinern.

[…] Jeder Vorschlag, der ohne konkrete Berechnung, der ohne 
belastbare Finanzierung daherkommt, der ist einfach nicht 
seriös, […] beinhaltet […] das Risiko, dass durch die Hintertür 
erhebliche Elternbeiträge wieder eingeführt werden müssen. 
[…] das wäre […] besonders in der jetzigen Situation überall 
gestiegener Preise, gestiegener Belastungen für die Familien 
ein richtiges Problem. Und das wird es mit uns nicht geben.

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD und Die Linke)

Wir stehen für Bildung und Betreuung, wir stehen für sichere 
Arbeitsplätze, wir stehen für eine anständige Bezahlung der 
Erzieherinnen und Erzieher, aber auch eine Entlastung der El-
tern, und das gleichzeitig […].
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	σ Enrico Schult, AfD

„Wir haben eine kostenfreie Kita, 
aber den schlechtesten Betreu-
ungsschlüssel bundesweit“

Foto: Danny Gohlke

Sehr geehrte Frau Präsidentin! […] Ja, Herr Barlen, ich habe Ihre 
Worte vernommen. Sie sagen, Sie nehmen die Sorgen ernst. 
[…] Wir standen vor zwei Jahren schon einmal an dieser Stelle 
und haben über den Betreuungsschlüssel hier in Mecklenburg-
Vorpommern debattiert, zwei Jahre […] ist nichts passiert, zwei 
Jahre hat sich der Betreuungsschlüssel nicht geändert […]

Damals […] gab es eine Volksinitiative im Land, 16.000 Unter-
schriften wurden zusammengetragen. Damals wurde auch 
gefordert, den Betreuungsschlüssel zu verbessern, in der 
Krippe auf 1:4, in der Kita auf 1:10 und im Hort auf 1:17 […] 
Wir als AfD-Fraktion haben dieser Volksinitiative als einzige 
[…] Fraktion damals zugestimmt, und wir haben […] De-
ckungsquellen genannt im Landeshaushalt […]

Wir als AfD begrüßen dieses Volksbegehren, wir als AfD un-
terstützen dieses Volksbegehren sogar, denn natürlich sind 
auch viele AfD-Mitglieder in unseren Kitas unterwegs und 
sammeln Unterschriften ein […].

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD)

[…] heute stehen wir, zwei Jahre später stehen wir vor den 
gleichen Voraussetzungen. Wir haben nichts großartig er-
reicht, der Betreuungsschlüssel hat sich nicht verbessert. 
Aber […] wann, wenn nicht jetzt, wollen wir da ran? Wir ha-
ben einen Geburtenrückgang in Mecklenburg-Vorpommern 
[…] In der Zukunft werden wir viele, viele Erzieher haben, die 
gegebenenfalls arbeitslos werden. Das wollen wir nicht. […] 
Wir brauchen […] gutes, pädagogisch ausgebildetes Perso-
nal. Wir können doch nicht riskieren […] dass die Erzieher 
[…] in andere Bundesländer wechseln.

[…] Wir als AfD-Fraktion haben eine Kleine Anfrage gestellt 
zu den Schuleingangsuntersuchungen, und da möchte ich 
Ihnen aus der Antwort der Landesregierung zitieren, dass im 
Jahr 25/26 6,5 Prozent der Kindergartenkinder zurückgestellt 
wurden […] Im Schuljahr davor waren es 5,5 Prozent […] 2021 
waren es 4,8 Prozent. Wir haben in den Kindertagesstätten im-
mer mehr Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf, ins-
besondere in den Bereichen Lernen und geistige Entwicklung. 
[…] Wir haben das Problem, dass in unseren Kindertagesstätten 
mittlerweile fast jedes vierte Kind sprachliche Defizite hat. […]

Aber jetzt kommen wir mal zu den Ursachen. […] Ja, Herr 
Renz, genau […] denn Sie waren damals beteiligt, als es 
um die Ursachen ging. […] Sie werden sich erinnern, am 
01.01.2020, das ganze Land war vollgestellt mit Plakaten: „Gu-
tes Neues Jahr! Die Kita ist jetzt kostenfrei!“ […] Damals hat 
der Städte- und Gemeindetag gefordert, die Qualitätsverbes-
serungen in den Blick zu nehmen. Das haben wir aber nicht 
gemacht […] Mecklenburg-Vorpommern war das einzige 
Bundesland, das sämtliche Mittel des Gute-Kita-Gesetzes für 
die Beitragsfreiheit aufgewandt hat. […] Auch die AfD spricht 
sich für die Beitragsfreiheit aus in den Kindertagesstätten.

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – Julian Barlen, SPD: In 
Ihrem Programm stand was anderes.)

Das stand natürlich auch schon in unserem Wahlprogramm 
[…] Mein Kollege hat damals auch Änderungsanträge ge-
stellt, dass Sie auch den Betreuungsschlüssel in den Blick 
nehmen müssen […] Das haben Sie nicht getan […]

Das hat das Land Brandenburg […] 

(Julian Barlen, SPD: Haben Sieeben nicht zugehört?  
Ich habe alle Maßnahmen aufgezählt.)

[…] Sachsen-Anhalt […] 

(Glocke der Präsidentin)

und […] Thüringen im Übrigen gemacht […] Brandenburg 
1:4 und 1:10, Sachsen-Anhalt 1:5 und 1:10, Thüringen 1:5 und 
1:11, Mecklenburg-Vorpommern 1:6 und 1:14. […] Das ist ein 
kausaler Zusammenhang […] dass die anderen Bundeslän-
der das Geld des Gute-Kita-Gesetzes […] dort auch investiert 
haben. […]

Sie haben die Beitragsfreiheit eingeführt, da sind wir dafür, 
aber jetzt müssen Sie sorgen dafür, 

(Torsten Koplin, Die Linke: Wir haben 
das Geld auch gut und richtig investiert.)

Dass […] der Betreuungsschlüssel verbessert wird. Das ist 
dringend notwendig, und dafür hat sich die AfD von Beginn 
an eingesetzt […]

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD)

Es wird immer gesagt, das ist alles gar nicht finanzierbar […] 
Wir haben 2023/24 […] Änderungsanträge, 320 Millionen 
Euro hätten wir eingespart, 249 Millionen allein für Asyl- und 
Flüchtlingsangelegenheiten, Transformation der Energiewende 
und Verwaltungsmodernisierung. Das Geld ist also da […].

Die Erzieher in den Kindertagesstätten, die Leitung, kommen 
auf uns zu und haben Angst davor, dass ihre Kita vor der 
Schließung steht […] Unser Appell der AfD-Landtagsfraktion: 
Handeln Sie, kommen Sie jetzt nicht mit großen Worten! […]

Das Volksbegehren werden wir inhaltlich unterstützen […] 
und wir unterstützen das auch in der Fläche, denn so ein 
Volksbegehren dient nicht dazu, es parteipolitisch zu instru-
mentalisieren! […] Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD)
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	σ Jeannine Rösler, Die Linke

„Unser Ziel bleibt klar: Gute Kitas  
für alle Kinder, wohnortnah, sozial  
gerecht, qualitativ hochwertig.“

Foto: Danny Gohlke

Eine Aktuelle Stunde, die die Kinder und ihre Startbedingun-
gen im Blick hat, begrüßt meine Fraktion sehr. Für uns heißt 
das, […] wie wir Verantwortung übernehmen: ehrlich, finan-
zierbar und mit Blick auf die Realität. Wir sprechen über die 
Frage, wie wir mit einer gesellschaftlichen Veränderung um-
gehen, die längst angekommen ist: sinkende Kinderzahlen 
und gleichzeitig hohe Erwartungen an gute Bildung, Betreu-
ung und soziale Teilhabe. 

[…] Im Jahr 2025 wurden nur noch 8.385 Kinder geboren, der 
niedrigste Wert seit 1960. In manchen Städten und Gemein-
den stehen heute schon mehr Kitaplätze zur Verfügung, als 
tatsächlich benötigt werden. […] es gibt Einrichtungen, die 
nicht ausgelastet sind. Kommunen und Träger stehen unter 
finanziellem Druck und diskutieren über Zusammenlegun-
gen oder Schließungen. […] 

(Torsten Renz, CDU: Na, dann machen 
Sie doch mal eine Perspektive!)

Und genau deshalb braucht es […] 

(Torsten Renz, CDU: 
Wer macht denn Alarmismus?)

[…] Planungssicherheit, Fachkräftesicherung und eine echte 
Strategie für die demografische Entwicklung. 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – Marc Reinhardt, CDU:  

Dann jetzt mal her mit irgendwas!)

Auch wir als Linke sagen, die Sorgen sind real, […]

(Torsten Renz, CDU: In den Weg.)

[…] viele Erzieherinnen und Erzieher arbeiten an der Belas-
tungsgrenze. Große Gruppen, hohe Anforderungen, Sprach-
förderung, Dokumentation, Elternarbeit und individuelle Ent-
wicklungsbegleitung gehören zum Alltag. 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Seit 92.)

[…]

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Der feuchte Händedruck reicht aber nicht.)

[…] In Anerkennung der großen Leistung der Erzieherinnen 
und Erzieher sagen wir ganz klar, die Qualität in der Kinderta-
gesförderung muss weiter verbessert werden, die Fachkräfte 
brauchen weitere Entlastung. 

[…] Hinter diesem Volksbegehren steht ein absolut nach-
vollziehbarer Wunsch: kleinere Gruppen, bessere Betreuung, 
mehr Zeit für pädagogische Arbeit. Doch in der Politik zählt 
nicht allein der Wunsch, sondern zuerst die Verantwortung 
für die Umsetzbarkeit. 

(David Wulff, FDP: Das interessiert 
Sie doch sonst auch nicht.)

Und nach Berechnungen […] würde die Umsetzung des 
Volksbegehrens zusätzliche Kosten von bis zu 800 Millio-
nen Euro pro Jahr verursachen. Und gleichzeitig wären bis 
zu 13.000 zusätzliche Erzieherinnen und Erzieher notwendig. 
Hier müssen wir ehrlich sein, diese Größenordnung ist kurz-
fristig weder finanziell noch personell realistisch. […]

(Torsten Renz, CDU: Aber wir 
haben wenigstens einen Plan.)

[…] Und um es nochmals klar zu sagen, nicht die Ziele sind 
falsch, […] vielmehr geht es darum, Wege zu finden, die tat-
sächlich gangbar sind, die finanziell nachhaltig auch unter-
setzt sind.

Ja, und gleichzeitig […] dürfen wir eben halt nicht übersehen 
[…] was unser Land bereits getan hat. 

[…] 

(Harry Glawe, CDU: Vom 
Fahrplan hat er nichts gesagt. – 

Torsten Koplin, Die Linke: Er hat es gesagt, 
Sie wollen es bloß nicht hören.)

[…] die frühkindliche Bildung ist heute einer der größten 
Ausgabenbereiche im Bildungs- und Sozialhaushalt. Die Lan-
desmittel für die Kindertagesförderung wurden in den ver-
gangenen Jahren massiv erhöht. Gemeinsam mit den kom-
munalen Mitteln fließen inzwischen 1 Milliarde Euro pro Jahr 
[…] Erzieherinnen und Erzieher verdienen endlich deutlich 
mehr, und durch zusätzliche Anstrengungen […] konnten 
über 1.200 zusätzliche Erzieherinnen und Erzieher eingestellt 
werden. Alltagshilfen entlasten die Fachkräfte jeden Tag. Das 
Fachkraft-Kind-Verhältnis im Kindergartenbereich wurde 
von 1  :  15 auf 1  :  14 verbessert. […] Die Sprach-Kitas wur-
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den dauerhaft in die Landesförderung übernommen. Profil-
kitas mit besonderen pädagogischen Schwerpunkten […] 
wurden gestärkt. Rund 95 Prozent des Kitapersonals sind bei 
uns ausgebildete pädagogische Fachkräfte, und unsere Ein-
richtungen bieten umfängliche Betreuungszeiten, […] Und 
hinzu kommen der Ganztagsanspruch und die Beitragsfrei-
heit, sozialpolitische Entscheidungen, die Familien spürbar 
entlasten. 

Aber natürlich reicht das noch nicht aus. […]

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke)

[…] wir setzen als Linke auf konkrete schrittweise Verbesse-
rungen statt auf Versprechen, die am Ende nicht eins zu eins 
eingelöst werden können. […]

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Sie verarschen die Leute! Sie bieten erst 

Ausbildungen an und haben nichts davon.)

[…] Wir wollen Fachkräfte sichern, statt sie zu verlieren, wir 
wollen perspektivisch kleinere Gruppen, wir wollen mehr Zeit 
für individuelle Förderung schaffen. Und wir wollen verhin-
dern, dass gesellschaftlich wichtige Kompetenzen verloren 
gehen. 

Deshalb begrüßen wir außerordentlich den Dialogprozess 
Forum „Gute Kita 2030“. […]

(Torsten Renz, CDU: 
Gibt es denn Zwischenergebnisse, 

die man umsetzen könnte?)

Und dort geht es […] um die Frage, wie Qualität nachhaltig 
verbessert werden kann, und zwar finanziell tragfähig, per-
sonell untersetzt und in der Fläche langfristig wirksam. Gute 
Politik muss mehr als nur Hoffnungen erzeugen. 

(Unruhe bei Torsten Renz, CDU)

Sie muss echte Wege für konkrete Lösungen aufzeigen. 

(Torsten Renz, CDU: Ja, wann und wo?)

Insofern kann man das Volksbegehren in seiner jetzigen 
Form, 

(Unruhe bei Thomas de Jesus Fernandes, AfD)

[…] durchaus auch kritisch sehen, […] Unser Ziel bleibt klar: 
Gute Kitas für alle Kinder, wohnortnah, sozial gerecht, quali-
tativ hochwertig und eingebettet in eine starke soziale Infra-
struktur, die Fachkräfte hält statt verliert. […]

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke)

	σ David Wulff, Gruppe der FDP

Foto: Danny Gohlke

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren Abgeordnete! Ich habe das Volksbegehren unterschrie-
ben, lag bei uns in der Kita aus.

(Christian Brade, SPD: Da hast du nicht drüber 
nachgedacht, ne? Einfach unterschrieben!)

Und glauben Sie mir, die Erzieherinnen und Erzieher haben 
da schon sehr viel Wert drauf gelegt, dass auch alle Eltern, 
die vorbeikommen, entsprechend unterschreiben. Und da 
schwang durchaus eine Angst mit, eine Angst um eigene 
Arbeitsplätze, eine Angst, die Qualität in der Kita, die ich bei 
uns über alle Maßen schätze, nicht mehr aufrechterhalten zu 
können. Das war beim Betreten der Kita sofort spürbar, und 
deswegen habe ich unterschrieben.
Und ich habe auch unterschrieben, weil ich hier eine historische 
Chance sehe, eine historische Chance, das Personal an ausgebilde-
ten Erzieherinnen und Erziehern, die wir jetzt haben, halten zu kön-
nen und die Qualität in den Kindertagesstätten zu verbessern. […]

Aber dieses Gefühl, das Kind aus der Krippe abzuholen, mit 
einer vollgeschissenen Windel, wundgescheuert, […] was an 
Kindeswohlgefährdung grenzt, das kann passieren.

Ich berichte aus persönlicher Erfahrung, werte Kollegen. […] 

Erzieher/-innen werden krank, Erzieher/-innen haben Urlaub, 
Erzieher/-innen fallen aus. Das ist nicht die Schuld der Erzie-
herinnen und Erzieher, 

(Torsten Koplin, Die Linke: Aber deswegen 
sind die Kinder doch nicht wund.)

das ist Schuld des Systems.

(Beatrix Hegenkötter, SPD: Des Systems!)

Wir geben denen doch gar nicht die Chance, entsprechende 
Notfallkapazitäten aufzubauen. […] Die wissenschaftliche Evi-
denz sagt doch ganz klar, frühkindliche Bildung, je früher wir 
damit anfangen, je besser wir das organisieren, umso besser 
sind die Chancen fürs ganze Leben. […] Das ist unbestritten.

(Torsten Koplin, Die Linke: Und Sie tun so, 
als wäre das Kindeswohl hier gefährdet!)

Und dann machen wir uns doch mal über unsere Aufgaben 
klar, was sind die Kernaufgaben des Staates. Die Kernaufga-
ben des Staates sind Sicherheit, Bildung, Infrastruktur – in 
dieser Reihenfolge.
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	σ Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Foto: Danny Gohlke

[...] sehr geehrte Frau Präsidentin! 

[...] wir sprechen heute […] zum Thema „Gegen das Kitaster-
ben und für mehr Qualität und sichere Jobs“. Wenn dieser 
Titel ernst gemeint ist, dann müssen wir vor allem über die 
Realität sprechen, nicht über Absichten, sondern über Kinder, 

(Torsten Renz, CDU: 
Oder über die Vergangenheit.)

über Kinder, die jeden Morgen in unsere Kitas kommen, die 
Bindung brauchen [...] Verlässlichkeit brauchen. Die Erzieher 
[...] leisten hier Großartiges […] In Mecklenburg-Vorpommern 
gelten aktuell folgende Fachkraft-Kind-Relationen: [...] in der 
Krippe 1:6, in der Kita 1:14, im Hort 1:22. [...] 

Und dieser Alltag bedeutet zu wenig Zeit [...] für ein Kind mit 
Bedürfnissen [...] Studien zur frühkindlichen Entwicklung zei-
gen immer wieder, die Qualität der Beziehung zwischen Kind 
und Fachkraft ist entscheidend für Sprachentwicklung, sozia-
le Kompetenzen 

(Daniel Peters, CDU: Richtig!)

und spätere Bildungserfolge. [...]

(Beifall vonseiten der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

der Gruppe der FDP und Daniel Peters, CDU)

[...] Ausgangspunkt unserer heutigen Debatte ist auch ein Be-
richt des Landesrechnungshofes zur Lage in unseren Kitas. 
[…] Er zeigt die Chance, die sich aus der aktuellen Lage er-
gibt, mindestens ergeben kann. Sinkende Kinderzahlen kön-
nen genutzt werden [...] entweder zum Sparen oder zur Ver-
besserung der Betreuung. [...] 

Und wir [...] sagen ganz klar, wer hier spart, spart an den Kin-
dern, 

(Jeannine Rösler, Die Linke: 
Es spart doch niemand!)

spart an der Zukunft unserer Gesellschaft. 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Es spart doch gar keiner! – 
Jeannine Rösler, Die Linke: 

Ganz im Gegenteil!)

Wer hier investiert, […] investiert in die Zukunft. [...] Und auf 
die Frage, wie wollen wir denn das finanzieren, 

(Elke-Annette Schmidt, Die Linke: Ja.)

kann ich nur mit Heiner Geißler antworten, wir haben in die-
ser Gesellschaft Geld wie Heu, es ist falsch verteilt. 

(Torsten Koplin, Die Linke: Dann machen 
Sie mal mit bei der Vermögensteuer!)

Und da müssen wir hin. 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 

Torsten Koplin, Die Linke: Machen 
Sie mal mit bei der Vermögensteuer! – 

Elke-Annette Schmidt, Die Linke: 
Machen Sie mal mit! – 
Glocke der Präsidentin)

Jeder Euro, den wir hier in Bildung einsetzen, 

(Unruhe vonseiten der 
Fraktionen der AfD und CDU)

kommt also mehrfach zurück. Es ist also nicht nur pädago-
gisch richtig, 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen 
der AfD und CDU)

es ist auch ökonomisch klug, hier zu investieren, anstatt zu 
sparen. 

[…] Die von SPD und Die Linke geplante KiföG-Novelle ver-
ändert das bestehende System […] Wird die Novelle so um-
gesetzt, kann selbst der Betreuungsschlüssel von 1:22 im 
Hort nicht mehr gehalten werden, 

(Torsten Renz, CDU: Wahnsinn!)

und das kurz vor dem Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreu-
ung. […] Das Volksbegehren Kita zeigt, dass auch in der Ge-
sellschaft die Notwendigkeit einer Veränderung gesehen 
wird. […] Legen Sie den seit 2024 versprochenen Stufenplan 
endlich vor – […] denn dieses Anliegen ist zu wichtig. [...] Vie-
len Dank!
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	σ Ministerpräsidentin Manuela Schwesig

Foto: Danny Gohlke

[...] Die frühkindliche Bildung ist ein ganz wichtiger Baustein 
in der Bildungskette von Kindern…Das, was in frühkindlicher 
Bildung vermittelt wird an Sprache, an Motorik, aber vor al-
lem an Sozialkompetenzen, an frühem guten Aufwachsen, 
prägt unsere Kinder in ihrer ganzen Bildungskette und auch 
im späteren Leben. Und deshalb ist die frühkindliche Bildung 
mehr als nur Betreuung, sondern ein wichtiger Baustein in 
der Bildungspolitik. 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD und Die Linke)

Neben der Bedeutung der frühkindlichen Bildung geht es 
natürlich auch um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Nur durch ein flächendeckendes, gutes, aber auch gebühren-
freies Angebot von Kindertagesbetreuung können wirklich 
alle Eltern, insbesondere auch Alleinerziehende Kinderbe-
treuung in Anspruch nehmen… Das ist eine Frage von guter 
Familienpolitik, aber vor allem auch von Gleichberechtigung 
für Frauen und Männer, denn es sind vor allem die Frauen, vor 
allem die alleinerziehenden Frauen, die als Allererstes nicht 
arbeiten können, wenn es nicht genügend Betreuungsange-
bote gibt…, also neben der Bildungspolitik auch eine wichti-
ge Frage von Familien- und Gleichstellungspolitik. 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke)

Deshalb ist es gut, dass durch das Volksbegehren der Fokus 
auf das Thema „Frühkindliche Bildung“ gelegt wird. Und ich 
will es für die Landesregierung und für mich auch persön-
lich ganz deutlich sagen…Für mich steht nicht die Frage im 
Raum, Beitragsfreiheit, Betreuungsumfang oder -qualität, 
sondern wir brauchen alle drei Dinge. Wir brauchen ein gu-
tes, flächendeckendes Angebot mit umfangreichen Betreu-
ungsangeboten, wir brauchen gleichzeitig eine Beitragsfrei-
heit, um Familien zu entlasten, und wir brauchen eine gute 
Qualität, und dazu gehört auch für mich, den Betreuungs-
schlüssel weiter zu verbessern. […]

Für mich als Ministerpräsidentin gilt bei wichtigen und 
schwierigen Themen, alle an einen Tisch. 

(Torsten Renz, CDU: Auch die Opposition, 
auch die Opposition, ja?!)

[…] Alle, die Kita in unserem Land ermöglichen, die Träger, 
die Kommunen, die bestimmen nämlich darüber, welche Kita 
vor Ort ist und welche nicht und wie umfangreich die ist, und 
auch die Gewerkschaften mit Landesregierungen kommen 
alle an einen Tisch, und das ist für uns das Forum „Gute Kita“.

(Rainer Albrecht, SPD: Läuft!)

[…] Und ich nehme diesen Prozess, den wir im „Gute Kita“-
Forum haben, sehr ernst. Ich nehme auch meine Gespräche 
mit den Initiatoren des Volksbegehrens ernst, und deshalb 
ist es unser Ziel, in den nächsten Wochen einen konkreten 
Vorschlag vorzulegen, erstens, wie wir zur Beschäftigungssi-
cherheit kommen für die Erzieherinnen und Erzieher, zwei-
tens, wie wir zu einem Perspektivplan kommen, in dem wir 
weiter den Betreuungsschlüssel absenken, und drittens, wie 
auf Basis dieses Perspektivplans dann die Kitabedarfsplanung 
in den Kommunen inklusive Altersabgänge angepasst wird. 
Und da sind wir nicht nur in Gesprächen, sondern in konkre-
ten Verhandlungen. 

[…] Aber dafür sind auch die konkreten Zahlen der Kommu-
nen und der Träger notwendig. Die haben wir jetzt abgefor-
dert, wer genau diesen konkreten Plan machen will. Und wer 
sagen will, dass die Erzieher/-innen im System abgesichert 
werden, der muss sich mit diesen konkreten Zahlen beschäf-
tigen. Das machen wir im „Gute Kita“-Forum, und deshalb 
zeigt es, dass wir nicht jetzt erst handeln, sondern mittendrin 
sind. Und ich verstehe das Volksbegehren so, dass es genau 
darum geht, dass wir jetzt zu dieser Lösung kommen, und 
das ist das Ziel der Landesregierung zur Sicherheit für die Fa-
milien im Land, zur Sicherheit der Qualität, zur Sicherheit der 
frühkindlichen Bildung für die Kinder in unserem Land, aber 
auch zur Sicherheit und Perspektive für die Erzieherinnen 
und Erzieher.

Und was das aktuelle KiföG angeht, möchte ich es einmal 
sagen, das ist dringend notwendig, um diese Absicherung 
zu machen, denn der Bund schlägt einen Rechtsanspruch für 
die Ganztagsbetreuung vor, der in vielen Bundesländern, vor 
allem im Westen, dazu führen wird, dass viel, viel mehr ge-
macht wird. Aber bei uns würde er dazu führen, dass wir den 
Betreuungsumfang einschränken, denn der Bund schlägt 
40 Stunden vor, wir haben aber für die arbeitenden Mütter 
und Väter 50 Stunden. Deswegen wollen wir gerade mit dem 
KiföG unseren Beitrag dazu leisten, dass wir jetzt nicht noch 
zu kürzeren Betreuungsumfängen kommen, sondern dass 
wir das, was wir bisher haben, im Land, im Hort, auch halten 
können. Und dazu müssen weitere Schritte für die Gruppen-
größen kommen.
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Aussprache zur  
Renten- und Gesundheitsreform 

Debatte auf Antrag der SPD-Fraktion

Die Reformen der sozialen Vorsor-
gesysteme von Rente, Gesundheit 
und Pflege sind aktuell zentrale 
Themen der schwarz-roten Bundes-
regierung. Die Regierungsparteien 
ringen dort heftig um gemeinsame 
tragfähige Lösungen. Davon sind 
die Menschen in MV direkt betrof-
fen. Deshalb führten diese Themen 
zu einer teils emotionalen Debatte 
im Landtag.

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Julian 
Barlen hat Kritik an den aktuellen Dis-
kussionen der schwarz-roten Bundes-
regierung über Reformen der Rente 
und des Gesundheitssystems geübt. 
„Es geht nicht um Zahlen, Kolonnen, 
um abstrakte Systeme, sondern es 
geht immer um die Lebensrealität der 
Menschen in unserem Land“, sagte er 
in einer von seiner Partei beantragten 
Aussprache. Doch die Menschen in MV 
nähmen die Diskussionen auf der Bun-
desebene als wilde Diskussionen und 
Debatten wahr. „Aber eben kein klares, 
konsolidiertes Konzept aus Berlin, keine 
abgestimmte Linie, sondern jeden Tag 
ein neuer Vorschlag.“ Deshalb machten 
sich die Menschen Sorgen um ihre so-

ziale Absicherung. Überall sei Unruhe, 
Unmut und vor allem mangelnde Zu-
versicht zu spüren. Es sei schwer erträg-
lich, wenn sich ein sehr vermögender 
Mensch wie Bundeskanzler Friedrich 
Merz (CDU) und führende CDU-Po-
litiker regelmäßig hinstellen und von 
oben herab eine Aussage nach der 
nächsten rausposaunen, sagte Barlen. 
Es gebe keinen klaren und gerechten 
Plan für eine starke Wirtschaft oder so-
ziale Absicherung.  Es werde dagegen 
ein Gesamtkonzept benötigt, forderte 
der SPD-Politiker. „Es braucht eine klare 
Perspektive für mehr Gerechtigkeit in 
der Gesellschaft, für eine bessere Ver-
teilung des immensen Reichtums, den 
es in Deutschland gibt.“ Die aktuellen 
Diskussionen um Reformen auf der 
Bundesebene seien nicht planvoll. „Das 
gefährdet wirklich das hart errungene 
soziale Kapital unserer Gesellschaft.“

Auch Ministerpräsidentin Manuela  
Schwesig (SPD) kritisierte Kanzler Merz, 
der Reformen ankündige und dabei die 
Botschaft sende, dass die Menschen zu 
wenig arbeiten oder zu viel Lifestyle-
Teilzeit hätten. Nun spreche er auch 
noch davon, dass die Rente nur noch 

eine Basissicherung sei. Es sei allerdings 
gut, dass die Bundesregierung das Son-
dervermögen auf den Weg gebracht 
habe. Damit gebe es die Möglichkeit, 
ganz konkret die Wirtschaft zu unter-
stützen, mehr für die Infrastruktur zu 
tun und Schulen zu sanieren. „Das sind 
konkrete Maßnahmen, die unser Land 
moderner machen und die vor allem 
die Wirtschaft ankurbeln.“ Schwesig 
machte US-Präsident Donald Trump 
für den Krieg im Iran, die Konflikte im 
Nahen Osten und die Zollpolitik ver-
antwortlich, die die Wirtschaft in MV 
belasteten. „Wir sehen ja, wohin es 
führt, wenn Rechtspopulisten wie 
Donald Trump regieren“, sagte sie in 
Richtung der AfD-Fraktion, die ihrer 
Meinung nach völlig unkritisch sei. „Sie 
sind die Gefahr für die Wirtschaft und 
Arbeitsplätze in unserem Land.“ Denn 
entscheidend für die Stabilität des So-
zialstaats sei, dass es der Wirtschaft gut 
geht, die Arbeitsplätze sicher sind und 
es wirtschaftliches Wachstum gibt.

Der AfD-Abgeordnete Thomas de  
Jesus Fernandes fragte, wo bei all den 
Reformen die Vernunft und Gerechtig-
keit geblieben seien. Bei der Reform der 

Foto:  shutterstock.com | fizkes
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G e -
sund-

h e i t s -
versorgung 

werde aus we-
niger Krankenhaus-

versorgung plötzlich mehr Gesundheit, 
längere Wege gelten als Ausdruck grö-
ßerer Bürgernähe und Klinikschließun-
gen würden mit dem Etikett strukturel-
ler Modernisierung versehen. „Das ist 
kein Respekt vor den Menschen, das ist 
eine absolute Umdeutung der Realität.“ 
Gleichzeitig hätten Rettungswagen 
längere Wege und der nächste Kreis-
saal mache zu. „Wenn das Ihr Verständ-
nis von Respekt vor den Menschen ist, 
dann zeigt sich hier sehr deutlich, wie 
weit Anspruch und Wirklichkeit ausei-
nanderliegen.“ Die Konsequenz dieser 
Politik sei absehbar und folge einer kla-
ren Logik. Wenn Leistungen wegfallen, 
gingen Patienten verloren. Wenn Pati-
enten verloren gehen, gerieten Stand-
orte wirtschaftlich unter Druck. Wenn 
dieser Druck weiter zunimmt, komme 
es zwangsläufig zu Schließungen. 
„Aber wahrscheinlich nennt man das 
dann wieder standortbezogene Opti-
mierung“, sagte de Jesus Fernandes.

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Daniel 
Peters zeigte sich enttäuscht, dass in 
der Aussprache keine konkreten Re-
formvorschläge unterbreitet worden 
seien. Er sei davon überzeugt, dass es 
eines Gesamtreformpaketes bedarf, 
um die großen Themen Rente oder Ge-
sundheit anzupacken. Letztlich bringe 
es nichts, Einzelvorschläge aus Paketen 
zu diskutieren. Damit gehe das gro-
ße Ziel aus dem Blick verloren. Denn 
es sei ja bekannt, dass bei der Rente 
jedes Jahr aus dem Bundeshaushalt 
120 Milliarden Euro zugeschossen wer-
den müssen, damit das Solidarsystem 
weiter funktionieren kann. Peters be-
zeichnete die Äußerung von Bundes-
kanzler Merz, dass die Rente nur noch 
eine Basissicherung sein könne, als 
unglücklich. Merz hätte klarstellen wol-
len, dass das System mit Blick auf die 
kommenden Generationen reformiert 

werden müsse. Für Peters ist es nicht 
richtig, Bürgergeldempfänger weiter-
hin aus den Krankenkassenbeiträgen 
zu finanzieren, denn es gehe um ein 
Solidarsystem. „Ich bin der Meinung, 
wer dort einzahlt, der solle auch Leis-
tung bekommen. Wer dort aber nicht 
einzahlt, solle auch keine Leistung aus 
diesem Solidarsystem bekommen.“ 
Der müsse über steuerliche Zahlungen 
eine Gesundheitsversorgung erhalten. 
Peters schlug darüber hinaus vor, über 
eine Arbeitspflicht für junge Langzeit-
arbeitslose nachzudenken.

Elke-Annette Schmidt (Die Linke) kri-
tisierte den fehlenden Willen vorange-
gangener Regierungen, eine Renten-, 
Pflege und Gesundheitsreform auf den 
Weg zu bringen, die die Systeme ohne 
Verschlechterung für die Menschen 
zukunftsfest machen. „Der demogra-
phische Wandel ist ja nicht plötzlich 
über uns gekommen.“ Das Fehlen der 
Reformen habe eine prekäre Haushalts-
situation und hohe Defizite zufolge, die 
nun doch zum Handeln zwingen. Nun 
stünden gravierende Verschlechterun-
gen für die gesetzlich Versicherten im 
Raum. „Die Privatversicherten bleiben 
selbstverständlich außen vor.“ Die ge-
setzliche Rente müsse wieder zum 
Zentrum der Alterssicherungspolitik 
werden und den Lebensstandard im 
Alter sichern, forderte Schmidt. Nach 
dem Willen der Linken müssten sämt-
liche Kürzungsfaktoren aus der Ren-
tenanpassungsformel gestrichen und 
ein Sicherungsniveau von mindestens 
53 Prozent gesetzlich festgeschrieben 
werden. „Dafür müssen alle Erwerbsein-
kommen in die gesetzliche Rentenver-
sicherung eingehen.“ Schmidt kritisier-
te: „Die stärksten Schultern tragen eben 
nicht die schwersten Lasten und die 
Reformansätze der Bundesregierung 
schonen sie weiter.“

Für Anne Shepley (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) klafft beim Reformverspre-
chen der Bundesregierung eine ge-
waltige Lücke zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit. Und am Ende stehe: „Kom-
promisse auf kleinstem Nenner, keine 
echten Reformen und keine klaren Ant-
worten, sondern Problemverwaltung 
im Dauerbetrieb.“ Das im Bund nach 
monatelangem Streit beschlossene 
Rentenpaket werde als Stabilität ver-

kauft. „Aber Stabilität heißt nicht, Pro-
bleme einzufrieren.“ Denn die Gesell-
schaft altere, die Finanzierung gerate 
unter Druck und die Belastung für die 
kommenden Generationen wachse. 
Die Politik beruhige, vertage und wei-
che den echten Entscheidungen aus, 
sagte Shepley. Die Grünen würden des-
halb einen öffentlich verwalteten und 
einfach zugänglichen Bürgerfonds vor-
schlagen. “Das wäre ein echter Schritt in 
die Zukunft.“ Auch bei der Reform des 
Gesundheitssystems gebe es seitens 
der Bundesregierung keine Lösung. 
Zwar werde das GKV-Finanzstabilisie-
rungspaket als Lösung verkauft, aber 
es sei nur ein Aufschub mit Ansage. 
Kurzfristig werde Druck herausge-
nommen, aber strukturell ändere sich 
nichts, beklagte Shepley. „Die Beiträge 
steigen weiter, die Kassen stehen unter 
Druck und die Versorgung wird immer 
schwieriger.“

David Wulff (Gruppe der FDP) kritisier-
te die teils gehässige Debattenkultur 
bei dem wichtigen Thema Reform der 
sozialen Systeme. „Der Ton macht doch 
die Musik.“ Bei der Reform der Rente 
forderte er eine kapitalgedeckte Rente 
und eine Frühstartrente. Laut Bundes-
regierung soll bei der Frühstartrente 
mit einer monatlichen Prämie von 10 
Euro pro Kind der frühzeitige Aufbau 
einer Altersvorsorge unterstützt wer-
den. Die FDP wolle auch eine sichere 
Gesundheits- und Notfallversorgung 
möglichst nah vor Ort, sagte Wulff. 
Aber dann müsse ernsthaft darüber 
debattiert werden, ob hohe Kosten-
treiber wie Krankenhäuser in jedem 
Ort notwendig sind oder ob es andere 
Mittel und Wege für eine flächende-
ckende Gesundheitsversorgung gibt 
und Spezialbehandlungen zentralisiert 
werden.

Bei der Rente forderte Sandy van Baal 
(fraktionslos) einen kompletten Sys-
temwechsel. „Das läuft nur noch, weil 
der Steuerzahler jedes Jahr Milliarden 
hineinschüttet. Das Geld dafür leihen 
wir uns bei unseren Kindern.“ Das kön-
ne langfristig nicht die Lösung sein. Es 
brauche nun echte Arbeit, harte Ent-
scheidung und Reformen, die wehtun 
werden. „Jetzt braucht es die Ketten-
säge. Wir haben zu lange gewartet, das 
Problem anzugehen.“

Be
ri

ch
te



14

LandtagsNachrichten Mecklenburg-Vorpommern 4/2026

B e r i c h t e

AfD: Kritik an Rückforderung der Corona-Hilfen
Vorschlag neuer Corona-Finanzhilfen abgelehnt 

Die COVID-19-Pandemie ist vorbei, doch zahlreiche Unternehmen würden bis 
heute an den wirtschaftlichen Nachwirkungen leiden. Gerade kleine Firmen 
und Freiberufler konnten die Einbußen durch staatlich angeordnete Lock-
down-Maßnahmen nicht mit Förderungen oder Soforthilfen auffangen und 
kämpften bis heute ums Überleben, argumentierte die AfD. Darum schlug 
sie eine ergänzende Wirtschaftsförderung für Betriebe mit hohem wirtschaft-
lichem Schaden vor. Der Fokus sollte auf den Soloselbstständigen und Klein-
unternehmen liegen. Die Finanzierung könnte in den nächsten Haushalt 
eingeordnet werden. Zusätzlich solle die Landesregierung prüfen, ob eine Ko-
finanzierung mit Bundesmitteln oder EU-Strukturfonds möglich sei.

Die „traurige Wahrheit“ der Corona-Hil-
fen sei, dass sie entgegen anderslau-
tenden Zusicherungen doch zurück-
gezahlt werden müssen, erläuterte 
Martin Schmidt (AfD) den Ansatz des 
Antrags seiner Fraktion. Das Land ver-
lange nun fast jede zweite Auszahlung 
zurück – Geld, das Unternehmen in 
weiterhin schwieriger Lage aufbrin-
gen müssen. Wenn der Staat Betriebe 
massiv einschränke, dann trage er auch 
die Verantwortung für die wirtschaftli-
chen Folgen: „Das ist das grundlegende 
Prinzip des Rechtsstaats“, unterstrich 
der Abgeordnete. Er fordere deshalb 
eine „ehrliche Bestandsaufnahme“ der 
aufgetretenen Schäden und von Si-
tuationen, in denen die Hilfen nicht 
ausgereicht hätten. Zweitens sei ein 
„zielgerichtetes Förderprogramm“ not-
wendig, das speziell denjenigen Unter-
nehmen helfe, die bei der bisherigen 
Förderpraxis „durch das Raster fallen“.

Ohne Zweifel habe die Corona-Pan-
demie Gesellschaft und Wirtschaft „vor 
enorme Herausforderungen“ gestellt, 
war dem Wirtschaftsminister Dr. Wolf-
gang Blank (parteilos) bewusst. Doch 
gerade der Härtefallfonds habe eine 
Zielgruppe erreicht, die von anderen 
Unterstützungen ausgeschlossen war. 
Sollte sich jemand „nicht sachgemäß 
oder angemessen behandelt gefühlt 
haben“, sei dies auch den unbürokrati-
schen Prozessen geschuldet gewesen 
und könne „nachjustiert“ werden, er-
klärte der Minister. Darum gebe es auf-
grund der andauernden Krisen und „im 
Sinne von Gerechtigkeit“ Möglichkeiten 
zur Stundung. Sei eine Existenz trotz 
Stundung gefährdet, könne beim Lan-

desamt für Finanzen ein Antrag auf Er-
lass gestellt werden. Das Land signali-
siere hier ein klares Entgegenkommen 
bei der Rückzahlung. Daher hielt der 
Minister den Antrag für „wenig zielfüh-
rend“ und empfahl die Ablehnung.

Dieser Antrag helfe „keinem einzigen 
Unternehmen“, richtete Wolfgang 
Waldmüller (CDU) an die AfD. Zumal 
bis heute weniger als die Hälfte der 
Rückforderungsverfahren abgeschlos-
sen worden sei und die Unternehmen 
nicht wüssten, woran sie seien, zeigte 
der Abgeordnete auf. Viele Geschäfts-
leute äußerten „ganz offen“, dass es 
„oft die Falschen“ treffe und ihr Ver-
trauen in staatliche Zusagen gelitten 
habe. Deshalb müsse über Lösungen, 
die wirklich greifen, geredet werden. 
Während in anderen Bundesländern 
„vieles pragmatischer“ laufe, erlebe 
MV „einen sehr strengen, sehr forma-
len Vollzug mit entsprechend hohen 
Rückforderungen“. Stattdessen seien 
„mehr Tempo im Verfahren“ und „mehr 
Mut, vorhandene Spielräume zu nut-
zen“ notwendig. Dort, „wo es aus dem 
Ruder läuft“, müsse auch über „einen 
fairen Ausgleich“ nachgedacht wer-
den, legte Wolfgang Waldmüller nahe.

„Das ist ein völlig untauglicher Antrag“, 
schloss sich Torsten Koplin (Die Linke) 
seinem Vorredner an. Der AfD gehe es 
gar nicht um Hilfe, sondern um ihre 
übliche „Masche“, nämlich „allen alles“ 
zu versprechen, und zwar auf die Wirt-
schaft ausgedehnt. Dabei habe der 
Bundesrechnungshof die Rechtmäßig-
keit der Rückzahlungen der Soforthilfen 
geklärt. Wer damit nicht einverstanden 

sei, könne sich auf dem Klageweg 
Recht verschaffen. Das sei in einem 
Rechtsstaat legitim, stellte Torsten Ko-
plin klar. Auch die Entschädigungen, 
die der Antrag „anpeilt“, entbehrten laut 
verbindlichem Urteil des Bundesge-
richtshofes aus dem Jahr 2023 jeglicher 
Grundlage. Denn der Corona-Lock-
down diente dem Gemeinwohl und 
die veranlassten Maßnahmen trugen 
direkt dazu bei. „Der Antrag ist untaug-
lich. Wir werden ihn ablehnen“, schloss 
der Abgeordnete.

Er habe in seinem Leben eine „tiefe 
Skepsis“ gegenüber „Schlaumeiern 
vom Spielfeldrand“ entwickelt, ent-
gegnete Dr. Harald Terpe (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) der AfD. Er teile „na-
hezu jeden Punkt“ im Feststellungsteil 
des Antrags „überhaupt nicht“. Denn 
es werden Ursache und Wirkung ver-
tauscht. Die Belastungen haben ihren 
Ursprung im SARSCoV2Virus gehabt. 
Zu dessen Eindämmung ergriff die Ex-
ekutive Maßnahmen, die von der AfD 
„parlamentarisch abgesegnet“ wur-
den. Deutschland sei „verhältnismäßig 
gut“ durch die Pandemie gekommen. 
Das habe auch an der Abwägung zwi-
schen den Einschränkungen und deren 
wirtschaftlichen Folgen gelegen, ein-
schließlich der Einführung eines Här-
tefallfonds. Die Folgen einer Pandemie 
tragen immer „wir alle in der Gesell-
schaft“ und sie lassen sich im Nachhin-
ein nicht immer finanziell ausgleichen, 
gab Dr. Terpe zu bedenken.

Die Aufarbeitung der Pandemie sei 
„gesellschaftlich, wissenschaftlich und 
natürlich auch politisch essenziell“, hob 
Christian Winter (SPD) hervor. Dieser 
Prozess werde auch von der SPD be-
grüßt, müsse aber „nach vorn gerichtet 
sein“, um Lehren für die Zukunft zu zie-
hen. Der AfD-Antrag hingegen bediene 
sich „einseitiger Auslegungen“ bis zu 
„Falschbehauptungen“. Selbstverständ-
lich nehme „eine verantwortungsvolle 
Regierung“ Bedrohungen für Leib und 
Leben nicht tatenlos hin. Dazu habe 
sogar die AfD im Februar 2020 aufgeru-
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fen. Nun dieses „Zerrbild“ zu zeichnen, 
sei genauso wenig in Ordnung, wie die 
im Antrag geforderte Entschädigung 
nicht zu konkretisieren. „Da hätte ich 
gern mal gehört, wie das nachgewie-
sen werden soll“, wollte Christian Winter 
wissen. „Das zeigt schon die Substanz-
losigkeit ihres Antrags“, und darum leh-
ne ihn die SPD ab.

Es gebe eine Sache, die die AfD „hand-
werklich“ richtig gut mache, nämlich 
„Probleme zu identifizieren“, erkannte 
David Wulff (Gruppe der FDP) an. So 
auch hier, denn es sei Tatsache, dass 
während der Corona-Pandemie „hin-
reichend viele politische Fehler“ ge-
macht wurden. Doch mit Blick auf die 
Lösungsvorschläge offenbare sich wie-
derum „die große Schwäche“ des An-
tragstellers. Es müsse aufgehört werden, 
„politisch dumme Entscheidungen“ mit 
Steuergeld zuzudecken, mahnte der 
Abgeordnete. Wenn damit angefangen 
werde, diejenigen zu entschädigen, die 
aufgrund politischer Fehlentscheidun-
gen wirtschaftlichen Schaden erlitten 
hätten, dann könnte jedes einzelne 
deutsche Unternehmen Ansprüche 

geltend machen. Jetzt im Nachhinein 
nach spezifischen Schadensfällen zu su-
chen, sei „fehlgeleitet“ und „Schnee von 
gestern“. Darum könne die Gruppe der 
FDP dem Antrag nicht zustimmen.

Aus ihrer Sicht habe der Antrag einen 
richtigen und einen falschen Teil, ord-
nete Sandy van Baal (fraktionslos) ein. 
Richtig sei, dass die Corona-Zeit „ein 
tiefer Einschnitt“ für viele Unternehmer 
gewesen sei. Gerichte haben hinter-
her Maßnahmen, die Grundrechte per 
Verordnung einschränkten, für rechts-
widrig erklärt. Dies müsse adressiert 
werden. Wer durch staatliches Handeln 
Schaden genommen habe, könne 
fordern, dass der Staat dazu stehe. „So 
weit bin ich voll dabei“, stimmte die 
Abgeordnete zu. Allerdings könne die 
Antwort auf zu viel Staat nicht noch 
mehr Staat sein. Darum halte sie die 
AfD-Forderungen nach einem neuen 
Förderprogramm mit neuer Bürokra-
tie „für nicht sinnvoll“ und favorisierte 
steuerliche Entlastung. Denn die Be-
triebe sollen mit ihrem eigenen Geld 
arbeiten. Das wäre „ein vernünftiger 
Ansatz“.

In der Debatte wurde so getan, als 
wäre das Thema nicht aktuell, kritisierte  
Martin Schmidt (AfD) seine Kollegen. 
Dabei müssen momentan viele Unter-
nehmen Hilfen zurückzahlen und sie „sind 
wirklich aufgebracht“. Ihm sei klar, dass 
viele Dinge „rechtlich abgeschlossen“ sei-
en. Deswegen habe seine Fraktion diesen 
pragmatischen Vorschlag für ein neues Pro-
gramm vorgelegt. In MV gebe es mit mehr 
als 250 Förderprogrammen Mittel „für alles 
Mögliche“. Aber ein Programm für durch 
Rückzahlung geschädigte Unternehmen 
sei der Landesregierung zu viel – „geht al-
les nicht“. 250 Millionen Euro müssen die 
Unternehmen in MV an das Landesförder-
institut zurückzahlen. Dieses Geld fehle für 
Investitionen oder Personalentwicklung. 
Darum müsse gehandelt werden.

Dem Antrag stimmten die AfD und die 
fraktionslose Abgeordnete Dr. Eva Maria 
Schneider-Gärtner zu. Mit den Gegen-
stimmen aller anderen Abgeordneten 
wurde die Drucksache abgelehnt.

mye

Antrag AfD 
Drucksache 8/6485

Besserer Schutz der Ostsee gefordert
Walstrandung Anlass zu Debatte über Meeresschutz

Wochenlang hat das Schicksal des 
als „Timmy“ oder „Hope“ benann-
ten Buckelwals die Menschen in 
MV, Deutschland und sogar welt-
weit beschäftigt. Der Wal strande-
te erstmals am 23. März auf einer 
Sandbank vor Timmendorfer Strand 
(Schleswig-Holstein), später vor der 
Insel Poel. Am 28. April wurde das 
geschwächte Tier in einem Lastkahn 
in die Nordsee transportiert und am 
2. Mai dort entlassen. Ob er über-
lebt hat, war zum Redaktionsschluss 
nicht bekannt.

Die Bilder des gestrandeten Buckelwals 
vor der Küste von MV haben nach An-
sicht von Dr. Harald Terpe (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) in den letzten Wochen 
viele Menschen tief bewegt. Es gelte nun, 
über das bewegende Einzelschicksal des 
Tieres hinauszudenken und über Vorsor-
ge und Konsequenzen zu befinden. „Die 
Ostsee zählt zu den am stärksten belas-
teten Meeren weltweit“, sagte Terpe. Die 
lange Liste der Belastungen sei beschä-
menderweise auch schon lange bekannt. 
Dazu zählten die hohen Nährstoffeinträ-
ge überwiegend aus der Landwirtschaft 
und die Erwärmung um zwei Grad in den 
letzten 30 Jahren durch den Klimawan-

del. Terpe zählte auch die Überfischung 
und die schwierigen Lebensbedingun-
gen für Meeressäuger auf. „Wir brauchen 
eine echte Trendumkehr beim Ostsee-
Schutz“, sagte Terpe. Managementpläne 
müssten konsequent umgesetzt werden. 
In sensiblen Gebieten seien Nullnutzun-
gen und in Schutzgebieten ein ganz-
jähriges Stellnetzverbot notwendig. „Wir 
brauchen für die Zukunft klare, wissen-
schaftlich fundierte Leitlinien sowie ge-
stärkte Strukturen.“ Terpe warf Umwelt-
minister Dr. Till Backhaus (SPD) vor, dass 
dieser in seiner 28-jährigen Amtszeit für 
große Lücken beim Schutz der Ostsee 
verantwortlich sei. 
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Innenminister Christian Pegel, der für 
den verhinderten Umweltminister Dr. Till 
Backhaus (beide SPD) sprach, empfahl 
angesichts kritischer Zwischentöne im 
Grünen-Antrag eine Alternativabwägung 
zur Walrettung.  Was wäre eigentlich ge-
schehen, wenn das Tier am Ende veren-
det wäre, welch öffentlichen Diskussio-
nen und Bilder dann entstanden wären. 
„Ich finde es offen eingestanden etwas 
kurz gesprungen, zu sagen, der eine Weg 
sei nicht der Perfekte gewesen.“ Pegel ver-
wies darauf, dass die Maßnahmen nach 
dem 28. April, also die Verbringung des 
Wals in die Nordsee, durch die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Umweltminis-
teriums geduldet worden seien. „Es waren 
keine landeseigenen Maßnahmen.“ Pegel 
bestätigte, dass sich die Ostsee als relativ 
flaches und besonders intensiv genutz-
tes Brackwassermeer in einem schlech-
ten ökologischen Zustand befinde. Die 
Handlungsbedarfe seien bekannt und es 
sei grundsätzlich auch nachvollziehbar, 
dass die Ereignisse der letzten Wochen 
entsprechende Diskussionsbedarfe er-
zeugen. „Gleichwohl müssen zu veranlas-
sende Maßnahmen gut begründet, aus-
gewogen und verhältnismäßig sein.“ Der 
Minister wies darauf hin, dass im Rahmen 
bestehender Prozesse viele der von den 
Grünen angesprochenen Maßnahmen 
bereits umfassend berücksichtigt und 
umgesetzt werden.

„Wir haben relativ wenig Handlungsbe-
darf“, konstatierte Thore Stein (AfD). Es sei 
beim Meeresschutz in Deutschland und 
MV in den letzten Jahrzehnten sehr viel 
erreicht worden. Stein warf den Grünen 
vor, mit den Landwirten Schuldige aus-
machen zu wollen. Die Grünen forderten 
ein deutlich ambitionierteres Düngema-
nagement. Gleichzeitig wüssten sie ganz 
genau, dass die Düngeverordnung gera-
de erst zurückgezogen worden sei, weil 
sie an jeder Realität vorbeigehe. Die AfD 
wolle auch keine Politik gegen Branchen 
machen, die es eh schwer haben, wie die 
Fischer oder Bauern. „Es gibt kaum noch 
Fischer in MV, die überhaupt noch in ir-
gendeiner Art und Weise tätig sind in den 
Küstengewässern.“ Auch sei die deutsche 
Landwirtschaft die modernste weltweit 
mit den geringsten Nährstoffeinträgen. 
Stein warf Backhaus vor, nach ein oder 
zwei Wochen mit durchaus vernünftiger 
Arbeit eine 180-Grad-Wende mit teils bi-
zarren Szenen vollführt zu haben. Dann 
habe er sein Kerngeschäft als Minister 

deutlich vernachlässigt und sei jeden Tag 
medienwirksam am Strand herumgestan-
den und habe den Wal gestreichelt. 

Beate Schlupp (CDU) machte darauf auf-
merksam, dass der vor Poel gestrandete 
Wal nicht unter fehlenden Schutzgebieten 
in der Ostsee gelitten habe. Er habe sich 
lediglich in die Ostsee, einem ihm nicht 
zuträglichen Lebensraum, verirrt, mögli-
cherweise wegen erheblicher körperlicher 
Schäden. „Den Eindruck zu erwecken – 
wenn auch nur unterbewusst – das alles 
wäre nicht passiert, wenn wir rechtzeitig 
die im Antrag benannten Forderungen 
umgesetzt hätten, ist vorsichtig formuliert, 
unlauter“, sagte Schlupp in Richtung von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Unreflektiert sei 
auch, pauschal Stellnetze und Geisternet-
ze als Hauptgefährdung für die Schweins-
wale zu benennen. Netze seien Teil des 
Problems. „Zur Wahrheit gehört aber auch, 
dass über 17 Prozent der tot aufgefunde-
nen Schweinswale einem Kegelrobben-
angriff zum Opfer gefallen sind.“ Schlupp 
bezeichnete den Antrag als ein Sammel-
surium von Wünschen, die finanziell nicht 
untersetzt seien, schwere wirtschaftliche 
Einschnitte bis hin zu existenziellen Schä-
den für ganze Branchen nach sich ziehen 
würden und zum überwiegenden Teil 
nicht in die Verantwortung von MV fielen.

Christian Albrecht (Die Linke) mahnte 
beim Thema Ostseeschutz zum Maßhal-
ten. Ein Ereignis wie die Walstrandung 
dürfe nicht zur Kulisse von Profilierungs-
versuchen werden. „Meeresschutz ist kei-
ne Reaktion auf den Einzelfall, sondern 
eine dauerhafte Aufgabe. Komplex, teu-
er, grenzüberschreitend und auch voller 
Zielkonflikte.“ Der Antrag von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN vermische berechtigte 
Forderungen mit Symbolpolitik. Es gebe 
Anforderungen, die so pauschal formu-
liert seien, dass sie in der Praxis mehr Streit 
als Schutz erzeugen werden. Die Wal-
strandung habe gezeigt, dass verlässliche, 
klar abgestimmte Strukturen benötigt 
werden, um in einer Ausnahmesituation 
schnell, fachlich fundiert und transparent 
handeln zu können. In den vergangenen 
Wochen hätten die Beschäftigten in den 
Behörden unter hohem Zeitdruck viel 
geleistet, Entscheidungen koordiniert 
und Verantwortung übernommen. „Wer 
ernsthaft Meeresschutz will, stärkt diese 
Strukturen dauerhaft, personell, organisa-
torisch und finanziell, anstatt sie alle paar 
Monate mit neuen Einheiten, Anforde-

rungen und wechselnden Konstruktio-
nen zu überfrachten, sagte Albrecht. 

Noah Böhringer (Gruppe der FDP) lobte 
zunächst BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die 
sich seiner Ansicht nach mit dem Thema 
vernünftig auseinandergesetzt hätten. 
Es sei viel angesprochen worden, aber 
es sei vieles zu unkonkret und es gebe 
teilweise große Widersprüche. So werde 
im Antrag Lärmschutz gefordert, aber 
gleichzeitig forderten die Grünen auch 
den Bau von Wind-Offshore-Anlagen. 
Böhringer betonte jedoch, dass die Men-
schen auch Verantwortung für die Ostsee 
übernehmen müssten. Die FDP finde es 
grundsätzlich nicht verkehrt, wenn sich 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit dem The-
ma Schutz der Ostsee beschäftigten. Aber 
sie sollten sich ein bisschen mehr mit den 
Themen auseinandersetzen und vielleicht 
mehrere einzelne Anträge dazu stellen.

Dr. Sylva Rahm-Präger (SPD) machte 
deutlich, dass sie den Schutz der Ostsee als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen und als 
Erholungsraum für Menschen unterstüt-
ze. „Aber ich stehe genauso dahinter, dass 
wir den Ostseeraum als Wirtschaftsraum 
verstehen.“ Küstenfischer, Handelswege 
sowie Energieerzeugung mit Offshore-
Windkraftanlagen gehörten für sie eben-
falls dazu. Wesentlich bei all den Nutzungs-
ansprüchen sei eine Balance zwischen den 
Eingriffen in die Natur und einem ange-
messenen Ausgleich für die Natur.

Rahm-Präger betonte, dass es für sie nicht 
richtig, angemessen und auch nicht not-
wendig sei, die Fischereibetriebe noch 
weiter einzuschränken. „Ich stehe zu un-
serer kleinen Küstenfischerei und zu den 
wenigen verbliebenen Fischern in den 
Fischerdörfern.“ So sei mit der Novelle des 
Landesfischereigesetzes der gesetzliche 
Rahmen für Fangverbote geschaffen wor-
den. Gesetzlich seien die Laichgebiete der 
heimischen Fischarten geschützt. Gleich-
zeitig reichten die Fangquoten für die 
verbliebenen Fischer ohne Nebenerwerb 
nicht zum Lebensunterhalt einer Familie.

Der Antrag wurde bei Zustimmung durch 
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und eines fraktionslosen Abgeordneten, 
Stimmenthaltung durch die Gruppe der 
FDP, ansonsten Gegenstimmen abgelehnt.

mgl
Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 8/6474
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Debatte über Verwendung  
von Sondervermögen
Antrag der Gruppe der FDP

Die Gruppe der FDP hegt Zweifel an der zweckgemäßen Verwendung des 
Sondervermögens des Bundes für Infrastruktur und Klimaneutralität. Darum 
forderte sie die Landesregierung auf, sich im Bundesrat um die Offenlegung 
und ein Monitoring der Verwendung zu bemühen. Das Gleiche solle auch auf 
Landesebene geschehen. So könne sichergestellt werden, dass die Sonder-
mittel tatsächlich Investitionen dienen und nicht den laufenden Haushalts-
ausgaben. Denn gerade MV habe einen hohen Bedarf bei der Erneuerung 
der öffentlichen Infrastruktur – zusätzlich zu bereits geplanten Vorhaben.

Die FDP habe das Sondervermögen 
des Bundes von Beginn an „extrem kri-
tisch“ gesehen, rief David Wulff (Grup-
pe der FDP) in Erinnerung. Durch die 
an „allen Ecken und Enden“ klaffenden 
Haushaltslöcher werde nun „kreativ“ 
mit dem Begriff Investition umgegan-
gen. Wenn nach ersten Erhebungen bis 
zu 95 Prozent des Sondervermögens 
nicht in zusätzliche Investitionen ge-
steckt würden, stelle dies „ein riesen-
großes Problem“ dar und sei „fatal für 
unsere Zukunft“, warnte der Abgeord-
nete. In MV komme hinzu, dass sich das 
Land auf „externe Gelder“ aus der EU 
und vom Bund verlasse. Doch diese In-
stitutionen stünden auch „unter Druck“ 
und darum müsse MV „seine Hausauf-
gaben machen“ und Investitionen aus 
dem Kernhaushalt heraus tätigen. Dazu 
brauche es „haushaltspolitische Klar-
heit“ und Transparenz, die sich nicht der 
parlamentarischen Kontrolle entziehen 
dürfe.

Bund, Länder und Kommunen einigten 
sich darauf, auch Vorhaben, die nach 
dem 1. Januar 2025 begonnen wurden, 
mit den Sondervermögen zu finanzie-
ren, stellte Finanzminister Dr. Heiko 
Geue (SPD) klar. „Da gibt‘s gar nichts 
dran zu rütteln.“ Bei den Ländern und 
Kommunen sei „explizit“ darauf verzich-
tet worden, Investitionen mit dem Son-
dervermögen zusätzlich zu den beste-
henden zu fordern, um einen „dringend 
notwendigen“ konjunkturellen Impuls 
zu erzielen. Dr. Geue stimmte zu, dass 
die Sondermittel wie mit dem MV-Plan 
verabredet „tatsächlich“ in Investitionen 

fließen müssen. Das finde sich „transpa-
rent“ im Haushalt wieder; dem Finanz-
ausschuss und Investitionsbeirat werde 
regelmäßig Bericht erstattet. Zudem 
entstehe eine digitale Datenbank, „bis 
auf die Projektebene“ detailliert. Der 
Minister pflichtete bei, dass Investitio-
nen schneller wirken müssten. Darum 
setze sich das Land für Digitalisierung 
und Entbürokratisierung sowie bessere 
Rahmenbedingungen ein.

„Es geht hier um den Kern unserer De-
mokratie, nämlich um die Glaubwür-
digkeit staatlichen Handelns und den 
verantwortungsvollen Umgang mit 
Steuergeld“, mahnte Martin Schmidt 
(AfD). Nun erlaube das Sondervermö-
gen nicht nur Landesschulden, son-
dern es kämen „Schuldengeschenke 
des Bundes“ noch „obendrauf“. Das 
werde höhere Steuern und Kürzungen 
der Daseinsvorsorge nach sich ziehen. 
Wenn „Schattenhaushalte“ und die 
Aushebelung von Grundgesetz und 
Landesverfassung an Akzeptanz ge-
winnen, „verlieren wir die klare Sicht“ 
auf die Haushaltswahrheit. Denn, ob-
wohl die Schuldenaufnahme kurzfristig 
Probleme löse, entstehe eine gefährli-
che Abhängigkeit. Immer neue Kredite 
müssten das System am Laufen halten. 
Irgendwann kontrollierten die Schul-
den die Politik. In dieser Situation wolle 
seine Fraktion wenigstens darauf drän-
gen, dass wirkliche Investitionen getä-
tigt werden, um „was Gutes im Schlech-
ten“ umzusetzen.

Die Wirtschaftsforschungsinstitute be-

HINTERGRUND
Das Sondervermögen für Infrastruktur und 
Klimaneutralität des Bundes ist ein Investi-
tionsprogramm. Bei dem Sondervermögen 
handelt es sich um eine Kreditermächtigung 
in Höhe von 500 Milliarden Euro. Investitionen 
können innerhalb einer Laufzeit von zwölf 
Jahren (von 2025 bis 2036) bewilligt werden 
– zusätzlich zu den Investitionen im Kern-
haushalt. Das Sondervermögen für Infrastruk-
tur und Klimaneutralität umfasst drei Säulen:

-	� 300 Milliarden Euro für Investitionen des 
Bundes

-	 �100 Milliarden Euro für Investitionen der 
Länder und Kommunen

-	 �100 Milliarden Euro für den Klima- und 
Transformationsfond

Das Land Mecklenburg-Vorpommern hat 
einen Anteil an der 2. Säule in Höhe von 1,92 
Milliarden Euro. Diese Mittel müssen auch 
nicht in gleichgroßen Jahresscheiben verplant 
und investiert werden, sondern es können 
auch schneller mehr Mittel verausgabt wer-
den, um so die Wirtschaft möglichst schnell 
anzukurbeln.

Einmal jährlich muss das Land beim Bund 
die geplanten Maßnahmen anmelden. Bisher 
wurden Landesmaßnahmen in Höhe von ins-
gesamt 292 Millionen Euro angemeldet, wo-
von circa 270 Millionen Euro aus dem Anteil 
am Sondervermögen und der verbleibende 
Betrag aus dem Landesvermögen finanziert 
werden.

Zu den bisher gemeldeten Landesbaumaß-
nahmen zählen etwa Maßnahmen an sieben 
Polizeirevieren, der Neubau eines Labors für 
das LUNG in Güstrow, verschiedene Maßnah-
men an der Fachhochschule Güstrow sowie 
der Palmbergarena.

Auf der kommunalen Ebene wird aktuell noch 
intensiv darüber beraten, wie die einzelne Ge-
meinden ihren Sockelbetrag von 50.000 Euro 
verwenden werden. Insgesamt wird 
die kommunale Ebene den größ-
ten Teil der Mittel des Anteils 
von Mecklenburg-Vorpom-
mern erhalten, nämlich 
62,5 Prozent der Mittel.
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richteten, dass das Sondervermögen 
bundesweit die Investitionsansätze in 
den Kernhaushalten verringere, führ-
te Franz-Robert Liskow (CDU) aus. 
Auch in MV sei der Befund „eindeutig“: 
Erst wurden Investitionstitel gekürzt, 
die dann mit dem Sondervermögen 
wieder erhöht wurden. Wachstum 
verlange Maßnahmen mit Effekten in 
zwei bis fünf Jahren. Dazu zählte der 
Abgeordnete die Digitalisierung, KI, 
Forschung und Entwicklung, genauso 
wie die Risikokapitalfinanzierung und 
Verkehrsinfrastruktur. Ohne Wachstum 
steige die Schuldenquote der öffentli-
chen Haushalte auf über 85 Prozent im 
Jahr 2035. Daher könne die CDU dem 
Antrag der FDP weitgehend folgen. 
Um konkrete Initiativen für „eine neue 
Wachstumsdynamik“ zu beraten und 
auch externe Expertise einzubinden, 
beantragte Franz-Robert Liskow die 
Ausschussüberweisung.

Seine Fraktion habe nicht mit der ge-
forderten Transparenz, Zusätzlichkeit 
und den Berichtspflichten ein Problem, 
legte Torsten Koplin (Die Linke) dar, 
sondern damit, dass so getan werde, als 
sei das Sondervermögen „ein politisch-
technischer Betriebsunfall“ und nicht 
das direkte Ergebnis früherer Finanz-
politik. Wer jede Debatte zur Vermö-
genssteuer oder zu höheren Spitzen-
steuersätzen „als linksradikal abräumt“, 
aber an „einer starren Schuldenbremse“ 
festhalte, treibe den Staat geradezu in 
„derartige Konstruktionen“. Durch die 
Schuldenbremse sei jede Investition 
„künstlich abgewürgt“ worden. Wenn 
jetzt die Zusätzlichkeit nicht gestrichen 
worden wäre, dann wäre in den Kom-
munen „gar nichts passiert“. Sie haben 
Schwierigkeiten, die gelisteten Projekte 
aufgrund fehlender Kapazitäten anzu-
gehen. Dann noch neuen Projekten 
Vorrang einzuräumen, sei eine Verkeh-
rung von Notwendigkeiten und Reali-
täten.

Der Antrag eigne sich bestens, um 
„so richtig“ über die Bundespolitik „zu 
schimpfen“, fand Dr. Harald Terpe 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). Denn was 
bislang über den Einsatz des Sonder-
vermögens im Bund bekannt wurde, 
weise auf einen „klaren Wortbruch“ 
hin. Auch wenn auf Druck der Länder 
keine Pflicht für zusätzliche Investitio-

nen gelte, gebe es keinen Grund, „sich 
zurückzulehnen“. Zumal der Kommu-
nalfinanzbericht gezeigt habe, dass die 
Kommunen gewisse Investitionsmittel 
durchaus selbst erwirtschafteten und 
daher den Grundsatz der Zusätzlich-
keit umsetzen könnten. Doch wenigs-
tens für die Mittel aus dem Fonds für 
Klimaneutralität erwartete der Abge-
ordnete das Festhalten an der Zusätz-
lichkeit. Wolle man den Investitionsstau 
real abbauen, führe kein Weg an zu-
sätzlichen Investitionen vorbei. Darum 
werde seine Fraktion dem Antrag zu-
stimmen.

Der Antrag klinge nach Transparenz, 
solider Haushaltsführung und Ver-
antwortung gegenüber kommen-
den Generationen, sei aber vor al-
lem „ein Bremsklotz“ für dringende 
Investitionen, urteilte Tilo Gundlack 
(SPD). Es stehe außer Frage, dass Son-
dervermögen verantwortungsvoll 
eingesetzt werden, doch die Unter-
stellungen im Antrag blieben einen 
Beweis schuldig, hielt der Abgeordne-
te der Gruppe der FDP vor. Angesichts 
der Herausforderungen „brauchen wir 
flexible und handlungsfähige Finanz-
instrumente und keine zusätzlichen 
Hürden. Vor allem brauchen wir kei-
ne Angstmacherei.“ Der beschlossene 
Haushalt, der nach der Ausarbeitung 
des MV-Plans finalisiert wurde, zeige 
deutlich die Einordnung der Investitio-
nen: „Alles obendrauf, alles transparent, 
alles nachvollziehbar, für jeden online 
abrufbar.“ Der Antrag „geht daher an 
der Realität vorbei“, löse kein Problem, 
schwäche aber die Handlungsfähigkeit 
des Staates. Das lehne die SPD ab.

Die Gruppe der FDP adressiere einen 
„echten Missstand“, pflichtete Sandy 
van Baal (fraktionslos) bei. Sonderver-
mögen stellen einen „Trick“ zur Um-
gehung der Schuldenbremse dar und 
belasten die nächste Generation, ohne 
einen Gegenwert zu schaffen. Gut sei 
auch die Forderung nach einem ver-
pflichtenden Soll-Ist-Vergleich und 
einer projektgenauen digitalen Trans-
parenz. Skeptisch sah die Abgeordne-
te, dass lediglich der Missbrauch von 
Sondervermögen kritisiert werde, aber 
nicht das Instrument selbst. Dennoch 
unterstütze sie den „handwerklich or-
dentlichen Antrag“.

Die Bedingungen, unter denen BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN dem Sonderver-
mögen im Bund zugestimmt haben, 
werden „unterlaufen“, missbilligte  
Hannes Damm (fraktionslos) die 
Zweckentfremdung des Sondervermö-
gens. Auch im Land stelle sich die Fra-
ge, wie belegt werden könne, dass die 
MV-Mittel wirklich zusätzlich investiert 
und keine Haushaltslöcher gestopft 
werden. Deswegen sei der Antrag rich-
tig, dem der Abgeordnete zustimmen 
werde. Gleiches empfahl er auch der 
Regierungskoalition, die so den Bür-
gern zeigen könne, dass sie wahrhaftig 
in die Zukunft investiere.

David Wulff (Gruppe der FDP) erklärte, 
dass der Wegfall der Zusätzlichkeit als 
Ausgleich für Steuerreformen gedacht 
gewesen sei. Die Reformen wurden 
aber nicht umgesetzt. Somit bleibe es 
beim Investitionsstau. Nun solle das 
Sondervermögen den Impuls liefern. 
David Wulff hielt diesen für ein „Zünd-
holz“, das „schnell Wärme“ gebe, wo-
hingegen die für ein kontinuierliches 
Feuer notwendigen „dicken Holzklötze“ 
fehlten. Unsere Haushaltspolitik, unsere 
Landeshaushalte und der Bundeshaus-
halt seien eigentlich „hohle Baumstäm-
me“, an die ein paar Blätter „angeta-
ckert“ werden, damit das Ganze grün 
aussehe, beschrieb der Abgeordnete 
die Situation. Er drang darauf, die Kern-
haushalte „in den Griff [zu] kriegen“ und 
von diesen Sondervermögen wegzu-
kommen.

Die Überweisung wurde durch die Ab-
lehnung von Die Linke und SPD bei 
Zustimmung des restlichen Parlaments 
verworfen.

Bei Enthaltung der CDU wurde der An-
trag mit den Nein-Stimmen von Die 
Linke und SPD, bei Zustimmung aller 
übrigen Abgeordneten, abgelehnt.

mye

Antrag Gruppe der FDP 
Drucksache 8/6409
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CDU: MV braucht Innovations
schub durch Start-ups
Wissenschaftspotenzial des Landes mit Struktur und Systematik nutzen

MV verfüge über wissenschaftliche 
Exzellenz, allerdings werde das Po-
tenzial der Hochschulen, Universi-
täten und Forschungsinstitute nach 
Auffassung der CDU-Fraktion nicht 
genug für Start-ups genutzt. Darum 
solle das Land unternehmerische 
Ausgründungen mit klar definierten 
Zielen und Zuständigkeiten beglei-
ten. Genauso gehören der Ausbau 
von maßgeschneiderten Förderins-
trumenten und die bessere Verzah-
nung von Hochschulen, Wirtschaft 
und Kapital dazu. Eine derartige He-
rangehensweise, so die CDU-Frak-
tion, könne ein neues Wirtschafts-
wachstum in einem industriearmen 
Bundesland wie MV initiieren.

MV sei ein Flächenland im demografi-
schen Wandel mit wenig Industrie oder 
Start-up-Clustern, aber mit „klugen Wis-
senschaftlern“ in der maritimen Tech-
nologie, Life Science, Gesundheitswirt-
schaft oder Energietechnik, beschrieb 
Katy Hoffmeister (CDU) die Situation. 
Leider schlage sich diese Exzellenz nicht 
in Ausgründungen nieder: „Wir finan-
zieren Wissen, aber wir monetarisieren 
es zu wenig.“ Denn es fehle an der „Sys-
tematik“ und „Struktur“, um Innovation 
nicht nur zu „verwalten“, sondern zu „er-
möglichen“. Darum sprach sich die Ab-
geordnete für „staatliches Beteiligungs-
kapital“ als „Hebel“ für den Zugang zu 
Privatinvestitionen aus. Auch „Innova-
tionspartnerschaften“ könnten Start-ups 
besser in die Wirtschaft einbinden, wäh-
rend die gezielte Vergabe öffentlicher 
Aufträge an Jungunternehmen diese 
stärke. MV könnte „Innovationsland“ 
sein, zeigte sich Katy Hoffmeister über-
zeugt, es fehlten lediglich die „konse-
quenten Strukturen“ dafür.

Wirtschaftsminister Dr. Wolfgang Blank 
(parteilos) dankte für den Antrag zu ei-
nem wichtigen Thema, verwies aber auf 
den im Landeshochschulgesetz schon 
definierten Wissens- und Technologie-
transfer. Er gab zu, dass Professoren ak-

tiver auf Unternehmen zugehen müss-
ten. Ähnliches gelte für die „konservativ 
aufgestellten“ Wirtschaftsverbände, wo 
der „Mindset“ für die Integration der Kre-
ativität von Start-ups in Verbundprojekte 
fehle. Insgesamt sehe er, dass es weniger 
an der breit aufgestellten „Förderkulisse“ 
im Land liege, sondern an zersplitterten 
Strukturen, bedingt durch die „fehlen-
de kritische Masse“ an Start-ups, aber 
auch an Bürokratie oder mangelnder 
Risikobereitschaft in Verwaltung und 
Unternehmen. Der Minister wertete 
den Antrag als Gesprächsangebot. Viele 
Punkte könne er „unterschreiben“, doch 
bleibe die CDU zu unkonkret und ohne 
Lösungsansätze.

Auch seine Fraktion teile die Ansicht, 
dass MV über „eine leistungsfähige Wis-
senschaftslandschaft“ verfüge, die „wirt-
schaftlich besser verflochten gehört“, 
erklärte Paul-Joachim Timm (AfD). Al-
lerdings suggeriere die CDU, man müsse 
das „Gründungsökosystem“ in MV „neu 
erfinden“.Dem sei nicht so. Bestehende 
Strukturen, wie der Strategierat Wirt-
schaft-Wissenschaft MV, widmen sich „ge-
nau solchen Fragen“. Darum wären eine 
Bestandsaufnahme und die Prüfung der 
Effektivität vorhandener Strukturen sinn-
voll. Wenngleich der Fokus auf die wirt-
schaftliche Verwertung der Wissenschaft 
richtig sei, hätte sich Paul-Joachim Timm 
auch Anmerkungen zu der besseren Fi-
nanzierung der Hochschulen gewünscht, 
seien diese doch für Ausgründungen 
instrumental. Einen AfD-Antrag dazu 
habe die CDU jüngst abgelehnt. Wer es 
„wirklich sachlich ernst“ mit der Stärkung 
von Wissenschaft und Innovation meine, 
müsse dies konsequent unterstützen. Die 
AfD werde sich zum Antrag enthalten.

Ja, das Land verfüge über „starke Hoch-
schulen, starke Forschungen und ein 
großes Innovationspotenzial“, pflichte-
te Christian Albrecht (Die Linke) bei. 
Selbstverständlich sei es ein „gemein-
sames Ziel“, Forschung in „gute Arbeits-
plätze, neue Unternehmen und regio-

nale Wertschöpfung“ zu überführen. 
Hier sei die Landesregierung „schon 
sehr aktiv“. Teile der CDU-Ideen fänden 
sich in der gegenwärtigen Förderpolitik 
oder in existierenden Initiativen, Netz-
werken und Programmen wieder. „Klar, 
man kann immer mehr machen“, gäbe 
es keine finanziellen Beschränkungen. 
Ob privates Risikokapital ausreiche, be-
zweifelte Christian Albrecht. Da brauche 
es „insgesamt einen breiteren Ansatz“. 
Grundsätzlich könne er dem CDU-An-
trag folgen. Statt einer parlamentari-
schen Initiative halte er allerdings mehr 
von direkten Gesprächen mit den Minis-
terien und Akteuren. Den Antrag lehne 
seine Fraktion ab.

Obwohl die CDU ein „echtes Problem 
unseres Landes“ beschreibe, biete sie 
keine Lösungen, vertrat Jutta Wegner 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). MV sei kein 
bedeutender Start-up-Standort und 
vor allem „kein Massenstandort“. Aber 
es könnte ein „profilierter Spezialstand-
ort“ sein, denn der Green-Start-up-Re-
port 2026 sehe MV bei „grünen Start-
ups“ bundesweit vorn. Genau darin 
liege eine „echte Chance“. Gleichwohl 
der Antrag Engpässe korrekt adressiere, 
greife er nicht entschlossen die Fragen 
von Infrastruktur, Verstetigung und kla-
rer Governance auf. Neben besserem 
Marktzugang seien „Pilotkunden“ und 
die Beteiligung an „öffentlicher Beschaf-
fung“ notwendig, damit erste Referen-
zen aufgebaut werden können. Leider 
blieben die CDU-Vorschläge „zu allge-

mein“ und nicht konsequent genug auf 
die tatsächlichen Stärken MVs bei grü-
nen Start-ups ausgerichtet, bedauerte 
Jutta Wegner. Ihre Fraktion werde sich 
deshalb enthalten.

Die CDU benenne „neuralgische Punk-
te“, wie die „Mobilisierung des privaten 
Wagniskapitals“ oder die Unterstützung 
von Gründungen durch vorhandene 
Strukturen, bestätigte Christian Winter 
(SPD). Der Abgeordnete berichtete, dass 
auf dem letzten Unternehmertag Prob-
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leme der Finanzierung von Gründungen 
diskutiert wurden. Dies müsse mit Blick 
auf das vorhandene „breite Portfolio 
des Landes“ beachtet werden. Christian 
Winter hoffte zudem auf „Rückenwind 
aus Berlin“, wo im Forschungs- sowie im 
Digitalisierungsministerium „spannende 
Projekte unterwegs“ seien. Fakt bleibe 
der landestypische Mangel an wesentli-
chen Kriterien, wie die fehlende Konzen-
tration von Start-ups oder Produkten. 
Die MV-Koalition teile die im Antrag ge-
listeten Ziele. Angesichts umfangreicher 
bestehender Programme lehne die SPD 
die Drucksache aber ab.

Der Antrag sei „inhaltlich weitestgehend 
richtig“ und werde von der Gruppe der 
FDP unterstützt, versicherte David Wulff 
(Gruppe der FDP). Er unterstrich, dass das 
„primäre Ziel“ einer Unternehmensgrün-
dung nicht die Fördergelder, sondern 
die finanzielle Unabhängigkeit sei. Aller-
dings dominiere in MV die öffentliche 
Hand die Wirtschaft und sei somit ein 
starker „potenzieller Kunde“. Mit Blick auf 
die Verfügbarkeit von privatem Kapital 
sei es „absolut möglich“, an Geld zu kom-
men, widersprach David Wulff der CDU. 
Finanzen von mehr als einer Million Euro, 
die Produktions-Start-ups bräuchten, sei-
en hingegen schwieriger. Der entschei-
dende Nachteil im Land sei jedoch, dass 
Gelder zur Förderung von Start-ups nach 
ihrer Rückzahlung nicht wieder für Start-

ups verwendet werden. Notwendig sei 
ebenso „eine Art Forschungstransferge-
setz“, das eine „klare, strukturierte Rege-
lung“ für Patente und geistiges Eigen-
tum festschreibe.

Ohne Frage gebe es in MV Spitzen-
forschung, bestätigte Hannes Damm 
(fraktionslos) und verwies auf das Greifs-
wald Moor Centrum mit seiner Global 
Peatland Database und die Kernfusions-
testanlage Wendelstein 7-X. Die einzige 
direkte Ausgründung aus dem Fusions-
projekt sei die Proxima Fusion GmbH in 
München, wobei deren Gründer Dokto-
randen in Greifswald gewesen seien. Im 
Ergebnis flossen 130 Millionen Venture-
Kapital nach Bayern. „Spitzenforschung 
hier, Wertschöpfung woanders“, bedau-
erte der Abgeordnete. Talente blieben 
nicht im Land, wenn sie keine Wohnung 
fänden, eine Stunde zur Kita pendelten 
oder das Glasfasernetz und die Kultur 
fehlten. „Standortqualität ist Gründungs-
politik.“ Weil der Antrag unterstützens-
wert, aber auch komplex sei, beantragte 
Hannes Damm die Überweisung. „For-
schung, Innovation und MV sollten uns 
diese Zeitinvestition wert sein.“

Die Überweisung wurde auch von Katy 
Hoffmeister (CDU) befürwortet. Sie 
regte zudem eine gemeinsame Sitzung 
des Wirtschafts- und Wissenschaftsaus-
schusses an. Die Abgeordnete betonte 

zum Schluss der Debatte, dass es „über-
haupt nicht um mehr von allem, schon 
gar nicht um mehr Geld“ gehe. Schwer-
punkt sei die Frage: „Wie kann man das, 
was schon besteht, besser machen?“ Es 
gehe um ein besseres Strukturieren, um 
definierte Ziele und erfolgsorientierte 
Verantwortung. Sie gab zu bedenken, 
dass die momentane Förderkulisse auf 
Bundesmitteln basiere. Im Bund voll-
ziehe sich eine „erhebliche Umstruktu-
rierung“ durch die Ausrichtung auf zehn 
„Exzellenzfabriken“, von denen sich aber 
keine in MV befinde. Auch die im Land 
bestehenden Beratungsangebote soll-
ten konzentriert und im Verbund stär-
ker gemacht werden. Darum warb sie 
nochmals für weiterführende Beratun-
gen im Ausschuss.

Die Überweisung wurde mit den Ge-
genstimmen von Die Linke und SPD 
und bei Zustimmung aller anderen Ab-
geordneten abgelehnt.

Beim Antrag enthielt sich die AfD. Durch 
die Ablehnung von Die Linke und SPD, 
bei Zustimmung des restlichen Parla-
ments, wurde der Antrag verworfen.

	 mye

Antrag CDU
Drucksache 8/6335

„Förderschulen Lernen“ bleiben bis 2035 erhalten
Abgeordnete debattieren Zeitrahmen und Alternativen

Um die Inklusion, das gleichberechtigte Lernen, an den Schulen in MV wird 
seit Jahren gerungen. Zuletzt hatte die Landesregierung beschlossen, die or-
ganisatorische Aufhebung der Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen 
bis Ende Juli 2030 zu verlängern. Doch die Voraussetzungen dafür sind nach 
Erkenntnissen des Bildungsministeriums nicht gegeben. Nun wurde als neu-
er Termin das Jahr 2035 festgelegt. 

Die Fraktionsvorsitzende der Linken,  
Jeannine Rösler, stellte zu Beginn ihrer 
Rede klar: „Inklusion bleibt pädagogisch 
und gesellschaftlich richtig.“ Allerdings 
stoße inklusive Bildung dort an Grenzen, 
wo Lehrkräfte überlastet sind und perso-
nelle Ressourcen fehlen. Rösler räumte 
ein, dass die bisherigen Zeitvorgaben zur 
Schließung der Förderschulen Lernen auf 
erhebliche Bedenken gestoßen seien. Die 
Voraussetzungen für eine vollständige 

Umsetzung seien vielerorts noch nicht ge-
geben. Dafür könnten personelle Gründe, 
unzureichende sonderpädagogische Un-
terstützung oder fehlende bauliche Vor-
aussetzungen verantwortlich sein. Die Ver-
längerung der Förderschulen Lernen bis 
2035 sei notwendig, um den Schulträgern 
Planungssicherheit zu geben, Personalres-
sourcen aufzubauen und inklusive Lern-
settings weiterzuentwickeln, sagte Rösler. 
„Wer Inklusion ernst nimmt, muss auch die 

Voraussetzungen ernst nehmen.“ Inklu-
sion dürfe nicht dazu führen, dass Kinder 
überfordert werden, Lehrkräfte dauerhaft 
an ihre Belastungsgrenzen geraten und 
Eltern das Vertrauen in das Bildungssystem 
verlieren. Den Regierungsfraktionen gehe 
es um eine Neuausrichtung und nicht um 
eine Abkehr von der Inklusion. Sie nähmen 
die Realität ernst und passten Prozesse an.

„Bildung braucht nicht nur Qualität, son-
dern auch Ehrlichkeit“, machte Bildungs-
ministerin Simone Oldenburg (Die Linke) 
deutlich. Wenn die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler ohne Schulabschluss genau 
bei jenen Jugendlichen am höchsten 
ist, die die Begleitung am stärksten brau-
chen, dann müsse die Qualität erhöht 
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und das System überarbeitet werden. 
Die Landesregierung habe mit der Neu-
ausrichtung der Inklusion einen auf zehn 
Jahre angelegten Entwicklungsprozess für 
die schulische Inklusion eingeschlagen. 
„Einen Prozess, der nicht verordnet, son-
dern gemeinsam gestaltet wird.“ Das Bil-
dungsministerium habe mit einer grund-
legenden inhaltlichen Neuausrichtung 
der Inklusionsstrategie auf die hohe Zahl 
von Schulabgängerinnen und Schulab-
gängern mit sonderpädagogischem För-
derschwerpunkt ohne Abschluss reagiert, 
sagte Oldenburg. Ziel sei es, das Bildungs-
system für alle Schülerinnen und Schüler 
zu stärken, die Anzahl der Jugendlichen 
mit einem Schulabschluss zu erhöhen 
und die Anschlussfähigkeit an die Berufs-
ausbildung zu verbessern. Entgegen der 
bisherigen Planung werde die Möglichkeit 
für eine organisatorische Verbindung mit 
anderen Schularten geschaffen, insbeson-
dere die Entwicklung von Schulzentren 
werde unterstützt. Die vielen beschlosse-
nen Maßnahmen zeigten: „Wir haben uns 
auf einen weiten Weg gemacht.“

„Opposition wirkt“, sagte Enrico Schult 
(AfD). „Es ist wirklich unfassbar, was man 
als Oppositionspartei so alles auf die 
Beine stellen kann.“ Seit 2021 habe sich 
die AfD immer wieder dafür eingesetzt, 
die Förderschulen Lernen dauerhaft 
zu erhalten. Die Vorteile dieser Förder-
schulen lägen auf der Hand, es gebe 
kleine Klassen, Berufsorientierung sowie 
Sonderpädagogen, die in vielen Regel-
schulen nicht da seien. Schult betonte, 
dass er im ständigen Austausch mit 
Eltern sei. Er vermutete nun, dass die 
Landesregierung aus Angst vor einem 
Wahlerfolg der AfD die Auflösung der 
Förderschulen erst 2035 beschlossen 
habe. Laut Schult gebe es an den Regel-
schulen schon Probleme beispielsweise 
mit großen Klassen. „Wenn da jetzt die 
Förderschüler noch einfach in die Regel-
schulen geschickt werden, dann funkti-
oniert das nicht. Im Gegenteil, die gehen 
in dem großen Klassenverband unter.“ 
Denn an den Regelschulen gebe es oft 
gar keine Sonderpädagogen. Die Kinder 
mit Förderbedarf bräuchten diesen klei-
nen Raum und die Aufmerksamkeit der 
speziell ausgebildeten Lehrer, die sie in 
den Regelschulen so nicht bekämen.

Die Linke habe im Bereich der Bildungs-
politik in MV die letzte Glaubwürdigkeit 
verloren, betonte auch Torsten Renz 

(CDU). „Es ist die Krönung des Versagens 
von rot-roter Bildungspolitik.“ Linke und 
SPD hätten die Schließung der Förder-
schulen Lernen zunächst für 2027 an-
gekündigt, dann für 2030 und nun für 
2035. „Der Eiertanz geht weiter und zwar 
zu Lasten unserer Kinder.“ Die CDU stehe 
für den Erhalt der Förderschulen Lernen, 
heute und in Zukunft, sagte Renz. Die El-
tern sollten die Freiheit haben, ihre Kin-
der entweder in eine Regelschule oder 
an eine eigenständige Förderschule zu 
schicken. „Für uns steht das Kindeswohl 
immer an erster Stelle.“ Renz warf den 
Regierungsfraktionen nach viereinhalb 
Jahren Regierungspolitik in dieser Legis-
latur vor, dass diese nicht in der Lage sei-
en, gesamtgesellschaftliche Prozesse zu 
organisieren und dabei die Opposition 
und die Menschen in MV mitzunehmen.

Mit ihrem Antrag wolle die Regierungs-
koalition zeigen, dass sie zur Umsetzung 
der Inklusion steht, erklärte Andreas 
Butzki (SPD). Da es in den letzten Jahren 
sehr viele und vor allem große Heraus-
forderungen gegeben habe, müsse die 
Strategie angepasst und die Qualität der 
schulischen Inklusion verbessert werden. 
„Wir wollen den Schulen, die sich bereits 
auf den Weg gemacht haben, mit diesem 
Antrag die Sicherheit geben, den Weg 
fortzusetzen.“ Butzki verwies auf die Prob-
leme, die sich durch die zurückgehenden 
Geburtenzahlen auf Kitas und Schulen 
ergeben werden. Es gebe zwar das klare 
politische Bekenntnis aller Fraktionen im 
Landtag, keine Schule aufgrund mangeln-
der Schülerzahlen zu schließen. Er wisse 
aber auch, dass Schulträger schon auf 
die Kreisplaner zugegangen sind, wegen 
höherer Kosten ernsthaft darüber nach-
zudenken. „Die Entwicklung wird auch 
vor unseren Förderschulen nicht halt ma-
chen.“ Deshalb wären Schulcampus-Lö-
sungen, Schulen mit inklusiven Lerngrup-
pen oder eigenständigen Förderklassen 
eine gute Möglichkeit, das Wahlrecht der 
Eltern zur Beschulung zu erhalten.

Jutta Wegner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) bezeichnete den Antrag als Kapi-
tulation und Flucht aus der Verantwor-
tung, ein Rückzug auf Zeit. Die Inklusion 
würde immer wieder aufgeschoben und 
Eltern sowie Lehrkräfte würden nicht 
mitgenommen. Durch die Aufschie-
bung bis 2035 würden Kinder nun fünf 
weitere Jahre aussortiert. „Das versuchen 
Sie uns als Fortschritt zu verkaufen“, kri-

tisierte Wegner. Sie verwies auf die seit 
2009 geltende UN-Behindertenrechts-
konvention, nach der Menschen wegen 
einer Behinderung vom allgemeinen Bil-
dungssystem nicht ausgeschlossen wer-
den dürften. Das sei eine Aufgabe, die es 
zu erfüllen gilt und nicht immer wieder 
aufgeschoben werden dürfe. Eine Schu-
le, in der Inklusion erfolgreich sein kann, 
müsse eine andere Schule sein, sagte 
Wegner. „Sie braucht kleinere Klassen, 
multiprofessionelle Teams, die die Schü-
ler und Schülerinnen individuell fördern 
können, mehr Schulsozialarbeit und 
gute Horte.“ Schon jetzt würden zwei 
Drittel der Kinder mit Förderbedarf inklu-
siv beschult. Auch in MV gebe es Leucht-
turmschulen. Aber anstatt diese Schulen 
als Beispiele zu zeigen, erkläre das Bil-
dungsministerium, das nicht zu schaffen. 
„Das Problem ist nicht die Inklusion. Das 
Problem ist politische Untätigkeit.“

Seit Jahren diskutiere der Landtag über 
die beste Form inklusiven Lernens, sagte 
Barbara Becker-Hornickel (Gruppe der 
FDP). Wer Bildung gestaltet, entscheide 
mit darüber, ob Menschen ihr Potenzial 
entfalten können oder daran gehindert 
werden. „Daraus erwächst ein klarer An-
spruch.“ Jeder Mensch habe das Recht auf 
bestmögliche Förderung, unabhängig 
von individuellen Voraussetzungen oder 
Unterstützungsbedarfen. „Hoffen wir, 
dass der neue Zeithorizont für die Inte-
gration des Förderschwerpunkts Lernen 
bis 2035 sinnvoll ist.“ Inklusion bedeute 
nicht Vereinheitlichung, sondern eröffne 
unterschiedliche Wege, um individuel-
le Förderung zu gewährleisten, betonte 
Becker-Hornickel. Auch sei der verstärkte 
Einsatz sonderpädagogischen Personals 
entscheidend, um inklusionsstrukturell 
und pädagogisch wirksam zu gestalten. 
Allerdings fehle es an den Regelschulen 
weiterhin an ausreichend sonderpäda-
gogisch ausgebildetem Personal und an 
geeigneten Strukturen. 

Der Antrag wurde mit den Stimmen 
der Fraktionen von SPD und Die Linke, 
Gegenstimmen der Fraktionen der AfD, 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie Stimmenthaltung der Gruppe der 
FDP und eines fraktionslosen Abgeord-
neten angenommen.

mgl

Antrag der Fraktionen von SPD und Die Linke
Drucksache 8/6481 
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Registrierung für Ferien-
wohnungen geplant

Tourismus ist ein verlässlicher Wirtschafts-
motor für MV. Auch Wohnungseigen-
tümer möchten davon profitieren und 
wandeln Wohnungen in Ferienunter-
künfte um. Die Gemeinden konnten 
solche Zweckentfremdungen bislang 
schwer nachverfolgen, auch weil On-
line-Buchungsplattformen nicht ko-
operierten. Diese werden nun per EU-
Richtlinie zum Datenaustausch mit den 
Behörden verpflichtet. Dazu müssen die 
Gemeinden eine Zweckentfremdungs-
satzung erlassen und ein System zur 
Vergabe von Registrierungsnummern 
für Privatunterkünfte einführen. Die 
Nummer erscheint dann im Übernach-
tungsangebot auf der Online-Plattform. 
Mit der Umsetzung der EU-Regelung 
könne die öffentliche Hand unzulässige 
Nutzung von Wohnraum als Ferienwoh-
nung verhindern, verdeutlichte Rainer 
Albrecht (SPD). Er erachtete eine Koope-
ration mit anderen Ländern bei der Ent-
wicklung eines Registrierungssystems als 
sinnvoll. Innenminister Christian Pegel 
(SPD) war sich der Forderung nach einer 
landesweiten Registrierungsplattform 
bewusst, betonte aber die kommuna-
le Verantwortung bei dieser freiwilligen 

Aufgabe. Bei Horst Förster (AfD) stieß 
der Gesetzentwurf auf breite Ablehnung. 
Statt Wohnungsknappheit zu beheben, 
schaffe die Initiative „neue Probleme, 
neue Bürokratie“ und „zunehmende staat-
liche Überwachung“. Marc Reinhardt 
(CDU) hingegen warnte, dass ein Gesetz 
nichts nütze, wenn die Gemeinden es 
weder sachlich noch finanziell umsetzen 
könnten. Darum erwarte er eine Landes-
plattform, ähnlich wie bei den Bezahl-
karten für Asylbewerber. Auch wenn die 
Gesetzesinitiative „kein Allheilmittel“ sei, 
wurde sie von Henning Foerster (Die 
Linke) begrüßt. Es sei doch „bizarr“, wenn 
Beschäftigte, die den Laden im Touris-
musland MV am Laufen hielten, keine 
bezahlbare Wohnung fänden. Die Frak-
tionsvorsitzende Constanze Oehlrich 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) verwies auf 
den Änderungsantrag ihrer Fraktion, der 
eine „erhebliche Schwäche“ des Geset-
zes korrigiere. Denn das Land müsse den 
Gemeinden ein zentrales, einheitliches 
Registrierungssystem zur Verfügung stel-
len, sonst helfe ihnen das Gesetz nicht. Ein 
strukturelles Wohnungsproblem könne 
nicht mit Verwaltungsrecht und Verboten 
gelöst werden, gab David Wulff (Gruppe 
der FDP) zu bedenken. Hingegen brau-
che es mehr Wohnungsbau – und das 
schneller und unbürokratischer.

Dem Änderungsantrag von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN bezüglich Artikel 1 des 
Gesetzentwurfes stimmten der Antrag-
steller und die CDU zu. Mit den Gegen-
stimmen aller anderen Abgeordneten 
wurde der Antrag abgelehnt.

Das Abstimmungsergebnis zu Artikel 
1 sowie zu den Artikeln 2, 3 und der 
Überschrift des Gesetzentwurfes als 
auch zur Schlussabstimmung war stets 
gleich: Die CDU enthielt sich, und die 
Gruppe der FDP, die AfD und die beiden 
fraktionslosen Abgeordneten Sandy van 
Baal und Dr. Eva Maria Schneider-Gärt-
ner stimmten dagegen. Durch die Befür-
wortung der Fraktionen Die Linke, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurde 
der Gesetzentwurf entsprechend der 
Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses unverändert angenommen.

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 8/6170
hierzu
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Inneres und Bau (2. Ausschuss) 
Drucksache 8/6502
hierzu
Änderungsantrag BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Drucksache 8/6527

Aussprache zu Umgang 
mit KI in Schulen 

Künstliche Intelligenz (KI) ist nach An-
sicht der Fraktionsvorsitzenden der 
Linken, Jeannine Rösler, längst Teil des 
Schulalltags. „Doch sie ersetzt keine 
pädagogische Beziehung und das soll-
te auch so bleiben.“ Es brauche klare 
Regeln. Dazu gehörten Datenschutz, 
pädagogische Leitlinien und eine ver-
lässliche Unterstützung für Lehrkräfte. 
„KI ist allgegenwärtig“, sagte auch Bil-
dungsministerin Simone Oldenburg 
(Die Linke). Beim verantwortungsvollen 
Umgang mit KI-gestützten Systemen 
liege MV im bundesweiten Vergleich 
weit vorn. „Wir brauchen keine unkri-
tische Begeisterung, sondern digitale 
Mündigkeit statt Technikgläubigkeit.“ 
Das Problem von KI im Schulbetrieb sei, 

dass sie ohne Regelungen und sach-
gerechte Handhabung missbraucht 
werden kann, erklärte Jens-Holger 
Schneider (AfD). Es komme darauf an, 
dass Schülerinnen und Schüler soziale 
Intelligenz entwickeln. So etwas kön-
ne KI noch nicht leisten. Torsten Renz 
(CDU) hat nach eigenen Aussagen bei 
Lehrerinnen und Lehrern eine gewisse 
Unsicherheit beobachtet. Dabei gehe 
es um den Umgang mit Täuschungen, 
wenn KI-Ergebnisse als Eigenleistun-
gen dargestellt werden. Es sei möglich, 
dass Lehrerinnen und Lehrer von der KI 
in der Schule überrollt werden. Schule 
müsse reagieren, da KI für Schülerinnen 
und Schüler längst Lebensrealität ist, 
sagte Dr. Monique Wölk. Dazu gehöre 

die Vermittlung von Wissen über KI und 
von Kompetenzen zur reflektierten, 
aber auch gewinnbringenden Nutzung 
dieser Technik. Vier von fünf Schülerin-
nen und Schüler wollten lernen, wie 
man KI sinnvoll nutzt, sagte Jutta Weg-
ner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). Das sei 
ein klarer Auftrag an Politik und Schule. 
Die Frage laute, wie junge Menschen 
lernen, verantwortungsvoll damit um-
zugehen und wie sich Schulen dar-
auf vorbereiten können. Für Barbara  
Becker-Hornickel (Gruppe der FDP) ist 
es existentiell wichtig, Ängste und Wi-
derstände von vornherein abzubauen. 
Bildung müsse neu gedacht, Inhalte 
stärker verzahnt und interdisziplinär 
gearbeitet werden.

erheblich höher als in MV. Das Gesamt-
defizit von 270 Millionen Euro für 2024 
offenbare ein strukturelles Problem in der 
kommunalen Finanzausstattung, sag-
te David Wulff (Gruppe der FDP). Trotz 
Rekordeinnahmen von Rekordjahr zu 
Rekordjahr würden die Ausgaben davon-
laufen. „Das lässt sich einfach nicht negie-
ren.“ Die Beschlussempfehlung wurde bei 
Zustimmung der Fraktionen von SPD und 
Die Linke, Stimmenhaltung von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und Gegenstimmen der 
übrigen Abgeordneten angenommen.

M
el

du
ng

en



LandtagsNachrichten Mecklenburg-Vorpommern 4/2026

23M e l d u n g e n

Schnelle Umsetzung von 
Verkehrsprojekten gefordert

Die Gruppe der FDP hat ein Verkehrs-
beschleunigungsgesetz gefordert. Teil-
weise dauere es 20 Jahre, bis Ersatzneu-
bauten oder Sanierungen von Straßen 
und Brücken ausgeführt werden, kriti-
sierte David Wulff (Gruppe der FDP). 
Es würden tragfähige Konzepte zur Be-
schleunigung von Verfahren benötigt. 
„Die Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren in Deutsch-
land ist in der Tat das Gebot der Stun-
de“, bestätigte Wirtschaftsminister  
Dr. Wolfgang Blank (parteilos). Bei Bund 
und Land gebe es allerdings schon um-
fassende und weitreichende gesetzge-
berische Maßnahmen, um lange und 
ineffektive Entscheidungsstrukturen zu 

entschlacken. Auch Stephan Reuken 
(AfD) kritisierte ausufernde Planungs- 
und Genehmigungsverfahren. Gerade in 
einem Flächenland seien leistungsfähige 
Straßenverbindungen keine Nebensache, 
sondern Voraussetzung für wirtschaft-
liche Stabilität, gleichwertige Lebensver-
hältnisse und die Zukunftsfähigkeit des 
ländlichen Raumes. „Wer gut vorankom-
men will, braucht gute Verkehrswege“, 
erklärte Sabine Enseleit (CDU). Sie zeigte 
sich zuversichtlich, dass das Infrastruk-
turzukunftsgesetz des Bundes auch das 
Land MV wieder auf die richtige Spur brin-
ge. Für Henning Foerster (Die Linke) darf 
die Beschleunigung von Verkehrs- und 
Infrastrukturprojekten kein Selbstzweck 
werden. Schnelligkeit dürfe nicht zu-
lasten von wichtigen Umweltstandards, 
Bürgerbeteiligung oder gar Rechtssicher-
heit gehen. Jutta Wegner (BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN) warf der Gruppe der FDP 
vor, Erhalt, Sanierung und echten Ersatz-
neubau mit einem sehr offenen Begriff 
des bedarfsgerechten Ausbaus zu vermi-
schen. Nicht jedes Projekt werde dadurch 
unproblematisch, dass man es Ersatzneu-
bau nennt. Thomas Würdisch (SPD) be-
zeichnete den FDP-Antrag als politisches 
Schaufensterstück: Eine große Über-
schrift, viele Schlagworte, aber zu wenig 
Substanz. Der Antrag verspreche Verein-
fachung, wo in Wahrheit differenzierte, 
durchdachte Gesetzgebung nötig sei. 
Der Antrag wurde bei Zustimmung der 
Gruppe der FDP, der AfD-Fraktion und ei-
ner fraktionslosen Abgeordneten, Stimm-
haltung der CDU-Fraktion und ansonsten 
Gegenstimmen abgelehnt.

Antrag der CDU-Fraktion
- Drucksache 8/6487 -

Verfassungsänderung 
Thema für den  
Rechtsausschuss

Das Landesverfassungsgericht als „Hü-
ter unserer Verfassung“ müsse stets 
arbeitsfähig sein und dürfe weder Blo-
ckaden noch „politischer Sabotage“ 
zum Opfer fallen, begründete der Frak-
tionsvorsitzende Julian Barlen (SPD) 
den gemeinsamen Vorstoß von SPD, 
Die Linke und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zur Anpassung von Verfassung 
und Landesverfassungsgerichtsgesetz. 
Dafür sollten Kriterien wie Amtszeit 
oder Altersgrenzen der Richter Verfas-
sungsrang erhalten. Ferner werde ein 
„Ersatzwahlmechanismus“ erwogen: 
Scheitere die Zweidrittelmehrheit zur 
Wahl der Richter „dauerhaft“, schla-
ge das Gericht selbst drei Kandidaten 
vor, wovon das Parlament einen mit 
absoluter Mehrheit bestätige. In den 
nächsten Jahren werden acht von 14 
Richterstellen neu besetzt. Der vorge-
legte Gesetzentwurf könne einer AfD-
Blockade wie in Thüringen vorbeugen. 
Nach intransparenten „Hinterzimmer-

gesprächen“ wolle eine „undemokra-
tische Einheitsfront“ die parlamentari-
sche Mitwirkung der Opposition massiv 
beschneiden, warf Enrico Schult (AfD) 
den Antragstellern vor. Auch der Frak-
tionsvorsitzende Daniel Peters (CDU) 
kritisierte den Alleingang der Initiato-
ren. Zudem dürfe eine Verfassung nur 
bei „strukturellen Defiziten“ geändert 
werden und nicht aufgrund einer „Stim-
mungslage“ hinsichtlich zu erwarten-
der Wahlergebnisse. Das Gesetz siche-
re die „langfristige“ Verlässlichkeit des 
Landesverfassungsgerichts, verteidigte 
Michael Noetzel (Die Linke) den Ent-
wurf und appellierte an die CDU, „ge-
meinsam Verantwortung“ zu überneh-
men, denn diese Reform benötige eine 
Zweidrittelmehrheit. Es gehe hier um 
„demokratische Vorsorge“, bevor Blo-
ckaden Realität würden, verdeutlichte 
die Fraktionsvorsitzende Constanze 
Oehlrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). 
Denn eine Sperrminorität bei Richter-
wahlen bedeute sehr wohl „ein struktu-
relles Risiko“. David Wulff (Gruppe der 
FDP) lehnte es ab, aus Angst vor einer 
drohenden Einzelfalllage an der Verfas-
sung zu rühren. Für die Freien Demo-

kraten sei die Zweidrittelmehrheit zur 
Besetzung der Verfassungsrichter „nicht 
verhandelbar“. Die Antragsteller hätten 
„ihren Job“ nicht verstanden, verurteilte 
Sandy van Baal (fraktionslos) die Ini-
tiative. Statt zum Wohle der Bürger zu 
handeln, solle der „Schutz zum Selbst-
erhalt“ in die Verfassung „einbetoniert“ 
werden. Hannes Damm (fraktionslos) 
hingegen warnte vor demokratischen 
Lücken, die autoritäre Populisten aus-
nutzten. Der Textentwurf schließe 
eine dieser Lücken, bleibe aber hinter 
den Handlungsempfehlungen für die 
rechtsstaatliche Resilienz zurück.

Für die Überweisung in den Rechts- 
und Finanzausschuss stimmten Die 
Linke, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
die Gruppe der FDP und der fraktions-
lose Abgeordnete Hannes Damm. CDU, 
AfD und die beiden fraktionslosen Ab-
geordneten Sandy van Baal und Dr. Eva 
Maria Schneider-Gärtner stimmten da-
gegen.

Gesetzentwurf von SPD, Die Linke und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 8/6488
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Leichterer Start ins  
Erwachsensein gefordert

Nicht jedes Kind in Deutschland lebt 
in seiner eigenen Familie. Einige wach-
sen  in Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe oder Pflegefamilien auf, er-
läuterte Anne Shepley (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN). Zwischen dem 18. und 
21. Lebensjahr werden diese jungen 
Menschen nicht nur in die Eigenstän-
digkeit entlassen, sondern auch aus 
dem sie unterstützenden Netzwerk. 
Verwaltungstechnisch sind sie nun 
„Care Leaver“ und müssen ihr Leben 
von heute auf morgen meistern. Doch, 
so argumentierte die Abgeordnete, „sie 
sind allein“. Darum plädierte sie für „klare 
und verbindliche Standards“ für einen 
längeren Übergang. Zudem wollte sie 
verbesserte Strukturen bei der Landes-
koordination, regionalen Netzwerken 
und festen Ansprechpartnern sehen. 
Am Ende brauche es auch Druck auf 
den Bund, forderte Anne Shepley, da-
mit kein junger Mensch „ins Leere fällt“. 

Sozialministerin Stefanie Drese (SPD) 
freute sich, dass das Land bereits 2021 
mit dem Kinder- und Jugendstärkungs-
gesetz „politisch nachgesteuert“ habe 
und die Rechte der Care Leaver beim 
Übergang gestärkt habe. Die Verant-
wortung zur Durchsetzung des Geset-
zes liege nun bei den örtlichen Trägern 
der Jugendhilfe. Es stimme nicht, dass 
es nicht genug Unterstützung gebe, er-
widerte Petra Federau (AfD) dem An-
tragsteller. Ihre Fraktion spreche sich für 
gezielte Hilfe aus, aber nicht für immer 
weiter ausgedehnte „staatliche Rund-
umbetreuung“ im erwachsenen Alter. 
Für gesetzliche Änderungen seien zu-
erst eine Definition der Leistungen und 
ihrer Empfänger notwendig, brachte 
Katy Hoffmeister (CDU) an. Dann kön-
ne man sich Gedanken zur Umsetzung 
machen, die letztlich auf der kommu-
nalen Ebene erfolge. Wer, wie die Care 
Leaver, ohne stabiles Umfeld startet, 
benötige besondere Aufmerksamkeit, 
ohne dass dies in Abhängigkeit führe, 
gab Barbara Becker-Hornickel (Grup-

pe der FDP) zu bedenken. Menschen zu 
helfen, die „ohne eigenes Verschulden“ 
in Schwierigkeiten gerieten, zeichne 
eine „funktionierende Gesellschaft“ aus. 
Viele der geforderten Ziele werden 
bereits verfolgt und darum brauche 
es keine „zusätzlichen Parallelstruktu-
ren“, verdeutlichte Christine Klingohr 
(SPD). Was aber in Gesprächen vor Ort 
betont werde, seien „Sorgen um die 
zukünftige Stabilität sozialstaatlicher 
Strukturen insgesamt“. Anne Shepley 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) zeigte sich 
unzufrieden mit der Debatte. Es wurde 
nur erklärt, was alles schon gemacht 
werde, aber in der Realität reiche das 
nicht. Sie hätte sich mehr Aktionismus 
gewünscht. Die Fraktion Die Linke trug 
nicht zur Debatte bei. Der Antrag wur-
de bei Zustimmung von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und der Gruppe der FDP 
mit den Gegenstimmen des restlichen 
Parlaments abgelehnt.

Antrag BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 8/6475 
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Kommunalfinanzbericht 
des Landesrechnungs-
hofs vorgelegt

Wie der vom Landesrechnungshof 
(LRH) vorgelegte Kommunalfinanzbe-
richt ausweist, hat die überwiegende 
Zahl der Kommunen in MV 2024 laut 
Tilo Gundlack (SPD) einen Überschuss 
erzielt. Er stellte aber fest, dass in der 
Gesamtheit jedoch ein negativer Fi-
nanzierungssaldo zu verzeichnen sei. 
Insbesondere die Entwicklung der 
Sozialausgaben sei eine sehr große 
Herausforderung. Für Martin Schmidt 
(AfD) ist der Kommunalfinanzbericht 
kein harmloses Statistikheftchen, son-
dern ein brandrotes Alarmsignal für die 
finanzielle Lage der Kommunen. Immer 
mehr Städte und Gemeinden steckten 
in einer strukturellen Schieflage. Es 
gebe eine wachsende Kluft zwischen 

Gewinner- und Verliererkommunen. 
Die Kommunen befinden sich auch 
laut Marc Reinhardt (CDU) in einer pre-
kären Finanzsituation. Seine Fraktion 
habe einen Änderungsantrag mit elf 
Handlungsaufforderungen an die Lan-
desregierung erstellt. Darin würden die 
Empfehlungen des LRH aufgegriffen. 
Das Land hat laut Torsten Koplin (Die 
Linke) die Zuweisungen an die Kom-
munen von 2023 auf 2024 um mehr 
als zehn Prozent erhöht. Dort lebten 
die Menschen, dort entwickle sich das 
Wirtschaftsleben. „Das wollen wir ent-
sprechend auch unterstützen.“ Auch 
Koplin konstatierte eine enorme Dyna-
mik bei den Sozialausgaben. Die kom-
munalen Finanzdaten seien bezüglich 
der Entwicklung der Jahre 2023/24 und 
unter den gegenwärtigen krisenhaften 
internationalen politischen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen bedroh-
lich, aber nicht überraschend, sagte Dr. 

Harald Terpe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN). Allerdings liege die Verschuldung 
in den Ländern im Westen Deutsch-
lands erheblich höher als in MV. Das 
Gesamtdefizit von 270 Millionen Euro 
für 2024 offenbare ein strukturelles Pro-
blem in der kommunalen Finanzaus-
stattung, sagte David Wulff (Gruppe 
der FDP). Trotz Rekordeinnahmen von 
Rekordjahr zu Rekordjahr würden die 
Ausgaben davonlaufen. „Das lässt sich 
einfach nicht negieren.“ Die Beschluss-
empfehlung wurde bei Zustimmung 
der Fraktionen von SPD und Die Linke, 
Stimmenhaltung von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Gegenstimmen der übri-
gen Abgeordneten angenommen.

Beratung der Unterrichtung  
durch den LRH  
Drucksache 8-6497
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Flächendeckende Geburts
hilfe in MV gefordert

Trotz der stark sinkenden Geburten-
zahlen in MV hat sich die CDU-Frak-
tion für den Erhalt der flächendecken-
den Geburtshilfe eingesetzt. Wie Katy  
Hoffmeister (CDU) ausführte, wurden 
2025 noch 8.385 Geburten in MV regis-
triert, 1989 waren es 26.400. Sie forder-
te unter anderem eine gesetzliche Frist 
zur Erreichbarkeit einer Geburtsstation  
sowie eine landesseitige Definition be-
darfsnotwendiger Standorte. Die He-
rausforderungen bei der Geburtshilfe 
seien für das dünn besiedelte Flächen-
land MV groß, sagte Sozialministerin 
Stefanie Drese (SPD). Sie verwies auf 
das Zielbild 2030 für die Geburtshilfe 
und Pädiatrie, das die Gesundheitskom-
mission MV 2025 beschlossen habe. 
Dies sei die Grundlage für die künfti-

ge Gestaltung der Geburtshilfe. Petra  
Federau (AfD) kritisierte, dass laut CDU-
Antrag die Steuerzahler wohl dauerhaft 
Strukturen finanzieren sollten, die sich 
aus eigener Kraft nicht tragen könn-
ten. Man könne nicht überall alles vor-
halten und dabei höchste Qualität und 
Wirtschaftlichkeit garantieren. Torsten  
Koplin (Die Linke) verwies darauf, dass 
in MV der gesetzlich festgelegte An-
spruch auf ärztliche Betreuung und 
Hebammenhilfe durch Krankenhäuser 
sowie durch 184 haupt- und freiberuf-
liche sowie 72 nebenberufliche Heb-
ammen und die niedergelassenen Ärz-
tinnen und Ärzte abgesichert sei. Wer 
Versorgung sichern will, muss in Weiter- 
und Ausbildung investieren, sagte Dr.  
Harald Terpe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN). Geburtshilfe sei heute Teil eines in-
tegrierten Systems aus Kliniken, nieder-
gelassenen Ärztinnen und Ärzten und 

den Hebammen. In einem Flächenland 
werden solche kooperativen Strukturen 
benötigt. „Wir arbeiten bereits konkret 
an Verbesserungen“, betonte Christine 
Klingohr (SPD). Die Herausforderungen 
der Geburtshilfe werden nicht mit neu-
en Forderungskatalogen gelöst, son-
dern mit der konsequenten Umsetzung 
der vereinbarten Maßnahmen. Barbara 
Becker-Hornickel (Gruppe der FDP) er-
wähnte den zunehmenden Fachkräfte-
mangel auch bei Hebammen. Ohne eine 
ausreichende Zahl von Hebammen wer-
de keine Struktur tragfähig sein, so gut 
sie auch geplant sei. Der Antrag wurde 
bei Zustimmung der CDU-Fraktion und 
der Gruppe der FDP, Gegenstimmen der 
SPD-Fraktion und Die Linke ansonsten 
Enthaltungen abgelehnt.

Antrag der CDU-Fraktion
Drucksache 8/6478

Debatte zu Offshore-
Windanlagen und  
Umweltschutz

Windräder sollen zum Klimaschutz 
beitragen, aber keine Gefahr für die 
Umwelt darstellen. Eine gemeinsame 
Literaturrecherche des Bundesamtes 
für Seeschifffahrt und Hydrographie 
mit französischen und belgischen For-
schern listet 228 Substanzen, die po-
tenziell von Offshore-Windkraftanlagen 
an die Umgebung abgegeben werden 
könnten. 62 davon könnten die Um-
welt belasten. Diese Ergebnisse nahm 
die AfD zum Anlass, eine Untersuchung 
zu den ökologischen Auswirkungen 
von Offshore-Windparks einzufordern.

Die identifizierten Stoffe stammten 
aus Korrosionsschutzmitteln, Ölen, 
Schmierstoffen sowie Kühl- und Lösch-
mitteln, erläuterte Petra Federau (AfD). 
Es sei unbekannt, was und wie viel da-

von ins Meer gelange. Darum forderte 
sie entsprechende Untersuchungen 
und „sofortige und wirksame“ Maßnah-
men, sollten Schadstoffeinträge oder 
ökologische Schäden nachgewiesen 
werden.

Der Antrag „trägt aus verschiedenen 
Gründen nicht“, legte Innenminister 
Christian Pegel (SPD) in Vertretung 
für Landwirtschafts- und Umweltmi-
nister Till Backhaus (SPD) dar. Off-
shore-Windanlagen befinden sich in 
der ausschließlichen Wirtschaftszone 
Deutschlands, die dem Bund unterste-
he. Dieser habe umfangreiche Studien 
zur Belastung der Ostsee durchgeführt, 
deren Ergebnisse bereits in Empfeh-
lungen für neue Windparks einflossen. 
Deutschland sei bei Umweltstandards 
„ein Vorreiter“, hielt Elke-Annette 
Schmidt (Die Linke) dem Antragsteller 
entgegen und warf ihm vor, unter dem 
„Deckmantel hypothetischer Risiken“ 
politische Inhalte zur Verhinderung von 
Windkraft zu transportieren. Die Studie, 

auf die sich die AfD beziehe, sei beileibe 
„kein Alarmruf gegen Offshore-Wind-
energie“, stellte Jutta Wegner (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) klar. Die Forscher 
zeigten auf, wie man Emissionen ver-
meide, und „genau diese Maßnahmen 
sind in Deutschland längst Standard“. 
Dr. Sylva Rahm-Präger (SPD) erklär-
te der AfD einschlägige Forschung 
zu dem Thema. Sie „wünschte“ sich, 
dass die in Deutschland verbindlichen 
technischen und umweltbezogenen 
Anforderungen für Offshore-Projekte 
international gelten würden. Die AfD 
scheine ihre Ablehnung von Windener-
gie nun auf die Meere ausdehnen zu 
wollen, fiel David Wulff (Gruppe der 
FDP) auf. Darum vermutete er in der 
Sorge um die Ökologie lediglich eine 
„Finte“. Die CDU gab ihren Redebeitrag 
zu Protokoll. Außer dem Antragsteller 
stimmte niemand für den Antrag, und 
somit wurde er abgelehnt.

Antrag AfD 
Drucksache 8/5427
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Befragung der Landesregierung

Der Donnerstag einer Landtags-Sitzungswoche beginnt in der Regel mit der Befragung der Landesregierung. Hier-
für benennen die Abgeordneten, die eine Frage stellen wollen, im Vorfeld den Geschäftsbereich sowie das jeweilige 
Themengebiet ihrer Frage. Somit haben die betreffende Ministerin oder der betreffende Minister die Möglichkeit, 
sich vorzubereiten. Die tatsächliche Frage stellt ihnen der oder die Abgeordnete im Rahmen der Fragestunde. 

Personalsituation  
in der Justiz

Sebastian Ehlers, CDU: Schönen gu-
ten Morgen, Frau Präsidentin! Guten 
Morgen, Frau Ministerin! 

Ich habe das Thema „Personalsituation 
in der Justiz“ angemeldet. Wir haben ja 
in den vergangenen Tagen dort auch 
die Stellungnahme des Richterbundes 
hier vernommen, der davon spricht, 
dass 60 Kolleginnen und Kollegen dort 
fehlen an den Gerichten und Staatsan-
waltschaften, und da würde mich Ihre 
Einschätzung zu dieser Bewertung des 
Richterbundes und zu dem Alarmsignal, 
was da gesendet wurde, interessieren.

Ministerin Jacqueline Bernhardt: 
Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! 
Sehr geehrte Abgeordnete!

Sehr geehrter Herr Ehlers, die Personalsi-
tuation in der Justiz in Mecklenburg-Vor-
pommern ist differenziert zu betrachten. 
Zunächst ist festzuhalten, dass wir im 
landesweiten Durchschnitt eine Pro-
Stelle-Belastung nach PEBB§Y nach dem 
Personalbedarfsbemessungssystem von 
0,99 haben und es derzeit auskömmlich 
ausgestattet ist, die Justiz. 

Wir sehen aber, dass in einzelnen Berei-
chen es zu Belastungsspitzen kommt. 

Das ist unter anderem – und das wurde 
ja auch in den Pressemitteilungen des 
Richterbundes angesprochen – das 
Sozialgericht in Schwerin. Das Sozial-
gericht Schwerin ist derzeit mit außer-
gewöhnlichen Verfahrensaufkommen 
konfrontiert. Hintergrund sind insbe-
sondere umfangreiche Abrechnungs-
streitigkeiten im Bereich der gesetzli-
chen Krankenkasse. Hier handelt es sich 
um eine sehr spezifische Entwicklung, 
wo wir noch nicht abschätzen können, 
ob das eine dauerhafte Entwicklung 
sein wird oder ob das eine temporäre 
Belastung ist. Wir haben insbesondere 
im Geschäftsbereich reagiert. Im rich-
terlichen Bereich unterstützen derzeit 
vier abgeordnete Kolleginnen und Kol-
legen aus dem Sozialgericht Rostock 
die Kollegin in Schwerin. Und im nicht 
richterlichen Bereich haben wir zusätz-
liche Abordnungen sowie Neueinstel-
lungen. Zudem wurden zusätzliche 
Nachwuchskräfte geschaffen. 

Insgesamt liegt die PEEB§Y-Belastung 
im Bereich der Sozialgerichtsbarkeiten 
bei 0,86. Wir sehen also insgesamt, dass 
hier diese Unterstützung möglich ist und 
dass auch noch alles bedarfsgerecht ist. 
Aber wir behalten natürlich die Situa-
tion mit dem Geschäftsbereich im Blick. 
Wir treffen uns jährlich zweimal, wo wir 
diese Situation besprechen, beziehungs-
weise erfolgen Berichte, dass wir dann 
gegebenenfalls, wenn es jetzt doch an-

ders kommt, darauf reagieren. Und im 
Bereich der Staatsanwaltschaften, auch 
hier sehen wir eine Belastung der Staats-
anwaltschaften. Das wissen Sie, dass wir 
durch den Haushalt 2026/2027 verstärkt 
haben mit vier Stellenverlagerungen aus 
der Sozialgerichtsbarkeit beziehungs-
weise erfolgen aktuell in diesem Jahr 
19 Proberichterinneneinstellungen und 
Proberichter, sechs davon wurden in die 
Staatsanwaltschaften zur Unterstützung 
gegeben, sodass auch wir hier versu-
chen, die Belastungsspitzen auf jeden 
Fall abzubauen.

Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abge-
ordneter, möchten Sie eine Nachfrage 
stellen? (Zustimmung)

Sebastian Ehlers, CDU: Ja, sehr gern! 
Eine der Forderungen aus dem Richter-
bund war ja, eine Unterstützungszulage 
für Kolleginnen und Kollegen zu zahlen, 
die an anderen Standorten aushelfen. 
Wie bewerten Sie diesen Vorschlag? Ist 
das möglich? Ist das eine Option, die für 
Sie auch in Betracht kommt?

Ministerin Jacqueline Bernhardt: Hier 
haben wir natürlich die gesetzlichen Re-
gelungen zu beachten, das Landesbe-
soldungsgesetz. Wir können jetzt nicht 
einmalig eine Zulage außerhalb von 
Recht und Gesetz einführen, sondern wir 
haben das zu beachten. Und da laufen 
gerade die Prüfungen, ob das möglich ist.
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Amtsangemessene  
Alimentation von Beam-
tinnen und Beamten

Constanze Oehlrich, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Frau Präsidentin! Herr 
Minister, gestern haben Sie ja hier den 
Entwurf eines Gesetzes über die An-
passung von Besoldungs- und Beam-
tenversorgungsbezügen 2026, 2027 
und 2028 und zur Änderung dienst-
rechtlicher Vorschriften des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern in den 
Landtag eingebracht. Darin werden 
die Tarifergebnisse für den öffentlichen 
Dienst, für die Besoldung und Versor-
gung der Beamt/-innen übernommen. 
Interessant ist, was in diesem Gesetz-
entwurf nicht enthalten ist. Nicht ent-
halten ist eine Anpassung der Rechts-
vorschriften unseres Landes an die 
aktuelle Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts über die amtsan-
gemessene Alimentation der Beamt/-
innen. 

In dem Gesetzentwurf heißt es dazu, ich 
zitiere: „Die laufende Auswertung lässt 
bereits jetzt einen sich aus der neuen 
Entscheidung ergebenden Handlungs-
bedarf erkennen. Allerdings konnten 
die umfassenden Arbeiten noch nicht 
abgeschlossen werden.“ Und so ähn-
lich haben Sie sich ja gestern hier im 
Plenum geäußert. 

Der Richterbund unseres Landes hat 
dieses Vorgehen scharf kritisiert. Da-
durch werde sehenden Auges eine 
verfassungswidrige Situation verste-
tigt. Allein die Übernahme des Tarif-
ergebnisses reiche nicht aus, um eine 
verfassungsgemäße Alimentation der 
Beamt/-innen sicherzustellen. 

Und ich frage die Landesregierung: Aus 
welchen Gründen wurde die amtsan-
gemessene Alimentation von der Tarif-
übertragung entkoppelt?

Minister Dr. Heiko Geue: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Ab-
geordnete! Ich habe das, wie Sie gesagt 
haben, gestern schon in meiner Rede 
dargestellt, dass wir das in der kurzen 
Frist jetzt nicht schaffen, die Umset-
zung, weil das Bundesverfassungsge-
richt in seiner Grundsatzentscheidung 
aus dem Jahr 2025 sehr stark abgewi-
chen ist und ein ganz anderes Instru-
mentarium jetzt anwendet als in den 
beiden Grundsatzurteilen 2015 und 
2020 davor. 

Wir haben, nachdem wir 2020 das 
Grundsatzurteil hatten, bei dem es 
darum ging, dass die unterste Besol-
dungsgruppe mindestens 15 Prozent 
Abstand haben muss vom Bürgergeld, 
das mit viel Aufwand hergestellt in 
Mecklenburg-Vorpommern. Wir ha-
ben über 200 Millionen im Jahr dafür 
ausgegeben, dass dieser Abstand ge-
währleistet ist. Und seit 2025 schaut 
das Verfassungsgericht nicht mehr auf 
diesen 15-Prozent-Abstand, sondern 
auf das Median-Äquivalenzeinkom-
men des jeweiligen Bundeslandes, der 
jeweiligen Region, das zurückgeguckt 
werden muss bis 1996, dann die In-
dizes verglichen werden müssen von 
Besoldungsindex, von Tariflohnindex, 
dass miteinander verglichen werden 
muss, je Besoldungsgruppe, je Ent-
geltgruppe, die Steigerungen der Jah-
resbruttowerte berücksichtigt werden 
müssen, dass die Referenzfamilie be-
rechnet werden muss und dann be-
rechnet werden muss, wie groß da der 
Unterschied ist. 

Es soll mindestens die unterste Besol-
dungsgruppe 80 Prozent bekommen 
dieses Median-Äquivalenzeinkom-
mens. Und offensichtlich haben Sie 
hier nichts verstanden, denn, ehrlich 
gesagt, für mich hört sich das auch sehr 
kompliziert an, wie das zu berechnen 
ist. Meine Leute sind da intensiv dabei. 
Wir haben da echt, das sind richtig He-
rausforderungen, das verfassungsfest 
dann auch umzusetzen. Das haben wir 
auch intensiv mit den Gewerkschaften 
und dem Richterbund diskutiert, war-
um das so komplex und aufwendig ist, 
und haben auch in Aussicht gestellt, 
dass wir weitere Gespräche, der Besol-
dungsdialog wird fortgeführt mit den 
Gewerkschaften, mit dem Richterbund. 
Ich habe die Landesrechnungshofprä-
sidentin dazugebeten, damit wir hier 
verfassungsfest eine Lösung erarbeiten. 
Das schaffen wir in dieser Legislaturpe-
riode nicht mehr, das habe ich gestern 
auch schon gesagt.

Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, 
Herr Minister! Frau Abgeordnete, möch-
ten Sie dazu eine Nachfrage stellen?

Constanze Oehlrich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Gerne, Frau Präsidentin! Herr 
Minister, sowohl der Tarifabschluss als 
auch die Parameter des Bundesverfas-
sungsgerichts für eine amtsangemes-
sene Alimentation sind ja seit gerau-
mer Zeit bekannt. Und dass eben ein 
anderer und ein konstruktiver Umgang 
möglich ist, zeigt Schleswig-Holstein. 
Dort wurden unter identischen zeit-
lichen Rahmenbedingungen bereits 
konkrete Lösungen erarbeitet und ver-
öffentlicht. Inwiefern, inwieweit sind 
diese Lösungen auf Mecklenburg-Vor-
pommern übertragbar, und warum war 
das bei uns nicht möglich?
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Minister Dr. Heiko Geue: Wir haben 
eine unterschiedliche Situation zu 
Schleswig-Holstein. Schleswig-Hol-
stein ist seit vielen Jahren beklagt. Das 
sind wir in Mecklenburg-Vorpommern 
nicht. Sie haben seit vielen Jahren rück-
wirkend die Klagesituation, dass die 
Besoldung als verfassungswidrig an-
gesehen wird. Schleswig-Holstein woll-
te jetzt schnell das auch nach hinten 
regeln. Ich weiß aber von der Landes-
finanzministerin, dass sie auch nach 
vorne sieht, dass damit noch nicht die 
Regelungen durchgestanden sind. 

Um die Komplexität, um Ihnen das 
noch einmal zu sagen, warum das hier 
auch so schwierig ist, es geht hier nicht 
nur um die untersten Besoldungsgrup-
pen, das wäre schon kompliziert genug, 
es geht um die ganze Besoldungstabel-
le drüber, es geht von A4 bis B10/B11, 
je nachdem, wie hoch es da in dem 

jeweiligen Bundesland oder im Bund 
geht. Und deswegen – das haben Sie 
vielleicht ja auch mitbekommen – hat 
die Bundesregierung schon das Prob-
lem gehabt, als sie gesagt haben, sie 
wollen das so und so umsetzen, dass 
für den Bundeskanzler 65.000 Euro im 
Jahr dazugekommen wären. Ich lege 
so etwas im Schnellschuss hier nicht 
vor. Das ist aus meiner Sicht das falsche 
Signal in einer Situation, in der es uns 
wirtschaftlich schlecht geht, dass die 
oberen Besoldungsgruppen bis zu den 
Ministern, bis zum Bundeskanzler sehr, 
sehr viel mehr Geld bekommen sollen, 
nur, weil die Tabelle auch verfassungs-
widrig wird. Wenn wir die zu sehr stau-
chen, dann ist es auch verfassungswid-
rig. 

Und wir brauchen eine umsichtige Re-
form, die auch Fairness und Gerechtig-
keit widerspiegelt. Und das werden wir 

uns jetzt anschauen, das haben wir be-
sprochen mit den Gewerkschaften. Der 
Richterbund ist unzufrieden, das weiß 
ich, aber die Gewerkschaften verstehen 
das, dass wir uns das anschauen müs-
sen, auch gucken müssen, wie wollen 
die anderen Bundesländer das jetzt 
regeln. Wir haben gerade die Bundes-
lösung, die wir uns anschauen, und wir 
werden uns vorbereiten jetzt noch in 
dieser Legislaturperiode, damit wir das 
schnell dann in der nächsten Legisla-
turperiode regeln können. 

Alle Kolleginnen und Kollegen wissen, 
sie müssen nicht klagen, sie müssen 
keinen Widerspruch erheben. Ich habe 
schon für 2025 die haushaltsnahe Gel-
tendmachung der Ansprüche ausset-
zen lassen, dass alle wissen, sie müssen 
da nicht klagen. Das gilt dann auch für 
26. Das wissen auch Gewerkschaften 
und Richterbund. – Vielen Dank!

Baumaßnahmen an den Universitäten

David Wulff, FDP: Guten Morgen, Frau 
Präsidentin! Guten Morgen, Herr Minis-
ter! Jetzt haben wir auch ein Thema, 
was ein bisschen breiter gefasst ist, 
glaube ich, und Sie jetzt dummerwei-
se in der Mitte stehen. Zum einen hat-
ten wir halt die Bauwirtschaft, die vor 
Kurzem doch sehr eindringlich davor 
gewarnt hat, dass die Auftragsbücher 
leerlaufen und Überkapazitäten ent-
stehen, das heißt also, die lechzen nach 
Aufträgen. Auf der anderen Seite haben 
wir im Dezember hier gerade eine Ziel-
vereinbarung mit den Hochschulen ab-
geschlossen, die unter anderem auch 
Baumaßnahmen vorsehen, die bis 2030 
abgeschlossen werden sollen. 

Jetzt ist meine Frage – das ist mir zu Oh-
ren gekommen –: Stimmt es, dass die 
Baumaßnahmen, die noch nicht be-
gonnen wurden, an den Universitäten 
dieses Landes auf nach 2030 verscho-
ben wurden?

Minister Dr. Heiko Geue: Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich habe kein Problem 
damit, in der Mitte zu stehen, da fühle 
ich mich ganz wohl. 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD)

Und zu den Bauleistungen: Sie haben 
vollkommen zu Recht gesagt, wir ha-

ben eine Bauwirtschaft, die nach Auf-
trägen lechzt, wir haben gestern darü-
ber diskutiert, dass wir zu viel Bürokratie 
haben. Vielen Dank auch für Ihre Rede 
hier im Plenum, die mir gut gefallen 
hat! Wir müssen schneller werden in 
Deutschland, wir brauchen weniger 
Bürokratie. Wir haben es verlernt, auch 
Konjunkturpolitik über die Bauwirt-
schaft zu machen, mal schnell Aufträge 
wirksam werden zu lassen. Da müssen 
wir wieder mühsam hinkommen. Sie 
haben es ja gestern selber wertge-
schätzt, wie mühsam das ist. Das war 
jetzt nicht in Richtung Bauwirtschaft 
gestern, aber es sind andere Maßnah-
men, die wir voranbringen. 
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Also Punkt eins: Ja, wir brauchen bes-
sere Rahmenbedingungen, damit die 
Maßnahmen schneller auch umgesetzt 
werden können. Das gilt auch für den 
Hochschulbau.

Punkt zwei: Ich kann Sie beruhigen, 
wir werden nicht mit wichtigen, für die 
Universitäten, zum Beispiel der Univer-
sität Greifswald wichtigen – die haben 
uns auch konkret geschrieben –, wich-
tigen Maßnahmen erst in den 30er-Jah-
ren beginnen. Wir sind im Dialog mit 
dem Wissenschaftsministerium, wir ha-
ben eine große Tabelle, und wir haben 
den großen Vorteil, dass wir – das habe 
ich ja immer gesagt –, wir reduzieren 
ja nicht unsere Investitionen nur, weil 
wir das Sondervermögen des Bundes 
dazubekommen, das werden wir heute 
ja auch noch diskutieren, sondern der 
Hochschulbaukorridor wird weiter fort-
geführt, dieses Jahrzehnt 40 Millionen 
pro Jahr. Und ich habe eine Einigung 
mit der Wissenschaftsministerin, dass 
wir schon auch die 30er-Jahre mit in 
den Blick nehmen, weil viele Baumaß-
nahmen realistisch auch in die 30er-
Jahre, wenn wir die jetzt beginnen in 
den 20ern, wenn sie groß sind, auch da 
mit reinreichen. Das berücksichtigen 
wir. 

Wir haben aber 40 Millionen pro Jahr, 
das heißt bis 2030 200 Millionen. Da 
kommen aus dem Sondervermögen 
des Bundes – da haben wir uns ja ge-
einigt – noch mal 150 Millionen dazu. 
Das ist also fast eine Verdopplung. Und 
dann kommen sogar noch aus dem 
Wachstumsbooster des Bundes – ha-
ben wir uns ja entschieden – etwas 
mehr als 50 Millionen für den Hoch-
schulbereich, 26 für den Kitabereich, 
also noch einmal 50. Wir haben damit 

150 plus 50, eine Verdoppelung des 
Hochschulbaukorridors. Wir können 
also für dieses Jahrzehnt 400 Millionen 
verbauen statt 200 geplant. 

Und wir haben jetzt allerdings die Situ-
ation, dass die Universitäten und Hoch-
schulen sehr viel angemeldet haben, 
mehr als selbst diese 400, und wir müs-
sen jetzt sehen, wie wir das sortieren, 
was bauorganisatorisch wann möglich 
ist und was finanziell wie möglich ist, 
und da sind wir gerade noch am Sor-
tieren. Aber noch mal: Es wird keine für 
die Universitäten wichtigen Baumaß-
nahmen geben, die erst in den 30ern 
beginnen.

Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, 
Herr Minister! Herr Abgeordneter, 
möchten Sie eine Nachfrage stellen?

David Wulff, FDP: Ja, würde ich schon 
ganz gerne. Also nur, um das noch 
mal auf den Punkt zu bringen: Das 
heißt also, wenn also, prinzipiell Geld 
ist da, haben Sie gesagt, und wenn 
die Universitäten ihre Baumaßnah-
men soweit durchgeplant haben, ich 
weiß auch, es hat ja auch entspre-
chende Stellen gerade wieder frisch 
besetzen können im Hochschulbau, 
das heißt, die Kapazitäten sind da, die 
Planungen, soweit ich informiert bin, 
sind bei den meisten Sachen weitest-
gehend abgeschlossen, das heißt also, 
dass – nahezu Ausschreibungsreife 
zumindest –, dass das, auch die Ziel-
vereinbarung, die dieser Landtag be-
schlossen hat, auch eine entsprechen-
de Priorität bekommt.

Minister Dr. Heiko Geue: Also, Herr 
Abgeordneter, die Zielvereinbarung 
ist ja beschlossen worden unter Haus-

haltsvorbehalt, und der gilt auch wei-
terhin. Aber noch mal: Wenn die Uni-
versität Greifswald uns sagt, das Moor 
Centrum ist prioritär zu planen, dann 
ziehen wir das nach vorne. Und wenn 
die Universität Rostock sagt, was weiß 
ich, die Mathematik, dann muss das 
auch nach vorne gezogen werden. Und 
anderes fängt dann eben etwas später 
an.

Wir versuchen wirklich, sind gerade 
in der Planung, dass all die Dinge, die 
in den Zielvereinbarungen sind – und 
dann sind ja noch weitere Maßnah-
men, wichtige große Maßnahmen da-
zugekommen –, dass wir die, dass wir 
das auch schaffen, dass die noch in den 
20ern zumindest begonnen werden 
können. Eine ganze Reihe der Maß-
nahmen kann auch in den 20ern ab-
geschlossen werden, eine ganze Reihe 
wird bis in die 30er auch reichen, und 
manche werden auch erst Ende der 
20er begonnen werden können. 

Aber noch mal: Gerade, ich weiß, lo-
gischerweise haben Sie wahrschein-
lich auch die Greifswalder Brille hier 
ein bisschen stärker auf, aber das gilt 
genauso für Rostock, Neubranden-
burg und Wismar und andere. Wir 
sind im Dialog, Wissenschafts- und 
Finanzministerium, und wollen das so 
umsetzen, wie die Universitäten und 
Hochschulen selbst ihre Prioritäten 
setzen, und dann, wo immer es geht, 
so schnell wie möglich beginnen, weil 
– noch mal – wir wollen ja auch die 
Bauwirt… Ich möchte nicht, dass die 
Bauwirtschaft Kapazitäten abbaut, 
weil im Privatbereich nicht mehr ge-
baut wird – im Moment ganz, ganz 
problematische Situation. Und wir 
brauchen aber die Kapazitäten für 
den Hochschulbau, für das Sonder-
vermögen des Bundes, ansonsten für 
die Bauten, die wir haben, und auch 
gerade für die Bundeswehrbauten. 
Also ich bin sehr, sehr hinterher, dass 
wir schneller werden und dass wir 
wirklich Aufträge in der Bauwirtschaft 
haben. Die wissen von mir, dass das 
kommt, aber es hilft nicht mehr, nur 
zu reden, wir brauchen die Aufträge 
konkret in der Bauwirtschaft. Da sind 
wir einer Meinung.
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Lärmbelästigung in  
Mukran/Sassnitz

Petra Federau, AfD: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Guten Morgen, Herr Minis-
ter! Meine Frage bezieht sich auf erneu-
te Lärmbelästigungen im Hafen Sass-
nitz-Mukran. Vom 17. bis 19. April soll es 
laut Berichten von Anwohnern des Ha-
fens Sassnitz-Mukran erneut zu erheb-
lichen Lärmbelästigungen gekommen 
sein, die nach Angaben der Betroffenen 
auf das LNG-Terminal zurückzuführen 
sind. Nach von Anwohnern durchge-
führten Messungen wurde dabei ein 
dauerhaft erhöhter Geräuschpegel, ins-
besondere auch in der Nacht, über 40 
Dezibel festgestellt. 
Dazu meine Frage: Sind der Landesre-
gierung dieser und weitere Sachverhalte 
bekannt und kann die Landesregierung 
auf eigene Messdaten zurückgreifen, die 
diese Angaben bestätigen?

Minister Christian Pegel: Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Das, was die Kol-
leginnen und Kollegen mir hier in die 
Hand geben – ich darf den Umwelt-
ministerkollegen entschuldigen, er ist 
auf der Umweltministerkonferenz –, ist, 
dass wir im Jahr 2024 allein zwischen 
September und Dezember zunächst 46 
Beschwerden hatten. Weil Sie fragen, 
kennen wir Beschwerden, ja, 2025 ist es 
zurückgegangen, dann waren es im ge-
samten Jahr 31 Beschwerden. Aber in 
der Tat, bis April 2026 waren es erneut 
14. Da mögen Ihre mit drin sein. Es gibt, 
soweit ich es überschaue, für diesen 
Zeitraum keine eigenen Messdaten. 
Der Betreiber selbst ist mit den entspre-
chenden Genehmigungen gehalten, 
eigene Messstellen aufrechtzuerhalten.

Was die Kolleginnen und Kollegen des 
Staatlichen Amtes für Landwirtschaft 
und Umwelt tun, ist häufig, mithilfe 
externer oder des LUNG, einer ande-
ren Landesbehörde, eigene Messun-
gen durchzuführen, was ein bisschen 
schwierig wird, wenn es sich um kurze, 
punktuelle Störungsfaktoren gehan-
delt hat. Sie können, wenn Sie später 
mit Messfahrzeugen anrücken, immer 
nur den Zustand feststellen, der dann 
noch besteht. Also kurze fluktuierende 
Geräuschpegel sind von daher für die 
Kolleginnen und Kollegen nachträglich 
schwer messbar, weil sie eben dann im 
Zweifel nicht mehr bestehen. 
Und zweitens, die Kolleginnen und 
Kollegen weisen mich extra darauf 
hin, und das teile ich hier auch gerne 
mit, dass sie sich grundsätzlich nicht 
ausschließlich auf einzelne Passagen 
des Hafens beziehen, sondern auf das 
gesamte Hafengeschehen, weil natür-
lich sehr unterschiedliche Schiffe und 
Industrieprozesse im gesamten Hafen-
gelände stattfinden.

Präsidentin Birgit Hesse: Frau Abge-
ordnete, möchten Sie eine Nachfrage 
stellen?

Petra Federau, AfD: Ja, sehr gern. Wenn 
man aber weiß, dass eben aufgrund 
dieser, wie Sie auch gerade beschrie-
ben haben, dass, wenn man dann an-
rückt, wenn Beschwerden da sind und 
dann eben vielleicht gerade zu dem 
Zeitpunkt keine Messdaten in der Form 
mehr da sind, plant die Landesregie-
rung, insbesondere StALU und LUNG, 
da jetzt vielleicht permanent doch ir-
gendwo Messgeräte zu installieren, um 
eben wirklich vorbereitet zu sein und 
dann eben auch die, ich sage mal, die 
Bedürfnisse der Anwohner dort ernst 

zu nehmen – ich will nicht unterstellen, 
dass sie nicht ernst genommen werden 
–, aber dass man dem wirklich nach-
gehen kann und da dann auch wirklich 
mal Abhilfe schaffen kann?

Minister Christian Pegel: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Sehr geehrte Frau Abge-
ordnete! Ich verstehe die Hinweise der 
Kolleginnen und Kollegen, die sich auf 
über acht Seiten ziehen, erstens dahin 
gehend, dass sie wissen, dass sie immer 
mal den Eindruck erwecken, sie würden 
das nicht ernst nehmen. Das weise ich 
ganz ausdrücklich zurück und sage, wir 
gehen mit relativ umfänglichen Mes-
sungen immer wieder in die Situation 
hinein. 
Zweitens, dass sie auch an verschiedens-
ten Punkten – die Beschwerden oder die 
Beschwernisse, die geäußert werden, 
ziehen sich ja weit um den Hafen herum 
–, sie versuchen also an verschiedensten 
Stellen und Ecken auch in ständigen Pro-
zessen nachzuvollziehen mit Messun-
gen, ob entsprechende Lärmüberschrei-
tungen dauerhaft vorliegen.
Ich habe die Hinweise so verstanden, 
dass ihnen standardisierte Messstellen 
nicht zur Verfügung stehen, sondern die 
sind mit Bescheid in diesem Fall dem 
LNG-Terminal aufgegeben, ob auch dem 
Hafen, losgelöst vom LNG-Terminal, kann 
ich dem Vermerk nicht entnehmen. Mein 
Eindruck wäre nicht, dass dort ständige 
Messstellen geplant sind, weil offenbar 
für gewisse Gerichtsverwertbarkeit wie-
derum sie Begleitungen durch Personal 
brauchen und gewisse Umfeldbestim-
mungen, die diejenigen, die messen, 
auch dokumentieren müssen. 
Um ein Beispiel, was mir an die Hand 
gegeben ist, mit auf den Weg zu geben, 
scheint bei besonders starken Frosttem-
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peraturen – kein Phänomen auf Rügen, 
sondern grundsätzlich bei Messungen – 
durch das Zufrieren sowohl des Wassers 
als auch der Oberflächen die Absorptions-
fähigkeit abzunehmen. Zu gut Deutsch, 
der Schall dringt viel klarer zu Ihnen oder 
zu mir, weil eben nichts mehr unterwegs 
gedämmt wird, sodass winterliche Tem-
peraturen, besonders starker Frost, wie 
wir ihn dieses Jahr im Februar gehabt 
haben, entsprechende Erhöhungen vor-
nimmt. Das heißt, Sie brauchen immer 
jemanden, der offenbar bei der Messung 
auch im Zweifel dokumentiert, wenn Sie 
es hinterher gerichtsverwertbar haben 
wollen, um damit im Zweifel vorgehen zu 
können, um da jemanden zu haben, der 
genau dann die konkreten Messumstän-
de im Zweifel dokumentiert und auch be-
zeugen kann. Ich entnehme dem Vermerk 
also keine Dauermessstelle, sondern wei-
terhin das sehr engagierte Vorgehen im 
Einzelfall, aber strukturiert im Einzelfall, um 
im Zweifel Überschreitungen der Mess-
werte nachgehen zu können.
Kollegen haben mir extra an die Hand ge-
geben, dass der ursprüngliche Ausgangs-
bescheid deutlich höhere zulässige Werte 
vorsah. Es muss aus dem März dieses Jah-
res also einen Genehmigungsbescheid ge-
ben vom 9. April, der noch einmal wieder 
abgemilderte Werte vorsieht, und zwar ab-
gemildert aus Sicht der Emissionsbetroffe-
nen. Also es sind strengere Werte künftig 
einzuhalten, als sie es in der Vergangenheit 
waren. Auch daraus resultiert offenbar, 
dass der Inhaber des LNG-Terminals mit 
entsprechenden Lärmemissionsminde-
rungsmaßnahmen nach Überzeugung 
der Behörden heute geringere Emissions-
werte muss einhalten können. 
Ich hoffe, das hilft noch mal in der Ge-
samtsicht, das, was ich mitbekommen 
habe. – Herzlichen Dank!

Klimaziele in MV

Hannes Damm, fraktionslos: […] Die 
Auswirkungen des EU-Verbrenner-Aus 
– das ist die nächste Frage – auf die 
Maßnahmen zur Erreichung der Klima-
ziele, pardon. Im Klimaverträglichkeits-
gesetz der Landesregierung, da wurde 
ja verankert, 2045 klimaneutral in MV zu 
werden. Die entsprechenden weiteren 
Gesetzesvorschriften, die da verankert 
worden sind, berücksichtigen nach 
eigener Aussage der Landesregierung 
die auf europäischer und Bundesebene 
bestehenden Regelungen ergänzend, 
wo nötig mit landesspezifischen Re-
geln nachgebessert. 

Die Beratung zur Gesetzesanhörung 
hat ergeben, dass im Landesgesetz auf 
die Vorgaben im Verkehrssektor wei-
testgehend verzichtet worden ist, also 
die landeseigenen, da man sich auf 
das EU-Verbrenner-Aus 2035 gestützt 
hat, um die nötigen Emissionsreduk-
tionen in MV auch zu erreichen. Mit 
dem Beschluss der EU-Kommission aus 
Dezember 2025 wurde das Verbrenner-
Aus nun jedoch nach einer Interven-
tion der CDU-SPD-Regierung im Bund 
gekippt. 

Meine Frage dann lautet an die Lan-
desregierung folglich: Wie werden die 
Klimaziele MVs im Verkehrssektor unter 
dieser neuen Lage nun rechtlich abge-
sichert beziehungsweise ist eine Auf-
nahme zusätzlicher Regeln in das Lan-
desgesetz nun geplant und, wenn nein, 
warum nicht?

Minister Christian Pegel: Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, die 
Kolleginnen und Kollegen haben zu-
nächst mir extra mit auf den Weg ge-
geben, dass nun kein komplettes 
Verbrenner-Aus drinstünde, sondern 
weiterhin eine 90-Prozent-CO2-Aus-
stoß-Reduktion im Vergleich zu 2031 
bei Neuwagen der jeweiligen Flotten 
2035 vorliegen muss. Wir gehen davon 
aus, dass auch das weiterhin nur mit 
sehr, sehr intensiven Elektrifizierungen 
der Fahrzeugflotte möglich sein wird. 
Aber ja, 10 Prozent Emissionen schei-
nen abweichend künftig zugelassen 
zu sein, weil man offenbar die Verwen-
dung von CO2-armen in der Europäi-
schen Union hergestellten Stahl soll 
abbilden können, um die Reduktions-
ziele trotzdem zu erreichen und durch 
E-Kraftstoffe und Biokraftstoffe erreicht 
werden können.

Das, was sie ins Gesetz aufnehmen, 
so verstehe ich den Hinweis der Kol-
leginnen und Kollegen, wird ergänzt 
durch einen entsprechenden Minde-
rungspfad, der sich dann in einer ent-
sprechenden Anlage findet, die fort-
zuschreiben ist. Sie sagen, natürlich 
stellen sie bei ihren Minderungszielen, 
die sie auch – so der Hinweis der Kol-
legen – für den Verkehrssektor in den 
Blick nehmen, stellen sie natürlich auf 
bundesrechtliche und europarecht-
liche Maßgaben ab, weil natürlich nur 
in dem Kontext, in dem ich Fahrzeuge 
überhaupt erlangen kann, hier auf Min-
derungsziele abgestellt werden kann. 

Kolleginnen und Kollegen sagen für 
mich nachvollziehbar, dass zunächst 
die Wirkungen abgewartet werden 
müssen. Und dann wird man regel-
mäßig ohnehin den Plan fortschreiben 
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müssen, weil sie vermutlich über die 
Jahre immer wieder feststellen werden, 
dass entweder äußere Bedingungen 
oder erwartete Zielerreichungen nicht 
eintreten und man in dem Fall über 
die Fortschreibungen dann im Zweifel 
nachsteuern müsste, wenn sich durch 
äußere Bedingungen nicht die erwarte-
ten Effekte ergeben.

Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abge-
ordneter, möchten Sie dazu noch eine 
Nachfrage stellen?

Hannes Damm, fraktionslos: Ja.

Ehrlich gestanden überzeugt es mich 
nicht zu sagen, wir machen keine Re-
gelung, weil es gibt Regelungen, dann 
fallen die Regelungen weg oder wer-
den abgeschwächt, und man sagt, wir 
machen trotzdem keine Regelung und 
warten erst mal ab. Aber in ein ähnli-
ches, in eine ähnliche Richtung geht 
es mit dem Heizungsgesetz. Seit ges-
tern liegt ja der Entwurf vor. Die Bun-
desregierung aus CDU und SPD hat 
beschlossen, die 65-Prozent-Erneuer-
bare-Energien-Quote für die Heizung 
abzuschaffen und um 55 Prozent auf 
die 10-Prozent-Grüngasquote zu sen-
ken. Im Wärmesektor ist im Landes-
gesetz bisher auch aufgrund des Bun-
desgesetzes, des alten, keine Regelung 
getroffen, analog wie im Verkehrssek-
tor. Die 65 Prozent allerdings sind nötig, 
um die Ziele laut der Sektorzielstudie 
der Landesregierung zu erreichen. 

Meine Nachfrage lautet deswegen ana-
log: Ist es folglich geplant, dass es jetzt 
eine neue Landesregelung geben wird, 
und, wenn nein, wie sollen die Klima-
ziele in dem Wärmesektor sonst er-
reicht werden?

Minister Christian Pegel: Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich 
bemühe mich trotzdem, obwohl es 
vom Brenner-Aus jetzt ein bisschen 
weggeht. Wir kündigen Fragen ja vor-
her an, das machen wir schon thema-
tisch sehr grob, mit Verbrenner-Aus ist 
die Heizung jetzt nur noch sehr be-
grenzt zusammenzubringen. Ich will 
aber trotzdem gern noch mal an die 
Hand geben, dass das Land sich bei 
Flotten- und Fahrzeugproduktionsstre-
cken überhaupt keine Regelung zu-
trauen mag. Es macht ja überhaupt kei-
nen Sinn, wenn wir hier glauben, dass 
wir eine europäische Fahrzeugindust-
rie, um dabei zu bleiben, in irgendeiner 
Weise determinieren. 

Zweitens. Das Gleiche gilt für den Hei-
zungsbereich. Wir werden sicherlich 
keine ergänzenden Regelungen zu 
einem Bundesgesetz erlassen können, 
die darüber hinausgehen, sondern wir 
werden uns Ziele vornehmen. Wir ha-
ben hier, glaube ich, eine Situation, die 
sich deutlich von vielen anderen Bun-
desländern unterscheidet, unterschei-

det sich insgesamt, weil sie in der Re-
gel sehr großflächige Vermieter haben, 
mit denen sie, wenn sie über Wärme in 
Gebäuden sprechen, über Versorgung 
von Gebäuden sprechen, in Interaktion 
treten können. Das Gebäudeenergie-
gesetz schaut ja auf die gesamte Repu-
blik. Sie haben hier in der Regel große 
Fernwärmenetze, selbst in den kleine-
ren Städten, …

Hannes Damm, fraktionslos: Kaum, 
kaum.

Minister Christian Pegel: … sodass 
Sie deutlich stärker fokussiert mit Betei-
ligten sprechen können, mit denen Sie 
am Ende Erzeugungsanlagen umstel-
len müssen, um die Ziele zu erreichen.

Von daher werden wir, glaube ich, eine 
Hauptherausforderung haben, ob die 
das Landesgesetz abbilden kann oder 
nicht, deutlich stärker das Wärmepla-
nungsgesetz über das EEG abbilden 
muss, wie man mit Stadtwerken und 
mit Fernwärmeanbietenden dann ent-
sprechend in Dialog tritt, um dort die 
Umstellungspläne im Blick zu behalten, 
weil sie damit große Teile, zumindest 
die größeren Teile des Wohnungsbe-
standes gezielter erreichen, als es west-
deutsche Bundesländer mit zum Teil 
Hunderten von Vermietern in einem 
Stadtteil können. – Herzlichen Dank!

Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, 
Herr Minister! 

Drs.-Nr. Gesetz Initiator Federführender 
Ausschuss

Beratungs
verlauf

8/5405 Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Sicher-
heits- und Ordnungsgesetzes

Landesregierung 1. Lesung:	 12.11.2025
2. Lesung:	 06.05.2026 Annahme

8/5416 Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Landesver-
fassungsschutzgesetzes

Landesregierung 1. Lesung:	 12.11.2025
2. Lesung:	 06.05.2026 Annahme

8/5681 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Landesbauord-
nung Mecklenburg-Vorpommern und des Architekten- und 
Ingenieurgesetzes

Landesregierung 1. Lesung:	 11.12.2025
2. Lesung:	 06.05.2026 Annahme

8/6161 Entwurf eines Gesetzes über das Katastrophenschutz-Ehren-
zeichen in Mecklenburg-Vorpommern (Katastrophenschutz-
Ehrenzeichen-Gesetz – KatSEzG M-V)

Landesregierung 1. Lesung:	 28.01.2026
2. Lesung:	 06.05.2026 Annahme

8/6162 Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung 
über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammen-
arbeit (EVTZ-Haftungsbeschränkungsgesetz – EVTZHaftbG)

Landesregierung 1. Lesung:	 28.01.2026
2. Lesung:	 06.05.2026 Annahme

8/6170 Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Zweckentfrem-
dungsrechts

Landesregierung 1. Lesung:	 28.01.2026
2. Lesung:	 06.05.2026 Annahme
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Laufende Gesetzgebung
Stand: 11. Mai 2026

Drs.-Nr. Gesetz Initiator Federführender Aus-
schuss Beratungsverlauf

8/5418 Entwurf eines Gesetzes zur Gestaltung einer klimaverträglichen Gesell-
schaft, Umwelt und Wirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern und zur 
Änderung anderer Gesetze

Landesregierung Agrarausschuss 1. Lesung:	 12.11.2025
in Beratung

8/6163 Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Landeshochschul-
gesetzes

Landesregierung Wissenschafts- und Europa-
ausschuss

1. Lesung:	 28.01.2026
in Beratung

8/6164 Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Kurortgesetzes Landesregierung Wirtschaftsausschuss 1. Lesung:	 28.01.2026
in Beratung

8/6166 Entwurf eines Gesetzes über die dialogische Beteiligung der Öffentlich-
keit in Mecklenburg-Vorpommern (Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz 
– ÖbeG M-V)

BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

- 1. Lesung:	 28.01.2026
Ablehnung der Überweisung

8/6169 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Vollzugsgesetze in Mecklen-
burg-Vorpommern

Landesregierung Rechtsausschuss 1. Lesung:	 28.01.2026
in Beratung

8/6312 Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Brandschutz- und 
Hilfeleistungsgesetzes M-V

Landesregierung Innenausschuss 1. Lesung:	 18.03.2026
in Beratung

8/6314 Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Kindertagesförde-
rungsgesetzes

Landesregierung Bildungsausschuss 1. Lesung:	 18.03.2026
in Beratung

8/6315 Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Personalvertretungs-
gesetzes

Landesregierung Innenausschuss 1. Lesung:	 18.03.2026
in Beratung

8/6316 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landeshochschulgesetzes AfD - 1. Lesung:	 18.03.2026
Ablehnung der Überweisung

8/6320 Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Petitions- und 
Bürgerbeauftragtengesetzes und der Geschäftsordnung des Landtages 
Mecklenburg-Vorpommern

SPD, Die Linke, 
BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, 
Gruppe der FDP

Petitionsausschuss 1. Lesung:	 18.03.2026
in Beratung

8/6328 Entwurf eines Gesetzes über die Landeszentrale für politische Bildung 
Mecklenburg-Vorpommern

BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

- 1. Lesung:	 18.03.2026
Ablehnung der Überweisung

8/6329 Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Kinderschutzgesetzes BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

- 1. Lesung:	 18.03.2026
Ablehnung der Überweisung

8/6466 Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung von Besoldungs- und 
Beamtenversorgungsbezügen und zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften des Landes Mecklenburg-Vorpommern

Landesregierung Finanzausschuss 1. Lesung:	 06.05.2026
in Beratung

8/6467 Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Bürokratieentlastung in Mecklen-
burg-Vorpommern

Landesregierung Finanzausschuss 1. Lesung:	 06.05.2026
in Beratung

8/6468 Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Landesjagdgesetzes Landesregierung Agrarausschuss 1. Lesung:	 06.05.2026
in Beratung

8/6469 Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Brandschutz-Ehren-
zeichen-Gesetzes

Landesregierung Innenausschuss 1. Lesung:	 06.05.2026
in Beratung

8/6470 Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Katastrophenschutzes in 
Mecklenburg-Vorpommern

Landesregierung Innenausschuss 1. Lesung:	 06.05.2026
in Beratung

8/6471 Entwurf eines Gesetzes zum Zweiten Staatsvertrag zur Änderung des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 (Zweites Glücksspieländerungsstaats-
vertragsgesetz 2021 – 2. GlüÄndStVG 2021 M-V)

Landesregierung Innenausschuss 1. Lesung:	 06.05.2026
in Beratung

8/6473 Entwurf eines Gesetzes zur Förderung demokratischer Strukturen und 
Initiativen in Mecklenburg-Vorpommern (Landesdemokratieförder-
gesetz – DFG M-V)

BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

- 1. Lesung:	 06.05.2026
Ablehnung der Überweisung

8/6488 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern und des Landesverfassungsgerichtsgesetzes

SPD, Die Linke, 
BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

Rechtsausschuss 1. Lesung:	 06.05.2026
in Beratung
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Exkursion des Agrarausschusses zu Paludikultur
Fokus auf land- und forstwirtschaftlicher Nutzung nasser oder wiedervernässter Moore

Im Rahmen seiner 94. Sitzung hat der 
Ausschuss für Klimaschutz, Landwirt-
schaft und Umwelt des Landtages MV 
am 29. April 2026 eine Exkursion zum 
Thema Paludikultur durchgeführt. Ziel 
der Veranstaltung war es, praxisnahe 
Einblicke in die Nutzung wiedervernäs-
ster Moorflächen zu gewinnen und den 
fachlichen Austausch mit Akteuren aus 
Wissenschaft und Praxis zu vertiefen.

Die Exkursion begann am Standort An-
klam Agrar in Bargischow und führte 
die Teilnehmenden in den Polder Bargi-
schow Süd. Dort wurden konkrete Flä-
chen besichtigt, auf denen Maßnahmen 
im Rahmen des Projekts „PaludiMV“ um-
gesetzt werden. Vertreterinnen und Ver-
treter der Landgesellschaft sowie der 
Universität Greifswald stellten die lau-
fenden Aktivitäten vor und erläuterten 
die ökologischen und wirtschaftlichen 
Potenziale der Paludikultur.  

Im Anschluss an die Flächenbesichti-
gung fand ein intensiver fachlicher Aus-
tausch statt. Im Mittelpunkt standen 
verschiedene Projekte zur Paludikultur 
in Mecklenburg-Vorpommern, dar-
unter „PaludiMV“, „PROGRESS“, „MOORe-
turn“, „PaludiZentrale“ und „PaludiAlli-
anz“. Diskutiert wurden insbesondere 
die bisherigen Erfahrungen, bestehen-
de Herausforderungen sowie Perspekti-
ven für die weitere Entwicklung.  

Ein weiterer Schwerpunkt lag auf der 
Frage nach Wertschöpfungsketten 
und marktfähigen Produkten aus Pa-
ludikultur. Erste Ansätze hierfür finden 
sich bereits in der wirtschaftlichen Pra-
xis: So setzt etwa die Otto Group auf 
Versandverpackungen, die anteilig aus 
Biomasse wiedervernässter Moore wie 
Seggen und Binsen hergestellt werden. 
Diese werden mechanisch aufbereitet 
und mit Recyclingfasern kombiniert, 
um tragfähige und zugleich klima-
freundlichere Materialien zu erzeugen. 
Der Ansatz verdeutlicht das Potenzial, 
Moorstandorte ökonomisch zu nutzen 
und gleichzeitig Beiträge zum Klima- 
und Naturschutz zu leisten.

Abschließend wurden die Fördermög-
lichkeiten im Rahmen der Gemeinsa-
men Agrarpolitik (GAP) erörtert. 

Die Exkursion verdeutlichte die Bedeu-
tung der Paludikultur als innovativen 
Ansatz für Klimaschutz, Biodiversität und 
landwirtschaftliche Nutzung und unter-
strich die Relevanz einer engen Verzah-
nung von Forschung, Politik und Praxis.

Die Mitglieder des Agrarausschusses erhalten Informationen zum Wassermanagement.
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Anke Nordt (re, Dipl. Landschaftsökologin, Institut für Botanik und Landschaftsökologie Universität Greifswald) 

informiert über die Moorflächen.

Verschiedene Verpackungsmaterialien können 

mittels Paludikultur erzeugt werden.
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Petitionsausschuss legt Jahresbericht 2025 vor
Mehr als 100 zusätzliche Eingaben im Vergleich zum Vorjahr

Der Petitionsausschuss hat dem Land-
tag seinen Bericht für das Jahr  2025 
vorgelegt. Im vergangenen Jahr sind 
358 Petitionen und damit über 100 
Petitionen mehr als im Jahr 2024 beim 
Petitionsausschuss eingegangen. Der 
Ausschussvorsitzende Thomas Krüger 
erklärte, dies sei ein Zeichen dafür, dass 
sich mehr Bürgerinnen und Bürger ak-
tiv an der Gestaltung der Gesellschaft 
beteiligten und für eigene Belange so-
wie die ihrer Mitmenschen einstehen 
würden.

Wie auch im Vorjahr, stammten die 
meisten Eingaben aus dem Bereich 
des Verkehrswesens. Hier klagten die 
Petenten über Lärmbelästigungen und 
zu hohe Geschwindigkeiten. Auch das 
Haushaltsrecht, das Ausländerrecht 
und das Bildungswesen waren häufig 
Gegenstand von Eingaben. So kriti-
sierten Petenten die geplante Privati-
sierung des Landgestüts Redefin, die 
Arbeitsweise von Ausländerbehörden 
oder das Handeln von Schulleitungen 
und Schulämtern.

Bei 13 der 358 Petitionen handelte es 
sich um Sammelpetitionen mit insge-
samt 1.836 Unterschriften. Sammelpeti-
tionen werden von mehreren Personen 
gemeinschaftlich eingereicht, indem 
eine Unterschriftenliste mit den Namen 
und Anschriften der Unterstützer bei-
gefügt wird. Neben diesen klassischen 
Sammelpetitionen erreichten den Peti-
tionsausschuss im Jahr 2025 auch zwei 
Petitionen, die zuvor auf einer privaten 
Internetplattform eingestellt und durch 
zahlreiche Personen mitgezeichnet 
worden waren. Gegen die geplante 
Schließung einer Kindertagesstätte in 
Schwerin setzten sich 1.045 Menschen 
ein und 434 Menschen unterschrieben 
online eine Petition gegen die Auswei-
tung der Öffnungszeiten im Einzelhan-
del durch die Bäderregelung in Meck-
lenburg-Vorpommern.

Der Petitionsausschuss hat im Jahr 
2025 19 Sitzungen durchgeführt, da-
von zwei Ortsbesichtigungen und 
einen Informationsbesuch beim NDR 

im Landesfunkhaus Schwerin. In drei 
Fällen hat der Ausschuss außerdem 
einzelne Ausschussmitglieder beauf-
tragt, einen Ortstermin wahrzuneh-
men. „Ortstermine bieten für die Peten-
ten und die Abgeordneten eine wertvolle 
Möglichkeit, sich miteinander auszutau-
schen. Die Abgeordneten können sich auf 
diese Weise ein eigenes Bild machen und 
die Bürgerinnen und Bürger ihr Anliegen 
direkt an die Abgeordneten herantra-
gen.“, so Thomas Krüger. „Die Möglichkeit 
eines direkten Austauschs wird durch die 
Einführung der öffentlichen Petition aus-
geweitet. Denn damit erhalten die Peten-
ten die Gelegenheit, in einer öffentlichen 
Sitzung vor dem Ausschuss zu sprechen, 
wenn ihre Petition von mindestens 1.000 
Personen unterstützt wird.“ Bisher finden 
die Ausschusssitzungen außerhalb von 
Ortsterminen nur in Einzelfällen mit 
Einladung der Petenten statt.

Der Landtag hat 179 Petitionen nach 
einer sachlichen Behandlung im Peti-
tionsausschuss abgeschlossen. Dabei 
konnte dem Anliegen der Petenten in 
16 Fällen in vollem Umfang entspro-
chen und in 119 Fällen ein Teilerfolg 
oder Kompromiss erzielt werden.

Gelingt es dem Ausschuss nicht, einen 
Kompromiss zu erzielen und sieht er 
Handlungsbedarf, kann er dem Land-
tag empfehlen, die Petition der Landes-
regierung oder den Landtagsfraktionen 
zu überweisen. So ging der Ausschuss 
beispielsweise bei einer Petition vor, 
mit der die Petentin angesichts der 
steigenden Zahl freilebender Katzen 
eine Kastrationspflicht forderte. Die 
Ausschussmitglieder kamen zu dem Er-
gebnis, dass die rechtlichen Vorgaben 
für Kastrationen vereinfacht werden 
müssten und die Landesregierung hier 
Abhilfe schaffen solle.

In einem anderen Fall ging es um die 
Frage, ob die von der Petentin kritisier-
te Trockenlegung eines Mühlenteichs 
zum Zwecke des Baus einer Fischtrep-
pe wirklich alternativlos ist und ob an-
dere Varianten ausreichend in Betracht 
gezogen wurden. 

„Gerade solche Petitionen, die allgemeine 
Belange wie Naturschutz oder den Erhalt 
von Kulturgütern betreffen, eignen sich 
in Zukunft für die öffentliche Petition. 
Dadurch wird das Petitionswesen mehr 
Menschen zugänglich gemacht und die 
Bürgernähe des Landtags gefördert.“, be-
tonte Thomas Krüger.

Sieben der Petitionen, die an die Lan-
desregierung überwiesen wurden, hat 
der Landtag zusätzlich auch an die 
Fraktionen des Landtages überwiesen. 
Dies betraf etwa eine Petition, mit der 
die Petentin mehr Suizidprävention für 
Kinder und Jugendliche an Schulen 
und Ausbildungsstätten forderte. Diese 
Petition hat der Landtag außerdem der 
EnqueteKommission „Jung sein in M-V“ 
überwiesen.

 Der Ausschussvorsitzende Thomas Krüger (SPD, li) präsen-

tiert den Jahresbericht im Rahmen einer Pressekonferenz.
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Besuch auf Schloss Bothmer
Finanzausschuss informierte sich über Restaurierung und Besucherzahlen

Der Finanzausschuss des Landtages hat 
am 16. April 2026 seinen voraussicht-
lich letzten Informationsbesuch der 8. 
Wahlperiode durchgeführt und war auf 
Schloss Bothmer zu Gast.

Vor Ort informierten sich die Aus-
schussmitglieder über die aktuellen 
Zahlen und Daten in Bezug auf die Be-
sucherzahlen, die Einnahmensituation, 
das aktuelle Konzept zur Präsentation 
des Schlosses sowie über den notwen-
digen laufenden Bauunterhalt.

Zunächst erhielten die Ausschussmit-
glieder durch Vertreter des Ministeriums 
für Finanzen und Digitalisierung sowie 
der Staatlichen Schlösser, Gärten und 

Kunstsammlungen Mecklenburg-Vor-
pommern (SSGK M-V) einen Einblick in 
die Geschichte des Schlosses und seiner 
Anlage sowie die architektonischen Hin-
tergründe. Auch wurden die Ausschuss-
mitglieder über den Verlauf der Restau-
rierung und die Höhe der hierfür seit 2008 
aufgewendeten Finanzmittel informiert. 
Im Jahr 2008 hatte das Land die Liegen-
schaft übernommen und diese dann bis 
2023 restauriert. Die hierfür angefalle-
nen Gesamtkosten in Höhe von 42 Milli-
onen Euro wurden in Höhe von 25,7 Mil-
lionen Euro aus EU-Mitteln und in Höhe 
von 16,3 Millionen Euro aus Landesmit-
teln aufgebracht. Die Mitglieder des Fi-
nanzausschusses zeigten sich von dem 
Ergebnis der Arbeiten sehr beeindruckt. 

Mindestens genauso beeindruckend 
sind die Besucherzahlen, die dem Fi-
nanzausschuss präsentiert wurden. 
So sind seit der Eröffnung von Schloss 
Bothmer im Jahr 2015 rund 500.000 
Gäste im dortigen Museum gewesen 
sowie 2,5 Millionen Besucher auf der 
Schlossinsel.

Im Anschluss an die Beratung haben 
die Ausschussmitglieder noch einen 
kurzen Rundgang unternommen und 
einzelne der insgesamt 14 Gebäude-
teile des Geländes besichtigt. Hierzu 
zählten etwa das Haupthaus (Corps de 
Logis), der Schlossladen, die Orangerie 
mit der gastronomischen Einrichtung 
und die Reithalle im Ostflügel. 

Empfang des Volksbundes  
Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
Anfang Mai hat Landtagspräsidentin Birgit Hesse Vertreterinnen und 
Vertreter des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge im Café 
Niklot im Schweriner Schloss begrüßt. In ihrem Grußwort würdigte 
die Präsidentin das Engagement der haupt- und ehrenamtlich Ak-
tiven, die mit ihrer Arbeit einen wichtigen Beitrag zur Erinnerungs-
kultur und zum gesellschaftlichen Zusammenhalt leisten. Der 
Volksbund betreut rund 830 Kriegsgräberstätten in 45 Staaten 
und sorgt dafür, dass diese Orte als würdige Stätten des 
Gedenkens erhalten bleiben. Der Empfang bot Ge-
legenheit zum Austausch über aktuelle Heraus-
forderungen und die weitere Arbeit des Volks-
bundes in Mecklenburg-Vorpommern.

Die Mitglieder des Finanzsausschusses während des Besuchs auf Schloss Bothmer.� Foto:  Landtag MV 

Fotos: Landtag MV
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Gedenken an den Tag der Befreiung 
vom Nationalsozialismus
Kranzniederlegung am Mahnmal „Die Mutter“

Anlässlich des Jahrestages der Befreiung vom Nationalsozialismus und des En-
des des Zweiten Weltkrieges in Europa am 8. Mai, wurde im Landtag Mecklen-
burg-Vorpommern der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft gedacht.

Die Erste Vizepräsidentin des Landtages Mecklenburg-Vorpommern, Beate 
Schlupp, legte am Mahnmal „Die Mutter“ in Raben Steinfeld bei Schwerin 
einen Kranz nieder. Zu Beginn der 132. Sitzung des Landtages erinnerte 
Landtagspräsidentin Birgit Hesse an die Millionen Menschen, die von der 
nationalsozialistischen Diktatur verfolgt, entrechtet und ermordet wur-
den. Sie gedachte unter anderem der Jüdinnen und Juden Europas, der 
Sinti und Roma, der politisch Verfolgten, der Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeiter, der Kriegsgefangenen sowie der Menschen mit Be-
hinderungen. Zugleich erinnerte die Präsidentin an jene, die den 
Mut und die Kraft aufgebracht hatten, die NS-Diktatur zu über-
winden – an die alliierten Soldatinnen und Soldaten, an Wider-
standskämpferinnen und Widerstandskämpfer sowie an Men-
schen, die sich dem Unrecht widersetzten. Der 8. Mai 1945 
markiert die Kapitulation der deutschen Wehrmacht und 
damit das Ende des Zweiten Weltkriegs in Europa. Seit 1985 
wird das Datum offiziell als „Tag der Befreiung” begangen. 
Deutschlandweit finden jährlich Gedenkveranstaltungen 
statt, um an die Opfer zu erinnern.

Bienen auf dem Schloss
Bienenstock auf dem Dach des Schweriner Schlosses

Nach rund zwei Jahren ist wieder ein Bienenvolk auf das Dach des Schwe-
riner Schlosses zurückgekehrt. Im Zuge der Einrüstung der Prunkkuppel 
musste das bisherige Schlossdachbienenvolk im April 2024 aus Sicherheits-
gründen umgesetzt werden. Damit die Bienen nicht immer wieder an ihren 
alten Standort zurückfliegen, wurde das Volk damals vollständig aus dem 
bisherigen Flugradius genommen. 

2025 wurde am neuen Standort ein neuer Ableger des alten 
Schlossdachbienenvolks gebildet. Nach der Rücküber-
siedlung startet das Schlossdachbienenvolk 2026 
nun in seine erste Honigsaison. Das neue Volk 
muss sich nun zunächst am Standort ein-
fliegen und orientieren. Trotzdem stehen 
die Chancen gut, dass auch in diesem 
Jahr wieder Schlosshonig gewonnen 
werden kann. Mit den Schlossbienen 
macht der Landtag Mecklenburg-Vor-
pommern seit vielen Jahren auf die Be-
deutung von Insekten und naturnahen Le-
bensräumen aufmerksam.

Beate Schlupp (1. Vizepräsidentin des Landtages MV) 

während des Gedenkens am Mahnmal „Die Mutter“.
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TAG DER  
OFFENEN TÜR

IM LANDTAG MECKLENBURG-VORPOMMERN
AM 14. JUNI 2026 VON 10:00 BIS 17:00 UHR 

PLENARSAAL
I M  3 .  O B E RG E S C H O S S

Der Plenarsaal ist ganztä-
gig erlebbar. Regelmäßig 
gibt es Kurzvorträge zur 
Zusammensetzung sowie 
zu parlamentarischen 
Hintergründen des Land-
tages.

FÜHRUNGEN ZUM TEEPAVILLON

Die Führungen zum Tee-
pavillon werden ganztägig 
angeboten.  
Anmeldungen für die Füh-
rungen sind am Informa-
tionsstand im  
Burggarten möglich. 

HOFDORNITZ

In der Hofdornitz, der einsti-
gen Waffen- und Trophäen-
halle, gibt es mehr über die 
Geschichte des historischen 
Schlosses und die Welterbe-
stätten Mecklenburg-Vorpom-
merns zu erfahren. 

MEDAILLON- UND WEINLAUBSAAL
I M  B U RG G A RT E N

Als eine Besonderheit sind 
der Medaillon- und der 
Weinlaubsaal geöffnet. 
Beide Räume sind über den 
Burggarten erreichbar.
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Panoramablick, 3. OG

Ganztägig Petitionsausschuss

Demmler-Saal, 3. OG

10:00 – 12:00 Uhr Finanzausschuss; Sozialausschuss 

12:00 – 14:00 Uhr Wissenschafts- und Europaausschuss; Internationale Angelegenheiten

14:00 – 16:00 Uhr Wirtschaftsausschuss; Rechtsausschuss;  Internationale Angelegenheiten

Landtagslounge, 3. OG

10:00 –12:00 Uhr Bildungsausschuss

12:00 – 14:00 Uhr Agrarausschuss

14:00 – 16:00 Uhr Innenausschuss

Präsentationen der Fraktionen

im Vorhof SPD, AfD, CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

im Burggarten SPD, AfD, CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Gruppe der FDP

Bürgergespräche  
im Stellingsaal

11:00 Uhr - SPD; � 4. OG 
13:00 Uhr - Die Linke; � nur mit Voranmeldung
14:30 Uhr - AfD� bei den Fraktionen 

Programm auf der Freitreppe am Hauptturm

12:00 Uhr 
Sinfonisches Blasorchester des Goethe-Gymnasiums Schwerin  
(danach Umzug durch den Burggarten)

12:30 Uhr Zaubershow für Kinder von Felix Jenzowsky – „magic felix“

14:00 Uhr Rostocker Shantychor Luv un Lee

Bühnenprogramm im Schlossinnenhof

10:15 Uhr Begrüßung und Gespräch mit der Landtagspräsidentin Birgit Hesse

10:20 Uhr Sinfonisches Blasorchester des Goethe-Gymnasiums Schwerin

10:45 Uhr Preisverleihung „Wettbewerb des Welterbevereins“

11:30 Uhr Sinfonisches Blasorchester des Goethe-Gymnasiums Schwerin

12:00 Uhr Gespräch mit den Fraktionsvorsitzenden

12:30 Uhr Tanzstudio Schlebusch

13:00 Uhr Fokus: „Veteranentag 2026“

13:45 Uhr Tanzstudio Schlebusch

14:00 Uhr Zaubershow von Felix Jenzowsky „magic felix“

14:40 Uhr
Gespräch der Fraktionen zum Thema: 
„Mobilitätsoffensive in Mecklenburg-Vorpommern“

15:15 Uhr Gitarrenduo „HansHagen“

16:15 Uhr Rostocker Shantychor Luv un Lee

16:45 Uhr Verabschiedung
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Sichern Sie sich Tickets  
für die Schweriner  
Schlosskonzerte

www.schweriner-schlosskonzerte.de

TAG DER OFFENEN TÜR 
 LANDTAG MECKLENBURG-VORPOMMERN 

      IM SCHWERINER    SCHLOSS 

14. Juni 2026  
von 10:00 Uhr bis 16:30 Uhr

* Besondere Räume des Schlosses besichtigen  
* Arbeit des Parlaments kennenlernen  
* mit Abgeordneten ins Gespräch kommen 
* Schlossmuseum & Schlosskirche erleben 
* Unterhaltung für die ganze Familie  
* für das leibliche Wohl ist gesorgt

Wo: Schweriner Schloss
(Lennéstraße 1, 19053 Schwerin)

www.landtag-mv.de/mitmachen

Foto: Udo Tanske

LANDTAG VOR ORT
 BEI DER „34. LEISTUNGSSCHAU“  

IN TORGELOW 

 Kommen Sie mit Abgeordneten ins Gespräch, 
 gewinnen Sie beim Landtagsquiz und infor mieren Sie sich 
über die Öffentlichkeitsarbeit und  
parlamentarische Bildung des Landtages  MV.

20.-21. Juni 2026  
bei der „34. Leistungsschau“ 

Wir freuen uns auf Ihren Besuch!
Foto: Shutterstock.com | Video Media Studio Europe

Landtag vor Ort in Torgelow
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